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Rechtslage gefährdet
Kinder- und Jugendhilfe
Nach Darstellung des CSU-MdB sind Re-
formen im Sozialbereich unaufschiebbar.
Rot-Grün stellt ideologische
Interessen voran. Seite 3

Wolfgang Zöller:

Auszeichnung mit
„mérite européen“
Bei einem CSU-Bezirksparteitag wurde der
Vizepräsident des Europäischen Parlaments
mit dem höchsten luxembur-
gischen Orden geehrt. Seite 16

Ingo Friedrich:

Ehrenvoller Abschied 
in Dillingen
Zahlreiche Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens würdigten den im Alter von 61 Jahren
verstorbenen langjährigen
Landrat. Seite 17

Dr. Anton Dietrich 

„Stell’ Dir vor, es ist Wahl,
und keiner geht hin.“ Die
Verfremdung dieses alten
Brecht-Zitats kommt nicht
von ungefähr: Der Bürger-
meister ist ernsthaft besorgt
um die am 13. Juni stattfin-
dende Europawahl. Nur
knapp 10 Prozent der Deut-
schen wissen nämlich von
diesem Ereignis.        Seite 19

Bayerischer Landkreistag: 

Verfassungsrechtliche
Notbremse

Das Präsidium des Bayerischen Landkreistags hat am 21.4.2004
beschlossen, dass bayerische Landkreise den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung beim Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe stellen, um das Inkrafttreten des Sozialgesetzbu-
ches II am 1.1.2005 zu verhindern. 

Die Landräte in Bayern sehen
für die ca. 350.000 betroffenen
Leistungsberechtigten für das
Arbeitslosengeld II sowie für die
Kosten der Unterkunft und Hei-
zung zum 1. Januar des kom-
menden Jahres das Chaos vor-
aus. Der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat
Theo Zellner: „Mir tun schon
heute die Menschen leid, wenn
sie zu Jahresbeginn vor ver-
schlossenen Türen stehen und

niemand bei der Agentur für Ar-
beit in der Lage sein wird, ihnen
die berechtigten Wünsche nach
Geldleistungen für sich und ihre
Familien zu erfüllen. Wir Land-
kreise können dann nicht mehr
helfen, weil wir für das Arbeits-
losengeld II nicht zuständig und
für die Kosten von Unterkunft
und Heizung nicht mehr lei-
stungsfähig sind.“ 

Nettodefizit

Die landesweiten Berechnun-
gen haben ein Nettodefizit der
bayerischen Kommunen von
jährlich 576 Mio. Euro ergeben.
Nachdem alle Versuche des
Bayerischen Landkreistags,
beim Bund, beim Freistaat Bay-
ern und bei den Abgeordneten
des Deutschen Bundestags
Gehör zu finden, erfolglos wa-
ren, sehen die Landräte keinen
anderen Ausweg mehr, als nach
Karlsruhe zu gehen. 

Die Chefs der Landkreise wer-
den im Schulterschluss mit den
Bürgermeistern noch weitere öf-
fentlichkeitswirksame Aktionen
planen und durchführen, um
doch noch ein Einlenken des
Bundestags zu erwirken. ?

Landkreistag 2004 in Burghausen 
Der Bayerische Landkreistag 2004 findet am 18. und 19. Mai

in Burghausen im Landkreis Altötting statt. Am Dienstag wird
Staatsminister Erwin Huber, Leiter der Bayerischen Staatskanz-
lei und Staatsminister für Bundesangelegenheiten und Verwal-
tungsreform, zum aktuellen Stand der „Verwaltung 21“ Stellung
nehmen. Staatsministerin Christa Stewens, Bayerisches Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen,
wird am selben Tag über die Probleme der Zusammenlegung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe referieren. 

Am Mittwoch wird der Präsident des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Theo Zellner, Cham, eine Grundsatzansprache hal-
ten und Staatsminister Dr. Otto Wiesheu, Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie,
über die Landesentwicklung in der Verantwortung des Wirt-
schaftsministeriums sprechen. 

Auf der Tagesordnung der ordentlichen Landkreisversamm-
lung stehen unter anderem die Beratungen zur Jahresrechnung
2003 und zur Haushaltssatzung 2004 des Bayerischen Land-
kreistags. Am Bayerischen Landkreistag 2004 in Burghausen
werden voraussichtlich über 350 Vertreter der Landkreise und
Gäste teilnehmen. ?

„Ritter, Rosen und Ressourcen“ lautet das Motto der Landes-
gartenschau 2004 in Burghausen. Unser Bild entstand bei de-
ren Eröffnung. Zu sehen sind v.l. n. r.: Erster Bürgermeister
Hans Steindl, Umweltminister Werner Schnappauf, Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber, Benno Basso, Vorsitzender der
Fördergesellschaft der bayerischen Gartenschauen, Karin
Stoiber und Evelyn Steindl (vgl. Bericht auf Seite 12). ?

Wahres Ausmaß der Staatsverschuldung:

Stoiber fordert 
klare Auskunft
Finanz- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung

gescheitert / Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte verbunden mit Strukturreformen

Bayerns Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber forderte
die Bundesregierung am vergangenen Dienstag ultimativ
auf, dem Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit kla-
re Auskunft über das wahre Ausmaß der Staatsverschul-
dung beim Bund in diesem Jahr zu geben. Stoiber: „Ich er-
warte, dass Finanzminister Hans Eichel dem Parlament
Rede und Antwort steht über das Ausmaß der Neuver-
schuldung in diesem Jahr - und zwar vor Entscheidungen
der Regierung über noch mehr neue Schulden. Es ist zu
befürchten, dass die wahre Lage des Bundeshaushalts so
katastrophal ist, dass die Bundesregierung dies durch ein
schuldenfinanziertes Konjunkturprogramm kaschieren
wollte. Deshalb hat die Öffentlichkeit jetzt ein Anrecht auf
Information über die wahre Finanzlage des Bundes.“

Stoiber: „Die Finanz- und
Wirtschaftspolitik der Regierung
Schröder ist auf der ganzen Linie
gescheitert. Schröder, Eichel und
Clement sind unfähig, einen
spürbaren Aufschwung in
Deutschland herbeizuführen, so
wie es in fast allen unseren
Nachbarländern gelingt. Mit die-
ser Regierung ist offensichtlich
kein durchgreifender Auf-
schwung möglich. Diese Regie-
rung versteht weder etwas von
der Wirtschaft, noch kann sie or-

dentlich mit dem Geld der Bür-
ger umgehen.“ Eine solide Fi-
nanz- und Haushaltspolitik ist
Grundlage und Voraussetzung
für wirtschaftlichen Erfolg und
für mehr Wachstum, schrieb
Stoiber der rot-grünen Koalition
ins Stammbuch. 

Persönliche Verantwortung

Stoiber warf Schröder vor,
persönlich für den fehlenden
Aufschwung in Deutschland

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Verhandeln statt Crash-Kurs!
Der Bayerische Städtetag ist nach wie vor bereit, mit den Ge-
werkschaften über Arbeitszeittarifverträge zu verhandeln. Wie
Städtetagsvorsitzender Josef Deimer der Presse in München
erläuterte, fühlten sich die Städtevertreter durch das Präsidi-
um der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) bestätigt. Dieses hatte  beschlossen, die Tarifverträge
für die Angestellten und Arbeiter nicht zu kündigen. Allerdings
erwartet der Städtetag, dass sich die Gewerkschaften bis spä-
testens Ende September bewegen. 

Die Städte und Gemeinden
wollen insbesondere eine leis-
tungsbezogenere Bezahlung,
bemerkte Deimer. Sie soll mit
Einsparungen z. B. beim Weih-
nachtsgeld und Urlaubsgeld so-
wie bei den familienbezogenen
Bestandteilen der Vergütung
(Familienzuschläge, Ortszu-
schlag) finanziert werden. Kos-
tensenkungen versprechen sich
die kommunalen Arbeitgeber
vor allen Dingen von einer Ar-
beitszeitflexibilisierung. So sol-
len „teure“ Überstunden redu-
ziert und Arbeitszeitkonten ein-
geführt werden. 

Mehr Freiraum

Als problematisch bezeichnete
es der Vorsitzende, dass sich die
Schere zwischen der Arbeitszeit
der Beamten und der Tarifbe-
schäftigten trotz der Kündigung
des Arbeitszeittarifvertrags
durch den Freistaat weiter öffnet.
Den Städten und Gemeinden
bringe die Verlängerung der Ar-
beitszeit für Beamte auf 42 Stun-
den in der Praxis kaum etwas.
Deimer plädierte dafür, den
Kommunen mehr Freiraum bei
der Bezahlung und der Arbeits-
zeit ihrer Beamten einzuräumen.

Bedenkliches Verständnis

Für eine schwere Belastung
des partnerschaftlichen Verhält-
nisses zwischen Staat und Kom-
munen hält der Städtetagsvorsit-
zende indes die Ankündigung
von Ministerpräsident Stoiber
und Finanzminister Kurt Faltl-
hauser, dass es „in künftigen Ge-
sprächen über die kommunale
Finanzlage eine Rolle spielen
wird“, wenn die Kommunen
weiter auf die Kündigung der
Arbeitszeitregeln für die Ange-
stellten und Arbeiter verzichten

wollen. Diese „kaum verhüllte
Drohung“ offenbart nach Auf-
fassung des Landshuter OB ein
bedenkliches Verständnis von
der kommunalen Selbstverwal-
tung. Der Staat dürfe die Kom-
munen nicht ernsthaft zwingen,
Tarifverträge zu kündigen, wenn
sie damit die Leistungsfähigkeit
ihrer Verwaltungen aufs Spiel
setzen. Deimer: „Wenn bei ei-
nem Streik Busse und Straßen-
bahnen nicht mehr fahren und
der Müll sich auf den Straßen
stapelt, dann kommen die Bür-
ger zu uns ins Rathaus und nicht
in die Staatskanzlei des Minister-
präsidenten!“ 

Was die Zusammenlegung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe anbelangt, sind die
Kommunen laut Deimer bereit,
kooperativ mitzuwirken. Voraus-
setzung dafür sei allerdings, dass
sie durch die Zusammenlegung
jährlich mindestens um 2,5 Mil-
liarden Euro (bundesweit) entla-
stet werden. Um das Vorhaben
zum 01.01.2005 umzusetzen,
müssen die notwendigen gesetz-
lichen Änderungen bis zum
30.06.2004 abgeschlossen sein.
Gegenwärtig bestehen erhebli-
che Zweifel, ob die Vorgaben
durch den Bundesgesetzgeber
erfüllt werden. Durch grobe Feh-
ler im Vermittlungsausschuss
wurde ein Gesetzentwurf auf den
Weg gebracht, der die Kommu-
nen statt um 2,5 Milliarden Euro
jährlich zu entlasten, ihnen Aus-
gaben in Höhe von 5 Milliarden
Euro jährlich aufbürdet. Allein
die bayerischen Städte und
Landkreise müssten pro Jahr 576
Millionen Euro drauf zahlen. 

Kooperation

Die einzige Lösung, die unter
den gegebenen Rahmenbedin-
gungen ein völliges Chaos ver-

hindern könnte, ist nach Deimers
Dafürhalten die Kooperation von
Kommunen und Agentur für Ar-
beit auf gleicher Augenhöhe, z.
B. in Form von Arbeitsgemein-
schaften. Dieses Modell könne
aber nur dann bis zum 1. Januar
2005 ins Laufen gebracht wer-
den, wenn eine Reihe organisa-
torischer Änderungen in die
Hartz IV-Gesetze aufgenommen
werden. So müsste der Daten-
transfer zwischen Kommunen
und Arbeitsgemeinschaften
praktikabel geregelt werden. Die
Arbeitsgemeinschaften sollten
aufgrund unterschiedlicher Ge-
bietszuschnitte in der Regel nur
aus einer Arbeitsagentur und ei-
ner Kommune bestehen. Not-
wendig seien einfache Lösun-
gen, die den Hilfeempfängern
vermittelbar sind.

Kommunen gegen
Ausbildungsplatzabgabe

Abgelehnt wird vom Städte-
tag wiederum selbst eine zugun-
sten der Kommunen entschärfte
Ausbildungsplatzabgabe. Dem
Vernehmen nach sollen Städte
und Gemeinden von der Abgabe
befreit werden, wenn sie sich in
einer schwierigen finanziellen
Situation befinden. Unter die-
sem schwammigen Begriff 
sollen angeblich nur Kommu-
nen fallen, die schon praktisch
den „Offenbarungseid“ leisten
müssen und ihren Haushalt

(Fortsetzung auf Seite 4)

durch seine ständigen Rich-
tungswechsel und seine politi-
sche Orientierungslosigkeit mit-
verantwortlich zu sein. Stoiber:
„Der ständige Richtungswechsel
in der Politik der Bundesregie-
rung zerstört jegliches wirt-
schaftliche Vertrauen.“ Stoiber
erklärte, Schröder nehme in den
eineinhalb Jahren seit der letzten
Bundestagswahl jetzt bereits den
dritten politischen Kurswechsel
vor, von der Steuererhöhungspo-
litik zu Beginn der Legislaturpe-
riode über die im Grunde richti-
gen Ansätze der Agenda 2010 im
vergangenen Jahr und jetzt zu ei-
ner noch größeren Staatsver-
schuldung mit konjunkturellen
Strohfeuerprogrammen. Stoiber:
„Diese Sprunghaftigkeit der Re-
gierung Schröder schwächt un-
ser Land.“ 

(Fortsetzung auf Seite 4)



LANDES-  UND BUNDESPOLITIK2 GZ06. 05. 2004

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Franz Witti

93188 Pielenhofen
am 18.5.
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Bürgermeister Johann Schorer
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Bürgermeister

Korbinian Hillmeier
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am 13.5.
Bürgermeister Dietmar Hollmann
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am 15.5.

Bürgermeister
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am 16.5.
Oberbürgermeister
Dr. Dieter Mronz
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am 17.5.
Bürgermeister Alfred Zenger
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am 20.5.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Valentin Reichenberger
83451 Piding

am 10.5.
Bürgermeister Ludwig Herzog

83410 Laufen
am 16.5.

Bürgermeister Josef Kreitmeir
85229 Markt Indersdorf

am 19.5.
Bürgermeister Anton Gareis

92690 Pressath
am 21.5.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Harald Schlegel

95482 Gefrees
am 14.5.

Bürgermeister Anton Drexler
94344 Wiesenfelden

am 19.5.
Bürgermeister Kurt Back

97724 Burglauer
am 20.5.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Friedrich Gleitsmann
96193 Wachenroth

am 13.5.
Bürgermeister Thomas Ullmann

97769 Bad Brückenau
am 19.5.

Wir gratulieren

Bundeswehr soll sich auf 
Heimatschutz konzentrieren

CSU-Sicherheitsforum in München mit Innenminister Beckstein

„Wenn ich immer wieder betone, dass die Innere Sicherheit
für mich den Stellenwert eines sozialen Grundrechts hat, so
meine ich dies sehr ernst. Die Bayerische Staatsregierung tut
alles, um der terroristischen Bedrohung wirkungsvoll zu be-
gegnen“, betonte Innenminister Dr. Günther Beckstein beim
CSU-Sicherheitsforum in München. 

Unmittelbar nach den Anschlä-
gen des 11. September 2001 sei
ein umfassendes Sicherheitspa-
ket geschnürt worden, sagte
Beckstein. So seien beispielswei-
se die zusätzlichen 50 Stellen, die
zur Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus beim Landes-
amt für Verfassungsschutz ge-
schaffen wurden, zwischenzeit-
lich vollständig besetzt. Das Lan-
desamt und die Polizei beobach-
teten insbesondere die gewaltbe-
reite islamistische Szene in Bay-
ern aufs Intensivste: „Und wir
wissen, dass dies die Szene er-
heblich verunsichert.“ 

Eigenes Sachgebiet

Das Bayerische Landesamt für
Verfassungsschutz hat den ver-
stärkten Analysebedarf beim is-
lamistischen Extremismus be-
reits bei seiner Umorganisation
nach dem 11. September 2001
berücksichtigt, indem es ein ei-
genes Sachgebiet schuf. Eine

solche Organisationseinheit wer-
de auch auf der Ebene des Bun-
desamts für Verfassungsschutz
benötigt, erklärte der Minister.
Die Länder müssten diese Ein-
richtung regelmäßig mit Infor-
mationen sowie Auswertungs-
und Analyseergebnissen belie-
fern. An der Kooperationsbereit-
schaft Bayerns werde es hier kei-
nesfalls fehlen. 

Kein deutsches FBI

Allerdings stellte Beckstein
ausdrücklich klar, „dass es ein
deutsches FBI oder ein Bundes-
amt für Verfassungsschutz, das
die Länder weitgehend ausschal-
tet, mit uns nicht geben wird“.
Allen Forderungen von Rot-
Grün, die Landesbehörden für
Verfassungsschutz aufzulösen
und durch Stellen zu ersetzen,
die dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz nachgeordnet sind,
erteilte er eine klare Absage:
„Was wir brauchen, sind effizi-
ente Landesbehörden, nicht aber
ein zentrales Bundesamt für Ver-
fassungsschutz, das in die einzel-
nen Länder hinein regiert und
die Arbeitsschwerpunkte be-

stimmt. Damit wird man den re-
gionalen Gegebenheiten der ex-
tremistischen Szene in den ein-
zelnen Ländern nicht gerecht.“ 

Was den Einsatz der Bundes-
wehr im Innern anbelangt, müs-
se man sich vor Augen führen,
dass die Grenzen zwischen inne-
rer und äußerer Sicherheit mehr
und mehr fließend werden, fuhr
Beckstein fort. Benötigt werde
ein System integrierter Sicher-
heit, in dem sich Kräfte für die
innere und äußere Sicherheit
wirksam ergänzen. Ziel müsse es
sein, die Bundeswehr in beson-
deren Gefährdungslagen im In-
nern im Rahmen ihrer spezifi-
schen Fähigkeiten ergänzend zu
Polizei und Bundesgrenzschutz
einzusetzen.

Polizei stößt an Grenzen

Die Bundeswehr müsse in den
Kampf gegen den Terrorismus
eingebunden werden, betonte
der Minister. Gerade nach dem
11. September habe sich gezeigt,
dass die Polizei personell und
materiell an ihre Grenzen stößt.
Die Einsatzmöglichkeiten der
Bundeswehr im Innern müssten
deshalb über eine Grundge-
setzänderung, wie sie Bayern zu-
sammen mit Hessen, Sachsen
und Thüringen in einer aktuellen
Bundesratsinitiative sowie die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Zu einem Meinungsaustausch trafen sich Vertreter der CSU-
Landtagsfraktion mit dem Vorstand des Bayerischen Städte-
tags. Diskussionspunkte waren die Gemeindefinanzreform, die
Neufassung der Grundsteuer, die Zusammenführung von So-
zialhilfe und Arbeitslosenhilfe sowie die Arbeitszeitverlänge-
rung im öffentlichen Dienst. Unser Bild zeigt v.l.n.r. OB Chri-
stian Ude, stellvertretender Verbandsvorsitzender, Joachim
Herrmann, Vorsitzender der CSU-Landtagsfraktion und OB
Josef Deimer Städtetagsvorsitzender. ?

Bagatellsteuern wieder im Gespräch:

Mehr Handlungsspielraum
für Bayerns Kommunen

Kontroverse Meinungen in der CSU - Herrmann setzt auf Anhörung der Spitzenverbände

Die vom Vorstand der CSU-Landtagsfraktion intern mit knap-
per Mehrheit bekundete Absicht, im Sinne kommunaler Hand-
lungsfreiheit neu über Bagatellsteuern nachzudenken, hat dieses
latente Thema der Landespolitik wieder belebt. Unter den Kom-
munalpolitikern der Regierungsfraktion gibt es Stimmen für ei-
ne neuerliche Änderung des Kommunalabgabengesetzes, wirt-
schaftsorientierte Abgeordnete warnen davor. Fraktionsvorsit-
zender Joachim Herrman erklärte, eine Festlegung habe der
Fraktionsvorstand weder pro noch contra getroffen. Man wer-
de „das Ergebnis der Anhörung der kommunalen Spitzenver-
bände abwarten“.

Vor rund 20 Jahren hatte der
Landtag die Erhebung von Baga-
tellsteuern - z. B. Getränke-, Spei-
seeis-, Automatensteuer - da-
durch unterbunden, dass zwar das
kommunale Steuerfindungsrecht
blieb, aber jede Abgabe im Ge-
setz einzeln vermerkt werden
muss. Geblieben ist nur die Hun-
desteuer. Im März dieses Jahres
hat das Kabinett Stoiber indessen
seine ablehnende Haltung zur
Zweitwohnungssteuer für Frem-
denverkehrsgemeinden revidiert;
nicht einstimmig, wie zu hö-
ren war. Im Fraktionsvorstand

war das Ergebnis 10 : 9 Stimmen.

Einig mit Spitzenverbänden

Die Befürworter von Bagatell-
steuern in der CSU, darunter be-
dingt auch Innenminister Dr.
Günther Beckstein, sehen sich in
Übereinstimmung mit Städte-
und Gemeindetag, die sich aktu-
ell in Vorstandsbeschlüssen bzw.
-stellungnahmen für das grund-
sätzliche Steuerfindungsrecht
ohne gesetzliche Einzelgeneh-
migung ausgesprochen haben.
Der Vorsitzende des Wirtschafts-

ausschusses im Landtag, Franz
Josef Pschierer, sowie der Vorsit-
zende des CSU Parlamentskrei-
ses Mittelstand, Klaus Dieter
Breitschwert, auch Wirtschafts-
minister Dr. Otto Wiesheu, bezo-
gen sich auf die ablehnenden
Stellungnahmen der Wirtschafts-
verbände und des Bundes der
Steuerzahler. Sie haben die
Staatsregierung in einer Resolu-
tion aufgefordert, die Bagatelle-
steuerdiskussion „ein für alle
Mal zu beenden“.

Herrmann legte sich nur inso-
weit fest, als er feststellte, eine
Aufhebung des Bagatllesteuer-
verbots „wäre keine Lösung der
kommunalen Finanzprobleme“.
Die Verantwortung für die Mise-
re liege bei der Bundesregierung
und bleibe auch dort. „Der CSU-
Fraktion geht es darum, die kom-
munale Selbstverwaltung zu stär-
ken und die Kommunen selbst
entscheiden zu lassen, was sie für
richtig oder falsch halten.“

Mehr Last als Lust

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget erklärte, die Wie-
dereinführung der Bagatellsteu-
ern sei „das glatte Gegenteil von
Bürokratieabbau, Steuerverein-
fachung und Reduzierung der
Belastung mit Steuern und Ab-
gaben“, letztlich „mehr Last als
Lust“. Der Oppositionssprecher
hielt dem Vorwurf Herrmanns an
die Adresse der Bundesregie-
rung entgegen, in Bayern habe
die CSU-Mehrheitsfraktion mit
dem Nachtragsetat 2004 den
„kommunalfeindlichsten Haus-
halt aller Zeiten“ verabschiedet.
Zur „nachhaltigen Verbesserung
der Kommunalfinanzen“ erneu-
erte Maget die Forderung nach
Streichung der Solidarumlage
(für die neuen Länder), Er-
höhung der Schlüsselzuweisun-
gen und der Investitionsförder-
maßnahmen. rm

Warnung vor 
kommunalem Kollaps

Landtag einig: Das Hartz-IV muss nachgebessert werden

Alle drei Fraktionen des Landtags sind sich einig, dass das „Vier-
te Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz
IV)“ mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
nachgebessert und damit für die Kommunen erträglich gemacht
werden muss. Die aus dem Vermittlungsausschuss von Bundes-
tag und Bundesrat herausgekommene Fassung würde Städten
und Landkreisen statt der versprochenen Entlastung von 2,5
Milliarden Euro Belastungen von über einer halben Milliarde
bringen. Trotz dieser Übereinstimmung konnten sich CSU, SPD
und Grüne nicht auf einen gemeinsamen Beschlusstext einigen.

Differenzpunkt war wieder
einmal die Frage, wer die Ver-
antwortung für das inakzeptable
Gesetz trage. Die CSU forderte
in ihrem Dringlichkeitsantrag
„unverzüglich gesetzgeberische
Korrekturen auf Bundesebene“.
Darauf müsse die Staatsregie-
rung „mit Nachdruck“ drängen.
Im SPD-Antrag hieß es, „alle an
dem Vermittlungsverfahren Be-
teiligten“, seien aufgefordert, die
Hartz IV zugrunde gelegten An-
nahmen nochmals zu überprü-
fen, damit die zugesagte Entla-
stung um 2,5 Milliarden Euro
tatsächlich eintrete. Im Grünen-
Text hieß es noch konkreter,
„hierbei steht auch die Staatsre-
gierung in der Verantwortung,
das unglückliche Ergebnis nach-
zubessern, an dem sie mitge-
wirkt hat“.

Auf Berlin vertraut

„Wenn nichts geschieht, wer-
den wir den kommunalen Kol-
laps erleben,“ prophezeite Tho-
mas Kreuzer (CSU). Die SPD
habe die Warnung auch aus von
ihr regierten Städten nicht ernst
genommen, sondern „auf Berlin
vertraut“. Das sei symptoma-
tisch für die ganze Partei. Da die
Bundesregierung von ihren eige-
nen Rechenfehlern profitieren
würde, liege es an ihr, die richti-
gen Zahlen zugrunde zu legen.

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget sah „Krokodilsträ-
nen“ bei der CSU. Das Ergebnis
im Vermittlungsausschuss ent-
spreche nicht dem Ziel der Bun-
desregierung. Statt gegenseitiger
Schuldzuweisungen müssten die
Finanzminister des Bundes und
der Länder jetzt gemeinsam
nachrechnen. Für die Grünen
blies Christine Kamm in das

gleiche Horn. Sie nannte das
Verhalten der CSU „pharisäer-
haft“, In der Sache forderte sie
u.a. eine Korrektur beim Wohn-
geld, das nicht allein auf Kosten
der Kommunen gehen dürfe. So-
zialministerin Christa Stewens
lehnte jede Mitverantwortung
für die Berliner Rechenfehler ab.
Zumal sich der Bund laufend
verrechne, wie auch schon bei
der Steuerreform. Die Ministerin
verwies auf den Zusammenhang
zwischen der Finanzierung und
der im Optionsgesetz des Bundes
vorgesehenen Trägerschaft der
Arbeitsagenturen und Kommu-
nen für das Arbeitslosengeld II.
Letztere sollten allein zuständig
sein. In diesem Sinne habe der
Vermittlungsausschuss entschie-
den. Bei der Bundesregierung sei
von Alleinverantwortung keine
Rede. Die Staatsregierung habe
sich, anders als die Bundesregie-
rung, mit den kommunalen Spit-
zenverbänden zusammen gesetzt
und eine Revisionsklausel für
Hartz IV vorbereitet.

Zweifel bei allen Fraktionen

Ob die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe
tatsächlich, wie vorgesehen, ab
1. Januar 2005 praktisch erfol-
gen könne, blieb in der Land-
tagsdiskussion offen. Dass es
auch bei SPD und Grünen Zwei-
fel an der momentanen Form des
Hartz-IV-Gesetzes gab und gibt,
bestätigte die Abstimmung: Der
CSU-Dringlichkeitsantrag wur-
de auch von einigen SPD-Abge-
ordneten bejaht, die Grünen ent-
hielten sich; es gab keine Nein-
stimme. Andererseits sagten
SPD und Grüne zu ihren Vorla-
gen gemeinsam ja und die CSU
lehnte beide ab. rm

konkret vorschlagen, genau fest-
gelegt und erweitert werden. Die
Länder sollten die Möglichkeit
haben, im Falle terroristischer
Bedrohungen - auch unterhalb
der Schwelle des Verteidigungs-
oder Spannungsfalls - auf die
Bundeswehr zurückzugreifen,
etwa beim Schutz ziviler Ein-
richtungen oder bei drohenden
Anschlägen durch biologische
oder chemische Giftstoffe. Darü-
ber hinaus werde eine klare Re-
gelung für die Abwehr von Be-
drohungen durch Luftfahrzeuge
und von See her benötigt. Dies
habe der Irrflug eines Kleinflug-
zeugs über dem Zentrum von
Frankfurt Anfang 2003 deutlich
gemacht.

Späte Aktivitäten

Wie Beckstein bemerkte, be-
grüße er es zwar grundsätzlich,
dass die Bundesregierung inzwi-
schen den Entwurf eines Luftsi-
cherheitsgesetzes auf den Weg
gebracht hat. Diese späten Akti-
vitäten dürften aber nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass eine
dringend gebotene verfassungs-
rechtliche Absicherung und ein
Gesamtkonzept fehlen. 

Die Bestrebungen der Bundes-
regierung, die gewachsenen Or-
ganisationsstrukturen der zivil-
militärischen Zusammenarbeit
mit den bewährten Verteidi-
gungsbezirkskommandos buch-
stäblich wegzurationalisieren,
sieht Beckstein mit großer Sor-
ge. Bei einer Aufgabenneube-
wertung der Bundeswehr müsse
vor allem auch die territoriale
Komponente - Heimatschutz
und Territorialschutz - stärker
betont werden. Beispielhaft

nannte der Minister die Neuauf-
stellung von Heimatschutzkräf-
ten aus Wehrpflichtigen und Re-
servisten, die sich ausschließlich
mit der Landesverteidigung be-
fassen und im Bedarfsfall für
den Einsatz im Zivil- und Kata-
strophenschutz kurzfristig zur
Verfügung stehen.

Absoluter Schutz unmöglich

Beckstein abschließend: „Ei-
nen absoluten, einen hundertpro-
zentigen Schutz gegen fanati-
sche und zu allem bereite Terro-
risten kann es nicht geben. Trotz-
dem dürfen wir im Kampf gegen
den Terrorismus nicht nachlas-
sen. Alle demokratischen Kräfte

müssen an einem Strang ziehen,
um die Gefahr eines terroristi-
schen Anschlags in Deutschland
so gering wie möglich zu halten.
Wir dürfen nicht zulassen, dass
in diesem Land die Angst vor
dem Terror das Leben der Bevöl-
kerung bestimmt.“ 

Nach dem Referat des Innen-
ministers diskutierten Elmar
Theveßen, ZDF-Terrorismusex-
perte, sowie der Präsident des
Bayerischen Landesamtes für
Verfassungsschutz, Günter Gold,
zusammen mit Innenminister
Beckstein über eine neue Sicher-
heitskonzeption für Deutsch-
land. Moderiert wurde die Ver-
anstaltung von CSU-Generalse-
kretär Markus Söder.              DK

Titel „Kulturhauptstadt 
Europas“ heftig umworben 

Gleich 16 deutsche Städte bewerben sich um den Titel „Eu-
ropäische Kulturhauptstadt 2010“. Nie zuvor haben so viele Ge-
meinden an dem Wettbewerb teilgenommen. Wer am Ende mit
der Auszeichnung geehrt wird, das entscheidet sich in den kom-
menden zwei Jahren. Fest steht schon jetzt, dass nicht allein
Schönheit und Reichtum einer Kommune ausschlaggebend sind.
„Wichtige Kriterien sind die Europäische Dimension und der
Symbolgehalt einer Stadt“, erläuterte Dr. Gerhard Sabathil, Lei-
ter der deutschen Vertretung der EU-Kommission die Position
der EU. Auf einer Pressekonferenz im Europäischen Haus führ-
te er weiter aus, dass auch „das Thema Nachhaltigkeit von
großer Bedeutung“ sei. „Für die Jury ist entscheidend, welche
Anstöße über das Kulturjahr hinaus wirken.“

2010 wird es neben einer deutschen auch eine ungarische Kul-
turhauptstadt geben. Mit der doppelten Vergabe soll die Vernet-
zung alter und neuer EU-Staaten und Städte vorangetrieben wer-
den. Bis Ende März mussten die Städte ihre Bewerbungen ein-
gereicht haben; Mitte Mai beginnen die Auswahlverfahren.     ?



06. 05. 2004 BLICKPUNKTEGZ 3

man mag es ja kaum glau-
ben, aber die Debatte über die
Zusammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe
für erwerbsfähige Hilfsbe-
dürftige wird allmählich im-
mer grotesker. Ursprünglich
ging man ja davon aus, dass
die Kommunen (kreisfreie
Städte und Landkreise)
deutschlandweit mit 2,5 Milli-
arden Euro entlastet werden.
Jetzt rechnen die Spitzenver-
bände mit einer Belastung von
2,4 Milliarden Euro. Dies be-
deutet, dass knapp fünf Milli-
arden Euro zu Lasten der
Kommunen verschoben wer-
den! Eigentlich
würde diese ka-
t a s t r o p h a l e
Feststellung zur
Kritik an einer
Neuregelung reichen.

Es geht aber noch weiter.
Bei der Durchführung des Ge-
setzes sieht der Gesetzgeber
wahlweise zwei Trägermodel-
le vor: Einmal ist es eine zwei-
geteilte Trägerschaft von Bun-
desagentur und Kommunen,
zusammengeführt durch eine
sogenannte Arbeitsgemein-
schaft, zum anderen wäre auf
dem Wege der Option eine al-
leinige Trägerschaft der
Landkreise und kreisfreien
Städte möglich. 

Für den zweiten Fall wäre
die Grundlage das noch aus-
stehende Optionsgesetz, dies
wird aber wohl nach den Be-
kundungen der Länder im

Bundesrat scheitern. Damit
bleibt nur die Lösung mit der
Arbeitsgemeinschaft. Deren
Rechtsform ist aber nirgend-
wo geregelt. Somit entsteht be-
reits bei diesem Punkt wieder

neue Unsicher-
heit.

Dieses elen-
de, auf die
Bundesregie-

rung und diese tragenden
Parteien zurückgehende Des-
aster, kann nur einen Schluss
nahelegen: Die Kommunen
müssen sich bei der Übernah-
me von Aufgaben soweit wie
irgend möglich zurückhalten
und die Zukunft den örtlichen
Repräsentanten der Bundes-
agentur für Arbeit überlassen.

Andernfalls laufen sie Ge-
fahr, noch mehr zur Kasse ge-
beten zu werden. Die Grundsi-
cherung lässt grüßen!

KolumneGZ Luitpold Braun

Keine weiteren 
Verschiebungen!

Nachhaltigkeit in der Kinder-
und Jugendhilfe sichern

Von Wolfgang Zöller, MdB

In den vergangenen Jahren sind die kommunalen Aufwendungen
im Kinder- und Jugendhilfebereich explosionsartig angewachsen.
In Deutschland verzeichnen wir einen Anstieg von 14,3 Mrd. € im
Jahre 1992 auf 20,2 Mrd. € im Jahre 2002. Das entspricht 41,3 %
in 10 Jahren. Aus diesem Grunde verwundert es nicht, dass die
Leistungsfähigkeit der bayerischen Kommunen dramatisch über-
strapaziert ist: Allein in Bayern sind die Kosten von 1991 bis 2002
um 112,5 % angestiegen.

Gründe für diese exorbitante
Kostenausweitung sind nicht nur
Mitnahmeeffekte, sondern auch
Missbrauchstatbestände. Des-
halb werden auch gehäuft die
Beispielsfälle zitiert, in denen
selbst Eltern mit Spitzeneinkom-
men bei kostenintensiven Unter-
bringungs- und Betreuungsfor-
men finanziell kaum beteiligt
werden. Hierzu zählen auch die
Fälle, bei denen das Jugendamt
die Kosten der Unterbringung
von Kindern, die von einer seeli-
schen Behinderung bedroht sind
(z. B. Legasthenie und Dyskalku-
lie), in speziellen ausländischen
Internaten übernehmen muss.

Reformen unaufschiebbar

Meines Erachtens gefährdet
die derzeitige Rechtslage die
langfristige Funktionsfähigkeit
der Kinder- und Jugendhilfe:
Leistungen, die heute ohne sach-
liche Rechtfertigung gezahlt
werden und zudem die äußerst
prekäre Haushaltslage der Kom-
munen weiter belasten, be-
schneiden die Kinder- und Ju-
gendhilfe von morgen.

Deshalb sind Reformen auch
im Sozialbereich unaufschieb-
bar. Der Gesetzgeber muss dafür
Sorge tragen, dass die Kinder-
und Jugendhilfe auch zukünftig
ein leistungsfähiges Netzwerk
bleibt, das für Bedürftige eine
wirksame Hilfestellung darstellt.

Um die Nachhaltigkeit in der
Kinder- und Jugendhilfe zu si-

chern, muss die Erziehungsver -
antwortung der Eltern parallel
zu ihrer finanziellen Leistungs-
fähigkeit stärker betont werden.
So sollten Eltern und andere Un-
terhaltspflichtige zukünftig an

formvorschläge unterbreitet
(Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Sozialgesetzbuches -
Achtes Buches SGB VIII, BT-Drs.
15/1406). Auch die Sozialpoliti-
ker der CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag haben im
Schulterschluss mit den Bundes-
tagsabgeordneten der CDU eine
gleichgerichtete Initiative im
Bundestag auf den Weg gebracht
(Drittes Gesetz zur Änderung des
Achten Buches Sozialgesetzbuch
- Drittes SGB VIII Änderungsge-
setz BT-Drs. 15/1114).

Unterstützung aus NRW

Obwohl selbst das SPD-re-
gierte Bundesland Nordrhein-
Westfalen die Dringlichkeit der
Reform erkannt und sich kon-
sequent hinter den neuen Bun-
desratsentschließungsantrag mit
Bayern gestellt hat (Ent-
schließung des Bundesrates zur
Änderung des SGB VIII -Kinder-

und Jugendhilfegesetz - Entlas-
tung der Kommunen und Länder
im Bereich der Jugendhilfe, BR-
Drs. 222/04), werden derartige
gemeinschaftliche Anstrengun-
gen im Bundestag seitens Rot-
Grün verhindert: So haben die
Sozialpolitiker der rot-grünen
Regierungskoalition Anfang
April bei den abschließenden
Beratungen der zuständigen
Ausschüsse im Deutschen Bun-
destag empfohlen, gegen die bei-
den o. g. Gesetzentwürfe Bay-
erns und der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion zu stimmen.

Ideologische Interessen

Dieses widersprüchliche Ver-
halten von Rot-Grün beweist,
dass die Regierungskoalition
ideologische Interessen über die
Nachhaltigkeit in der Kinder-
und Jugendhilfe stellt. Ihre Re-
formbereitschaft und Reform-
fähigkeit steht damit vor dem
Aus.

Dessen ungeachtet dürfen wir
in unseren Bemühungen um eine
sinnvolle und sozialgerechte Re-
form des SGB VIII nicht nach-
lassen: Nur solide Kommunalfi-
nanzen sind eine Gewähr für die
Zukunft der Kinder- und Jugend-
hilfe in unserem Land (s.u.).    ?

Wolfgang Zöller, MdB. ?

Union-Initiative zur Kinder- und Jugendhilfe:

Rot-Grün blockiert 
Als „nicht zielführend“ hat der Familienausschuss des Deutschen
Bundestages mit den Stimmen von Rot-Grün einen Gesetzent-
wurf des Bundesrates und einen gleichlautenden Gesetzentwurf
der CDU/CSU-Fraktion zur Novellierung des 1991 in Kraft ge-
tretenen Kinder- und Jugendhilfegesetzes abgelehnt. Auch ein
Entschließungsantrag der FDP fand keine Zustimmung. 

Die Länderkammer und die
Unionsfraktion hatten in ihren
Gesetzentwürfen vorgeschlagen,
angesichts der Finanznot der
Kommunen Kosten zu dämpfen
und „stärker als bislang“ die
knapper werdenden Ressourcen
ziel- und zweckgerichtet einzu-
setzen. Auch wenn sich das gel-
tende Recht „in seinen Zielset-
zungen dem Grunde nach“ be-
währt habe, zeige sich in der Pra-
xis jedoch die Notwendigkeit, ei-
nige Bereiche des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes auf den
Prüfstand zu stellen und die Kos-
ten-Nutzen-Relation zu hinter-
fragen. Der Kostenanstieg in der
Jugendhilfe sei seit Inkrafttreten
des Gesetzes enorm. Allein von
2001 auf 2002 betrug dieser 258
Mio. Euro.  

Rahmen beschränken

Im Einzelnen sehen die Ent-
würfe vor, die Eingliederungs-
hilfe für seelisch behinderte oder
von einer solchen Behinderung
bedrohte junge Menschen an die
Eingliederungshilfe für körper-
lich und geistig behinderte Kin-
der und Jugendliche anzuglei-
chen, den Leistungsrahmen für
junge Volljährige auf die Fälle zu
beschränken, in denen eine Ju-
gendhilfemaßnahme bereits vor
Volljährigkeit begonnen hat, und
die Anrechnung des Kindergel-
des bei der Erhebung eines Kos-
tenbeitrages für Jugendhilfelei-

stungen anzurechnen, wenn das
Jugendamt den Lebensunterhalt
des Kindes sicherstellt. Darüber
hinaus sollen bürokratische
Hemmnisse abgebaut, Länder-
kompetenzen gestärkt oder
zurückgeholt sowie durch Dere-
gulierungsmaßnahmen der Voll-
zug optimiert werden. Trotz der
Ausgabensenkungen, die laut
Gesetzentwürfen auf rund 150
bis 250 Millionen Euro geschätzt
werden, sei mit dem Vorschlag
kein „Kahlschlag“ verbunden. 

Leistungsgerechtigkeit

In der Diskussion verteidigte
die Union ihre Initiative. Es gehe
dabei um mehr Leistungsgerech-
tigkeit, denn „jede Solidarität hat
ihre Grenzen“. Auch gelte es,
mehr Verantwortung auf die
Kommunen zu übertragen und
gegen Missbrauchsfälle vorzu-
gehen, weil sie Unfrieden schaff-
ten. Jugendämter seien zu Voll-
zugs- und Zahlstellen geworden.
Dass es angesichts der „horren-
den Kostensteigerungen“ Hand-
lungsbedarf gebe, habe die Bun-
desregierung inzwischen einge-
sehen, so die Union. So wollten
auch die A-Länder die Unionsi-
nitiative aufgreifen, da der
Druck der Kommunen wächst.
Die SPD kritisierte das Unions-
vorhaben. Das geltende Gesetz
habe sich bewährt. „Wir haben
nur Vollzugsdefizite“, so die So-
zialdemokraten. Die Gesetzent-

Neues Standardwerk bayerischer Geschichte:

„Bayerns Weg in
die Gegenwart“

In der Staatskanzlei haben Autor Prof. Dr. Peter Claus Hart-
mann und Verleger Friedrich Pustet Staatskanzleichef Erwin
Huber das neue Standardwerk „Bayerns Weg in die Gegen-
wart“ präsentiert und überreicht. Das 720 Seiten starke Kom-
pendium spannt einen weißblauen Bogen von dem von 543 bis
548 regierenden Merowingerkönig Theudebert bis zum jüngsten
Kabinett von Ministerpräsident Edmund Stoiber nach der
Landtagswahl im September 2003.

„Bayerns Weg in die Gegen-
wart“ erfasst alle historischen
Räume, die vom Jahre 500 an zu
Bayern gehörten bzw. noch
gehören und behandelt nicht nur
die politische Geschichte, son-
dern auch die Gesellschafts-,
Wirtschafts-, Kunst-, Kultur-
und Kirchengeschichte. Zur
schnellen Orientierung bietet das
Buch ein außergewöhnlich de-
tailliertes Inhaltsverzeichnis so-
wie ein überaus fein differenzier-
tes Gliederungsschema. 

Sehr plastisch wird der Text
durch über 300 Abbildungen
veranschaulicht. Er eignet sich
bestens als umfassendes Nach-
schlagewerk und Lesebuch zur
bayerischen Geschichte. Für die
zweite Auflage wurde die Ge-
schichte Bayerns von 1988 bis
2003 fortgeschrieben. Zudem
wurde die Auswahlbibliographie
ergänzt; neueste Forschungser-
gebnisse sind in die Darstellung
eingeflossen.

Nachschlagewerk 
für Behörden

Das Standardwerk sei als
praktisches Nachschlagewerk
für Beamte, Politiker, Schüler,
Studenten und Journalisten ge-
dacht, erläuterte Autor Peter
Claus Hartmann. Der 1940 ge-

borene Autor war von 1982 bis
1988 Professor für Neuere Ge-
schichte und Bayerische Landes-
geschichte an der Universität
Passau. Seit 1988 ist er Professor
für Neuere Geschichte an der
Universität Mainz. Vieles, so
Hartmann, habe sich in den ein-
einhalb Jahrtausenden bayeri-
scher Geschichte getan, aber ei-
niges wiederhole sich auch. So
habe im Mittelalter Bayern-Her-
zog Tassilo schon dem deut-
schen Kaiser Karl dem Großen
Schwierigkeiten bereitet, genau-
so wie heute Landesvater Stoiber
Bundeskanzler Schröder. 

Urteil des Historikers

Wie Staatskanzleichef Huber
betonte, ist das Außergewöhnli-
che an dieser Geschichte Bay-
erns der Schwerpunkt auf der
jüngsten Entwicklung des Lan-
des bis in die unmittelbare Ge-
genwart. Für einen aktiven Poli-
tiker sei es ungewöhnlich und
besonders faszinierend, das Ur-
teil des Historikers nicht erst
nach Jahrzehnten, sondern schon
kurze Zeit nach politischen Ent-
scheidungen zu erfahren. Die hi-
storische Darstellung des Auf-
stiegs Bayerns könne in der
manchmal kleinkarierten tages-
politischen Auseinandersetzung
die Bedeutung einer zukunftsori-
entierten Politik wieder bewus-
ster machen.

Bayern sei nicht nur eine Re-
gion auf der Landkarte. Deshalb
habe die Staatsregierung auch
bei der aktuellsten Weichenstel-
lung des Sparens, Reformierens
und Investierens immer im
Blick, das ganz spezielle Le-
bensgefühl in Bayern, die
bayerische Identität und die be-
sondere Verbindung von Traditi-
on und Fortschritt mit in die Zu-
kunft zu nehmen, erklärte Hu-
ber: „Die Politik der Staatsregie-
rung hat das Ziel, die Erfolgsge-
schichte vom Aufstieg Bayerns
fortzuschreiben und den Histori-
kern auch künftig positiven Soff
über das Zukunftsland Bayern zu
liefern.“ DK

den Kosten für ambulante Bera-
tungsangebote und ambulant-
therapeutische Maßnahmen so-
zialgerecht beteiligt werden.

Bayerischer Gesetzesantrag

Aus den genannten Gründen
hat Bayern bereits im vergange-
nen Jahr einen Gesetzesantrag
in den Bundesrat eingebracht,
der zahlreiche Problembereiche
aufgreift und zielführende Re-

würfe seien „reine Kameralistik“
und die dadurch angestrebte
Einsparung fiktiv, denn nur Lei-
stungsstreichungen bedeuteten
wirkliche Kostenreduzierung.

Ähnlich argumentierten die
Grünen. Die Unionsvorschläge
führten lediglich zur Verlagerung
der Kosten. Die Regierungsfrak-
tionen kritisierten auch die Vor-
schläge zur Kürzung bei jungen
Volljährigen und die Neugestal-
tung der Eingliederungshilfe bei
behinderten Kindern und Ju-
gendlichen. Dies bemängelten
auch die Liberalen, doch stimm-
ten sie mit der Union „uneinge-
schränkt“ überein, dass Kosten
im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe eingedämmt werden
sollten. DK

Erste Europäische Konferenz des bvv:

Europe goes Bamberg
150 Bildungsexperten aus über 20 europäischen Ländern tra-
fen sich in Bamberg zur ersten Europäischen Konferenz des
Bayerischen Volkshochschulverbandes (bvv), um die Perspek-
tiven der anstehenden EU-Erweiterung für die Erwachsenbil-
dung zu erörtern. Im Mittelpunkt der viertägigen Veranstal-
tung standen Fachthemen innerhalb der Bereiche „Lebenslan-
ges Lernen“ sowie „Bildung für Alle“.

„Zur gemeinsamen Bewälti-
gung der vor uns stehenden Auf-
gaben müssen wir die Chance er-
greifen, voneinander lernen zu
können“, betonte eingangs Sieg-
fried Kett, 1. Vorsitzender des
bvv. Er stellte fest, dass es auf
der Grundlage gemeinsamer
Werte im Sinne einer erfolg-
reichen ökonomischen und
menschlichen Zukunft gelingen
müsse, entsprechend der Be-
schlusslage der Europäischen
Kommission Europa zu einem
Raum des lebenslangen, lebens-
begleitenden Lernens für mög-
lichst viele Menschen aus allen
Schichten zu machen. 

Auch Thomas Silberhorn,
Bamberger MdB, sprach der Er-
wachsenenbildung der Zukunft
neue Aufgaben und eine noch
größere Bedeutung zu: „Unser
Wissen oder Nichtwissen über
unsere Nachbarn im Osten wird
unsere Einstellung gegenüber
der Osterweiterung und unsere
Bewertung ihrer Chancen und
Risiken ... wesentlich prägen.“ 

Die Perspektiven, Chancen
und Risiken der EU-Erweiterung
wurden auch in einem Round
Table-Gespräch beleuchtet, an
dem Europaminister Eberhard
Sinner, Lissy Gröner, Abgeord-
nete im Europäischen Parlament,
die ehemalige Generalkonsulin
aus Polen, Jolanta Roza Koz-
lowska, Dr. Helmuth Jungbauer,
Geschäftsführer des Fränkischen
Tags, und János Sz. Toth, Präsi-
dent des Europäischen Erwach-
senenbildungsverbandes, teil-
nahmen. Tenor der Diskussion:
Auch wenn es Gewinner und
Verlierer geben wird, darf das
Unternehmen „EU-Erweite-
rung“ nicht scheitern, nicht in
Gefahr geraten und auch nicht

verzögert werden, zumal es in
letzter Konsequenz die Grundla-
ge für ein dauerhaftes friedliches
Zusammenleben der Menschen
aller Staaten in Europa darstellt.

Das Bereitstellen von Mitteln
aus dem Budget der EU-Kom-
mission bildet das Kernstück ei-
ner vom bvv verabschiedeten
Resolution. In Zahlen ausge-
drückt fordert der Verband die
EU-Kommission auf, für einen
Zeitraum von sieben Jahren vom
Budget der EU-Erweiterung
jährlich ein Prozent für Maßnah-
men und Projekte in den Berei-
chen „Bildung und Begegnung“
vorzusehen. Mit diesem Schritt
würde die EU in den Jahren
2004 bis 2006 (Budget ca. 50
Mrd. Euro) eine Finanzierung
dieses Bereiches in Höhe von
gut einem Euro pro erwachse-
nem EU-Bürger erreichen. An
die ausländischen Gäste der Eu-
ropäischen Konferenz wurde ap-
pelliert, auch in ihren Ländern
entsprechende Forderungen zu
formulieren, um die notwendi-
gen Begleitmaßnahmen für „Bil-
dung und Begegnung“ in ganz
Europa zu sichern.

An die Europäische Konfe-
renz schloss sich nahtlos die 58.
Landestagung des Bayerischen
Volkshochschulverbandes mit
Neuwahlen an. Erster Vorsit-
zender und damit Nachfolger
von Siegfried Kett wurde Karl-
Heinz Eisfeld, Leiter der vhs
Neubiberg-Ottobrunn. In ihrem
Amt als 2. Vorsitzende bestätigt
wurde Edith Rasch, Leiterin der
vhs Dachau. 3. Vorsitzender
wurde der bisherige Schriftfüh-
rer des Verbandes, Winfried Ell-
wanger, Leiter der vhs Cham.
Er trat die Nachfolge von Su-
sanne Deß an. DK



KOMMUNALE PRAXIS4 GZ06. 05. 2004

SGK-Landesversammlung in Landshut:

Kommunale Selbstverwaltung
und Daseinsvorsorge

Die Wasserversorgung ist ein zentrales Element der kommu-
nalen Daseinsvorsorge. Immer wieder gibt es auch hier For-
derungen nach Privatisierung. Wie es mit der kommunalen
Selbstverwaltung und Daseinsvorsorge im künftigen Europa
weitergehen soll, darüber diskutierte die Landesversammlung
der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpoli-
tik (SGK) in Landshut.

Wolfgang Kreissl-Dörfler,
MdEP, Spitzenkandidat der
Bayern-SPD zur Europawahl,
vertrat die Auffassung, dass der
Verfassungsvertrag der Eu-
ropäischen Union auch im In-
teresse der Kommunen noch
heuer in Kraft treten müsse. Der
vorliegende Verfassungsent-
wurf hebe die große Bedeutung
der Kommunen für den Aufbau
und das gute Funktionieren Eu-
ropas hervor, betonte Kreissl-
Dörfler, denn zum ersten Mal in
der EU-Geschichte werde die
lokale und regionale Selbstver-
waltung ausdrücklich aner-
kannt, geachtet und geschützt.
Die Prinzipien der Subsidiarität
und der Verhältnismäßigkeit
seien eindeutiger gefasst wor-
den. Die Europäische Kommis-
sion müsse bei jedem europäi-
schen Gesetzentwurf prüfen, ob
er die Regionen und Kommu-
nen verwaltungsmäßig und/oder
finanziell übermäßig belaste, er-
klärte der Abgeordnete.

Subsidiarität

Für die konsequente Anwen-
dung des Subsidiaritätsprinzips
sei die Daseinsvorsorge der klas-
sische Fall, so Kreissl-Dörfler
weiter. Seiner Ansicht nach sind
vor allem die Wasserversorgung,
der ÖPNV sowie Müllvermei-
dung und umweltverträgliche
Müllentsorgung originäre kom-
munale Aufgaben. Vor diesem
Hintergrund begrüßte es der Eu-
ropaabgeordnete, dass mit den
Stimmen aller SPD-Abgeordne-
ten das Europäische Parlament
eine Liberalisierung des Wasser-
marktes abgelehnt hat.

Kreissl-Dörfler gab die Parole
„Hände weg vom Trinkwasser!“
aus und erntete damit auch Bei-
fall von seinem Parteikollegen,
Oberbürgermeister Reinhold
Perlak. Der Straubinger Rathaus-
chef, der  am Podium über aktu-
elle Anliegen der Kommunen
mit diskutierte, warnte davor,
dass hohe Qualitätsstandards
verloren gehen könnten, wie
Beispiele in bereits liberalisier-
ten Wassermärkten zeigten.

Pro Sparkassen

Dr. Ivo Holzinger, SGK-Vor-
sitzender und Memminger Ober-
bürgermeister, stellte sich ange-
sichts der Diskussion um die Pri-

vatisierung der Sparkassen aus-
drücklich hinter die öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute und
forderte die Tagungsteilnehmer
auf, sich für deren Erhalt einzu-
setzen. Moderator Landrat Hein-
rich Trapp, Dingolfing, wies sei-
nerseits unter Hinweis auf die
Kostenentwicklung im Gesund-
heitswesen auf die besondere
Problematik des Erhalts kommu-
naler Krankenhäuser hin. Lands-
huts Oberbürgermeister Josef
Deimer wiederum verwies auf
das vom Städtetag vorgelegte
Modell zur Reform der Gemein-

definanzen. Favorisiert werde
nach wie vor eine kommunale
Betriebssteuer, bei der die vor
Ort erwirtschafteten Werte der
Besteuerung zu Grunde gelegt
werden. 

Kommunale Betriebssteuer

Für eine solche Steuer habe
sich im übrigen auch die Kom-
mission zur Reform der Gemein-
definanzen im Sommer 2003
ausgesprochen. Eine andere Al-
ternative zur Gewerbesteuer gibt
es nach Auffassung Deimers
nicht. Die Kommunen benötig-
ten das Geld, das ihnen vom Ge-
setz her zustehe.

Der Aktualität und vor allem
dem Tagungsort gemäß wurde
auch die Bewerbung der beiden
CSU-Mitglieder Ludwig Zellner

(Fortsetzung von Seite 1)
Stoiber: „Deutschland braucht

wieder eine Regierung, die Se-
riosität, Verlässlichkeit und Be-
rechenbarkeit verkörpert. Der
einzig richtige Weg, um
Deutschland aus seiner struktu-
rellen Krise herauszuführen ist
eine konsequente Rückführung
der Neuverschuldung mit durch-
greifenden Strukturreformen bei
Arbeitsmarkt und Steuern. Dies
ist das Kontrastprogramm Bay-
erns und einer Reihe weiterer
verantwortungsbewusster Län-
der zu dem rot-grünen Schlin-
gerkurs in Berlin.“

(Fortsetzung von Seite 1)
nicht mehr ausgleichen können.

Diese Regelung hilft den
Kommunen nicht weiter, erklär-
te der Vorsitzende: „Selbst wenn
die entschärfte Fassung der Aus-
bildungsplatzabgabe die Mehr-
ausgaben etwas reduziert, blei-
ben die Städte und Gemeinden
mit erheblichen Ausgaben hän-
gen. Unberücksichtigt bleibt,
dass vor allem die Städte bei der
Ausbildung junger Menschen er-
hebliche Leistungen erbringen,
die im Gesetzentwurf nicht aner-
kannt werden.“ Allein im Be-
reich des Berufsschulwesens gä-
ben die Kommunen bundesweit
jährlich mehr als 1 Milliarde Eu-
ro für den Bauunterhalt dieser
Schulen aus. 

Dazu kämen kommunale Aus-
bildungs- und Beschäftigungs-
programme, mit denen insbeson-
dere in Großstädten aktiv gegen
die Jugendarbeitslosigkeit vorge-

gangen wird. Deimer: „Was
bringt es, wenn wir einerseits
Ausbildungsplatzabgabe zahlen
und zugleich diese Mittel bei der
Jugendarbeit einsparen müssen?“ 

Widersinnige Vorschriften

Bei der Berechnung der Aus-
bildungsplatzabgabe würden Be-
rufsgruppen wie Lehrer oder Er-
zieher einbezogen, obwohl diese
Gruppen von den Städten gar
nicht ausgebildet werden dürfen.
Für die Kommunen ist es wider-
sinnig, in speziell für den öffent-
lichen Dienst geschaffenen Aus-
bildungsberufen über den Bedarf
hinaus auszubilden. Diese Beru-
fe, wie beispielsweise Verwal-
tungsfachangestellte, seien in der
Privatwirtschaft kaum gefragt.
Deimer: „Was soll eine Ausbil-
dung, mit der die jungen Men-
schen anschließend nichts anfan-
gen können?“ DK

Verhandeln statt Crash ...

Eine scharfe Absage erteilte
Stoiber schuldenfinanzierten
Konjunkturprogrammen. Stoi-
ber: „Dies sind Uralt-Rezepte
aus den siebziger Jahren, deren
Wirkungslosigkeit und Schäd-
lichkeit erwiesen ist. Diese
falschen Rezepte funktionieren
nach dem Motto: Das Strohfeuer
ist schnell verbrannt und was
bleibt, sind noch mehr Schul-
den.“ Maßstab für eine seriöse
Finanz- und Haushaltspolitik sei
die Einhaltung der Vorgaben des
Grundgesetzes mit höheren In-
vestitionen als neuen Schulden
und die Wahrung des Europäi-
schen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts durch Deutschland
mit einer Begrenzung neuer
Schulden auf drei Prozent des
Bruttosozialprodukts.

Prinzip der 
Nachhaltigkeit verraten

Scharf verurteilte Stoiber die
Mitwirkung der Grünen an der
unverantwortlichen Schuldenpo-
litik des Bundes: „Die Grünen
verraten das Prinzip der Nach-
haltigkeit, das nicht nur in der
Umweltpolitik, sondern auch in
der Finanzpolitik gilt. Nachhalti-
ge Politik heißt, der jüngeren
Generation nicht einen immer
größer werdenden Berg von
Schulden zu hinterlassen, mit
dem die jungen Leute dann spä-
ter nicht mehr fertig werden.
Dass ausgerechnet der grüne
Außenminister das Ende der
Konsolidierungsbemühungen
für den Staatshaushalt verkün-
det, macht die Grünen als Vertre-
ter des Nachhaltigkeitsprinzips
völlig unglaubwürdig.“ ?

und Hans Rampf um die Nach-
folge von Josef Deimer als
Landshuter Rathauschef thema-
tisiert. 

Wenn sich zwei streiten ...

Der stellvertretende SPD-Lan-
desvorsitzende Florian Pronold
gab seiner Hoffnung Ausdruck,
dass der SPD-Oberbürgermeis-
terkandidat der niederbayeri-
schen Metropole, Gerd Steinber-
ger, von den Rivalitäten inner-
halb der CSU profitieren könne.
In Augsburg sei dies mit der
Wahl des Sozialdemokraten Dr.
Paul Wengert zum Stadtober-
haupt bereits eindrucksvoll ge-
lungen. Steinberger meinte, ihn
freue es, wenn es zweier CSU-
Kandidaten bedürfe, um einen
SPD-Bewerber in die Knie zu
zwingen. Wie der Vorsitzende
der SPD-Stadtratsfraktion be-
merkte, habe Landshut gerade
durch den Ausbau des Flugha-
fens München II gute Perspekti-
ven. Eine von der Preisgestaltung
her vertretbare Grundstücks-
politik könne hier die richtigen
Weichen stellen. DK

Stoiber fordert klare ...

Gemeindetag fordert:

Erleichterung bei 
Stellenbesetzungen

Der Bayerische Gemeindetag fordert Erleichterungen bei der
Besetzung von Personalstellen in den Rathäusern. „Angesichts
der kommunalen Finanznot sollte der bayerische Gesetzgeber
den Gemeinden und Städten größere Freiräume bei der Stellen-
besetzung einräumen“ sagte Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags. „Die gesetzliche Vorgabe, dass jede
bayerische Gemeinde mindestens einen gehobenen Beamten
beschäftigen muss, trägt den heutigen Gegebenheiten nicht
Rechnung. Die Vorschrift sollte ersatzlos gestrichen werden.“ 

Art. 42 der Gemeindeordnung schreibt den Gemeinden vor,
das fachlich geeignete Verwaltungspersonal anzustellen, das er-
forderlich ist, um den ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte zu
gewährleisten. Die Vorschrift legt darüber hinaus fest, dass
kreisangehörige Gemeinden mindestens einen Beamten mit der
Befähigung für den gehobenen Dienst zu beschäftigen haben,
wenn nicht der berufsmäßige Erste Bürgermeister diese Befähi-
gung besitzt, bzw. die Gemeinde einer Verwaltungsgemein-
schaft angehört. Eine ähnliche Regelung gilt für Verwaltungs-
gemeinschaften. Als Folge der kommunalen Finanznot haben
die Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften große Schwie-
rigkeiten, geeignete Beamte des gehobenen Diensts aus dem
Bereich der Allgemeinen Inneren Verwaltung zu gewinnen. Da-
her schlägt der Bayerische Gemeindetag vor, diese gesetzliche
Anforderung ersatzlos zu streichen. Es reicht vielmehr die all-
gemeine Vorgabe aus, dass das fachlich geeignete Verwaltungs-
personal zur Erledigung der laufenden Geschäfte im Rathaus
anzustellen ist. Sollte sich der Gesetzgeber hierzu nicht durch-
ringen können, sollte zumindest die zwingende Vorschrift zur
Beschäftigung eines gehobenen Beamten in eine bloße Sollvor-
schrift umgewandelt werden. Dann könnten die Gemeinden
auch entsprechend qualifizierte Angestellte einstellen, wenn sie
den Nachweis geführt haben, alles unternommen zu haben, ei-
nen geeigneten gehobenen Beamten zu gewinnen. ?

Bayerns Wirtschaftsminister zum Frühjahrsgutachten der Forschungsinstitute:

„Von selbst tragendem 
Aufschwung meilenweit entfernt“

„Die jetzige Senkung der Wachstumsprognose im Frühjahrs-
gutachten der Forschungsinstitute auf 1,4 bis 1,5 Prozent lässt
fatale Erinnerungen an die vergangenen drei Jahre wach wer-
den, in die die deutsche Wirtschaft jeweils mit Aufschwunghoff-
nungen gestartet ist, um dann in einer anhaltenden Stagnations-
krise stecken zu bleiben “, erklärte Bayerns Wirtschaftsminister
Otto Wiesheu zum vorgelegten Frühjahrsgutachten der For-
schungsinstitute.

In der aktuellen Prognose sei
ein ausgeprägter, fünf Tage um-
fassender Arbeitszeiteffekt ent-
halten, der einen halben Pro-
zentpunkt Wachstum bewirke.
Nur dadurch könne es der deut-
schen Wirtschaft heuer gelin-
gen, erstmals seit 2000 die Ein-
Prozent-Hürde beim Wachstum
wieder zu überspringen. „Von
einem Abbau der Massenar-
beitslosigkeit oder gar einem
selbst tragenden Aufschwung

sind und bleiben wir meilen-
weit entfernt. Stabilitätspoli-
tisch katastrophal wäre es, wenn
Deutschland wie prognostiziert
auch 2005 mit 3,5 Prozent die
Neuverschuldungshürde des
Maastricht-Vertrags reißen wür-
de“, erklärte Wiesheu. 

Ausgepowert

„Die Gründe für diese anhal-
tend unbefriedigende Entwick-

lung liegen auf der Hand: Die
binnenwirtschaftlichen Kräfte
sind ausgepowert und im
Außenhandel stammen mittler-
weile etwa 30 Prozent des deut-
schen Exportwerts von Vorpro-
dukten, die im Ausland herge-
stellt werden und damit in
Deutschland weder wachstums-
noch beschäftigungswirksam
werden. Wenn in einer solchen
Situation der Bundesregierung
nach einem Jahr quälender,
weitgehend nutzloser Reform-
diskussion nicht mehr einfällt
als eine Ausbildungsplatzabga-
be, ist das ein Menetekel für
Deutschland. Der große reform-
politische Befreiungsschlag zur
Vermeidung des wirtschaftli-
chen Abstiegs Deutschlands
wird immer dringlicher. Gleich-
zeitig wird immer klarer, dass
Rot-Grün ihn nicht leisten
kann“, so Bayerns Wirtschafts-
minister. ?

Staatsminister Schnappauf: 

Harte Sanktionen bei
Abgabe von Alcopops

an Jugendliche
Unabhängig von der Besteue-

rung von Alcopops hat Bayerns
Gesundheitsminister Werner
Schnappauf eine deutlich härtere
Gangart bei Verstößen gegen das
Verkaufsverbot von Alcopops
und anderen Alkoholika an Ju-
gendliche gefordert.Schnappauf:
„Wer Alkohol in die Hand von
Kindern und Jugendlichen gibt,
handelt schlicht verantwortungs-
los und darf nicht mit Nachsicht
rechnen. Wir müssen deshalb
auch Wege finden, uneinsichti-
gen Händlern, die hartnäckig
und wiederholt gegen die Abga-
beverbote verstoßen, die Abgabe
von Alkopops generell zu unter-
sagen.“ 

Schnappauf sprach sich außer-
dem für die nächsten Monate für
scharfe Kontrollen des geltenden
Rechts aus. „Überall dort, wo
sich Jugendliche mit Alcopops
versorgen, also an Tankstellen,
im Einzelhandel und in Gaststät-
ten, sollen die Behörden in den
nächsten Monaten verstärkt Prä-
senz zeigen und Abgabeverstöße
verfolgen.“ Nähere Informatio-
nen hierzu unter http://www.vis-
ernaehrung.bayern.de/de/left/fa-
chinformationen/lebensmittel-
kunde/einzelne/alkopops/alko-
pops-ix.htm

Weitere Informationen: 
http://www.gesundheit.bayern.de

Bayerns schönste 
Dörfer gesucht

Der Wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden - Unser Dorf
hat Zukunft“ geht auf Landesebene in die entscheidende Pha-
se. Wie Landwirtschaftminister Josef Miller mitteilte, begut-
achtet eine Kommission aus Vertretern verschiedener Ministe-
rien, Verbänden und Institutionen nunmehr die 22 Siegerdör-
fer der Vorentscheide auf Bezirks- und Landkreisebene. 

Bewertet werden die Zu-
kunftskonzepte und wirtschaft-
lichen Initiativen, die aktive Be-
teiligung der Bürger, die Erhal-
tung und Entwicklung örtlicher
Bausubstanz, die dörfliche Gar-
tenkultur und Grüngestaltung
sowie die Erhaltung einer viel-
fältigen Kulturlandschaft. Die
Entscheidung, wer den Freistaat
beim Bundesentscheid vertritt,
fällt laut Miller am 18. Mai. Die
Ehrung der Landessieger ist am
13. November im mittelfränki-
schen Schwanstetten geplant.
An dem 21. Wettbewerb, der al-
le drei Jahre statt findet, haben
sich 973 Dörfer beteiligt.

Teilnehmer am 
Landesentscheid 

Oberfranken
Großziegenfeld, Stadt Weis -
main, LK Lichtenfels,
Isaar, Gemeinde Töpen LK Hof, 
Langenstadt, Gemeinde Neu-
drossenfeld, LK Kulmbach, 
Steinbach an der Haide, Stadt
Ludwigsstadt, LK Kronach, 
Trunstadt, Gemeinde Viereth-
Trunstadt, LK Bamberg, 

Mittelfranken 
Gundelsheim, Gemeinde Thei-
lenhofen, LK Weißenburg-Gun-
zenhausen,

Ohrenbach, LK Ansbach,
Solnhofen, LK Weißenburg-
Gunzenhausen,

Unterfranken 
Büchold, Stadt Arnstein, LK
Main-Spessart, 
Fabrikschleichach, Gemeinde
Rauhenebrach, LK Haßberge,

Schwaben 
Langerringen, LK Augsburg, 
Reimlingen, LK Donau-Ries, 

Oberbayern 
Kirchanschöring,, LK Traun-
stein, 
Böhmfeld, LK Eichstätt, 

Niederbayern 
Loiching, LK Dingolfing-Lan-
dau,
Schützing, Gemeinde Schauf-
ling, LK Deggendorf, 
Wotzmannsreut, Stadt Waldkir-
chen, LK Freyung-Grafenau 

Oberpfalz 
Großenzenried, Markt Stams-
ried, LK Cham 
Lupburg,, Markt Lupburg 
LK Neumarkt i. d. Opf., 
Pfatter,  LKRegensburg, 
Ramspau, Markt Regenstauf 
LK Regensburg 
Wondreb, Stadt Tirschenreuth 
LK Tirschenreuth.

Mit Bedauern hat Landwirtschaftsminister Josef Miller festge-
stellt, dass der bayerische Kompromissvorschlag zur EU-Agrar-
reform im Agrarausschuss des Bundesrates keine Mehrheit ge-
funden hat. Bayern hatte zusammen mit Sachsen einen Antrag
zur grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes gestellt, das die
Durchführung der Entkoppelung in Deutschland regeln soll.

Grundlage dieses Antrags der
beiden Länder war der Vorschlag
des Deutschen Bauernverban-
des. „Leider gab es bei den ande-
ren Ländern wenig Bewegung in
unsere Richtung“, so Miller in
München. Bayern werde sich
dennoch weiterhin für eine bau-
ernfreundliche Lösung stark ma-
chen. Miller zeigte sich darüber

erleichtert, dass der Agraraus-
schuss mit breiter Mehrheit die
Anrufung eines Vermittlungs-
ausschusses empfohlen hat. Zen-
traler Verhandlungsgegenstand
wird dabei der von Bayern mit
eingebrachte Antrag sein, den
Abschmelzungsprozess der Zah-
lungsansprüche mindestens auf
2010 zu verschieben. ?

EU-Agrarreform: 

Bayern für bauernfreundliche Lösung
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19. Gewerkschaftstag 2004 der KOMBA-Gewerkschaft:

Meyer fordert Bereitschaft
und Mut zu Reformen

„Die finanzielle Lage der Kommunen gibt Anlass zu großer Sor-
ge. Deshalb hat die Staatsregierung mehrere Initiativen be-
schlossen, um die Kommunen zu unterstützen und zu entlasten.
Dazu gehören beispielsweise die Möglichkeit zur Erhebung ei-
ner Zweitwohnungsteuer sowie Erleichterungen für den Haus-
haltsvollzug“, stellte Finanzstaatssekretär Franz Meyer auf dem
19. Gewerkschaftstag 2004 der KOMBA-Gewerkschaft Bayern
in Schweinfurt fest. 

Die Staatsregierung werde
auch in Zukunft ein fairer Part-
ner der Kommunen sein, sicherte
Meyer zu. Deshalb wolle das
Kabinett in Kürze ein Gesamtpa-
ket zur Entlastung der Kommu-
nen und zur Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung be-
schließen. Die ständig steigende
Ausgabenlast im Bereich der
Kinder- und Jugendhilfe müsse
eingedämmt werden. 

Die Ausgaben der Jugendhilfe
seien in Deutschland von 14,3
Milliarden Euro im Jahr 1992
auf 20 Milliarden Euro im Jahr
2002 gestiegen. Dies sei ein An-
stieg von 41,3 Prozent in zehn
Jahren. Allein in Bayern hätten
sich die Kosten sogar um 112,5
Prozent erhöht. „Das sprengt die
Leistungsfähigkeit der Kommu-
nen“, stellte Meyer fest. Deshalb
soll mit erreicht werden, dass ein
Anstieg der Kosten gestoppt,
Mitnahmeeffekte und Missbräu-
che beseitigt und die Gelder effi-
zienter verwendet würden.

Neben finanziellen Entlastun-
gen bräuchten die Kommunen
vor allem einen Schutz vor Auf-
gabenüberlastung. In Bayern sei
bereits das strikte Konnexität-
sprinzip in die Verfassung einge-
führt worden. „Wir fordern, dass

die Kommunen auch auf Bun-
desebene in gleicher Weise vor
Überlastungen geschützt wer-
den. Es kann nicht sein, dass der
Bund Lasten auf die Länder und
Kommunen verschiebt, ohne für
einen finanziellen Ausgleich zu
sorgen“, betonte Meyer.

Abschied von 
Rundumversorgung

Der Staat und die Kommunen
müssten sich, so Meyer, auf das
Wesentliche konzentrieren. Von
einer „Rundumversorgung“ in
allen Bereichen müsse Abschied
genommen werden. „Wir sparen
und reformieren, um zu investie-
ren“, stellte Meyer fest. Deshalb
müsse die öffentliche Verwal-
tung umfassend reformiert wer-
den. Sowohl beim Staat als auch
bei den Kommunen seien Mo-
dernisierung, Rationalisierung,
Effizienzsteigerung und Ent-
bürokratisierung erforderlich.
Die Staatsregierung wolle des-
halb in einem Pakt für die Kom-
munen Entscheidungen von
oben nach unten verlagern und
Handlungsspielräume vor Ort
stärken. Staatliche Vorgaben an
die Kommunen sollen soweit als
möglich abgebaut werden.

Unter diesen auch für die
Kommunen schwierigen ökono-
mischen Rahmenbedingungen
werden von den öffentlichen 
Bediensteten hohe fachliche
Kompetenz, Leistungsbereit-
schaft und vor allem Verantwor-
tungsbewusstsein verlangt. „Ich
bin überzeugt, dass die Situation
für die Bürgerinnen und Bürger
in den Kommunen weitaus
schlechter wäre, wenn nicht die
Verwaltung so engagiert und ef-
fektiv die erforderlichen Aufga-
ben wahrnehmen würde. Die
Qualität des öffentlichen Dien-
stes in Bayern und gerade auch
in den Kommunen ist weithin
anerkannt“. Mit diesen Worten
dankte Meyer für den zuverlässi-
gen und tatkräftigen Einsatz der
Bediensteten.

Weiterer Sparbeitrag

Die bayerische Verwaltung ha-
be einen hervorragenden Ruf
und leiste gute Arbeit. Aber an-
gesichts etwa des hohen Perso-
nalkostenanteils von über 40
Prozent im Haushalt des Frei-
staates seien Sparmaßnahmen
unumgänglich. „Ich bin mir be-
wusst, dass dem öffentlichen
Dienst bereits in den letzten Jah-
ren ein nicht unerheblicher Ver-
zicht abverlangt wurde“, stellte
Meyer fest. Dennoch sei es uner-
lässlich, dass ein weiterer Spar-
beitrag durch eine Verlängerung
der wöchentlichen Arbeitszeit
für alle Beschäftigten einge-
bracht werde. Die Staatsregie-

rung wolle die Verlängerung der
Arbeitszeit gleichzeitig für eine
weitere Flexibilisierung der Ar-
beitszeit nutzen.

Zu einem Reform- und Spar-
kurs gebe es keine Alternative.

Die öffentliche Hand in Bayern
müsse energische Reform- und
Sparmaßnahmen ergreifen, um
nicht - wie andere Länder - den
Weg in eine unverantwortliche
Verschuldung zu gehen. „Mit

noch mehr Bereitschaft und
Mut zu Reformen werden wir
es schaffen, aus der gegenwär-
tigen Umbruchsituation ge-
stärkt hervorzugehen“, betonte
Meyer. ?

1000 Teilnehmer bei VDV Jahrestagung 2004 vom 25.-26. Mai in Hamburg: 

Sparen oder Investieren?
Die Verkehrspolitik am Scheideweg / Bundespräsident Rau kommt

Bundespräsident Johannes Rau wird mit einem Gastvortrag bei
der Jahrestagung des Verbandes Deutscher Verkehrsunterneh -
men (VDV) erwartet. Gastgeber der Spitzenveranstaltung vom
25.-26. Mai ist die Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft
(HHA). Sie steht im Zeichen der Finanzierung des öffentlichen
Verkehrs und der Verkehrsinfrastruktur. 

Einen weiteren Gastvortrag
hält der Präsident des Internatio-
nalen Verbandes für öffentliches
Verkehrswesen (UITP), Prof.
Dr.-Ing. Wolfgang Meyer. Zu-
gesagt haben auch die Parla-
mentarische Staatssekretärin im
Bundesverkehrsministerium,
MdB Angelika Mertens, Ham-
burgs Bürgermeisterin Birgit
Schnieber-Jastram sowie der
Verkehrssenator der Hansestadt,
Dr. jur. Michael Freytag. 

Fachtagung 
Personenverkehr

In der Fachtagung Personen-
verkehr am 26. Mai referieren
Prof. Dr.-Ing. Hartmut H. Topp
(TU Kaiserslautern) über
„Szenarien 2030 für den Perso-
nenverkehr in Stadtregionen“,
Dr. Adi Isfort (TNS Emnid
GmbH & Co. KG, Bielefeld)
über die Frage „Was erwartet
der Kunde vom ÖPNV? - Qua-
lität und Kundenorientierung im
Nahverkehr“ und Prof. Dr.-Ing.
Wolfgang Meyer (UITP) über
„Lebensqualität, Prosperität und
Innovation - nachhaltige Wir-

kungen eines leistungsfähigen
öffentlichen Nahverkehrs auf
Städte und Regionen“. 

Fachtagung 
Güterverkehr

In der parallel stattfindenden
Fachtagung Güterverkehr refe-
rieren Dr. Stefan Rommerskir-
chen (ProgTrans AG, Basel)
über „Zukunftstrends im Güter-
verkehr in Deutschland und Eu-
ropa - Was hat die Schiene zu
erwarten?“, Dr. rer. pol. Hans-
peter Stabenau (Bundesvereini-
gung Logistik, Bremen) über
„Kooperative Güterverkehrs-
konzepte - Vorgaben für die
Entwicklung des Schienengü-
terverkehrs aus der Sicht der
Logistik“ und Dr. rer. pol. Rolf
Bender (Häfen und Güterver-
kehr Köln AG, Vizepräsident
des VDV) über die „Vorausset-
zungen für eine positive Ent-
wicklung des Schienengüterver-
kehrs aus Sicht der Unterneh-
men“. 

In der gemeinsamen Ab-
schlussveranstaltung am 26.
Mai diskutieren Prof. Dr. Her-

bert Baum (Universität Köln),
Dipl.-Kfm. Günter Elste (HHA,
Präsident des VDV), Angelika
Mertens, MdB (BMVBW), Al-
bert Schmidt, MdB (Bündnis
90/Die Grünen), Dipl.-Ing. Frie-
drich Smaxwil (Präsident des
Verbandes der Bahnindustrie in
Deutschland) und Dieter Well-
ner (Vorsitzender des Arbeits-
kreises Bahnpolitik der Ver-
kehrsabteilungsleiterkonferenz)
unter Leitung von Eberhard
Krummheuer (Handelsblatt) die
Frage „Verkehrsfinanzierung
am Scheideweg?“ ?

Wettbewerb 
Soziale Stadt 2004

Bonn. Zum dritten Mal lobt die
Arbeiterwohlfahrt (AWO) ge-
meinsam mit dem Deutschen
Städtetag (DST), dem Bundes-
verband deutscher Wohnungsun-
ternehmen e.V. (GdW), der Scha-
der-Stiftung, der SAGA Sied-
lungs-AG, Hamburg sowie dem
Bundesverband für Wohneigen-
tum und Stadtentwicklung e.V.
(vhw) den Preis „Soziale Stadt“
aus. Beteiligen können sich alle,
die einen Beitrag zur Entwick-
lung „ihres Stadtteillebens“ lei-
sten. Einsendeschluss ist der 16.
Juli 2004. preis.soziale.stadt@
vhw-online.de. KK
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Acht Metropolen im wirtschaftlichen Standort-Vergleich:

Region München 
führend in Deutschland

Besonders stark bei Dienstleistungen

Die Region München kann als Kraftzentrum Deutschlands
bezeichnet werden, das sich vor allem als Dienstleistungszen-
trum profiliert hat. Dies geht aus dem jüngst veröffentlichten
Standortvergleich von acht deutschen Metropolen hervor,
dessen Details die IHK für München und Oberbayern jetzt in
einer Broschüre zusammengefasst hat. Zur Wirtschaftsregi-
on München zählen neben der Landeshauptstadt auch die
Landkreise Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürsten-
feldbruck, Landsberg a. Lech, München und Starnberg. An-
hand von 44 Kriterien wurden neben München die Standorte
Berlin, Hamburg, Köln/Bonn, Rhein-Main, Stuttgart, Dres-
den und Leipzig/Halle untersucht.

Mit einer Bruttowertschöp-
fung von 33.109 Euro je Ein-
wohner wird im Dienstlei-
stungssektor der Region Mün-
chen mehr als das Doppelte 
des Bundesdurchschnitts von
16.302 Euro erwirtschaftet. Es
folgen die Regionen Hamburg
(23.235 Euro), Rhein/ Main
(23.194 Euro), Köln/Bonn
(20.702 Euro), Stuttgart (18.792
Euro), Berlin (15.025 Euro),
Leipzig/Halle (12.591 Euro)
und Dresden (11.902 Euro). 

Größtes Wachstum

Auch weist München das
größte Wachstum in diesem Be-
reich auf. Die Region verfügt
zudem mit Abstand über die
größte Beschäftigungsdichte so-
wohl im Dienstleistungssektor
als auch im Medienbereich.

Betrachtet man die Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandspro-
duktes für den Zeitraum 1992
bis  2001, sieht das Bild etwas
anders aus, weil die Ausgangs-

basis unterschiedlich ist. Hier
führt bei einem Durchschnitts -
wert von 2,8 Prozent für
Deutschland Dresden mit 6,8
Prozent vor Leipzig mit 5,5 Pro-
zent, München mit 4,1 Prozent,
Rhein/Main mit 2,9 Prozent,
Hamburg mit 2,7 Prozent, Ber-
lin mit 2,6 Prozent, Stuttgart mit
2,4 Prozent und Köln/Bonn mit
2,0 5 Prozent.

Pro Einwohner erreicht die
Region München mit 45.280
Euro das höchste Bruttoinlands-
produkt vor den Regionen Stutt-
gart (33.751 Euro), Rhein/Main
(32.515 Euro), Hamburg (32.146
Euro), Köln/Bonn (28.946 Eu-
ro), Berlin (20.619 Euro), Dres -
den (18.153 Euro) und Leip-
zig/Halle (18.348 Euro). Der
Durchschnittswert für Deutsch-
land lautet 25.154 Euro. 

Vergleicht man die Brutto-
wertschöpfung je Erwerbstäti-
gem im Jahr 2001, führt wieder-
um die Region München mit
68.006 Euro vor Hamburg mit
59.624 Euro, Rhein/Main mit

59.611 Euro, Stuttgart mit
57.944 Euro, Köln/Bonn mit
54.417 Euro, Berlin mit 43.822
Euro, Leipzig/Halle mit 37.859
Euro und Dresden mit 36.319
Euro bei einem Durchschnitts-
wert von 49.570 Euro für
Deutschland.

Mit 20.989 Euro verfügen die
Einwohner der Region Mün-
chen über die höchste Kauf-
kraft. Bei einer durchschnittli-
chen Kaufkraft pro Einwohner
von 16.606 Euro in Deutsch-
land folgen Stuttgart (19.425
Euro), Köln/Bonn (18.681 Eu-
ro) Hamburg (18.306 Euro),
Berlin (15.969 Euro), Dresden
(13.561 Euro) und Leipzig/Hal-
le (13.450 Euro).

Höchste Kaufkraft

Voraussetzung für überdurch-
schnittliche Kaufkraft sind
überdurchschnittliche Löhne
und Gehälter. 2001 betrug bei
Bruttolöhnen und -gehältern der
Durchschnitt je Arbeitnehmer in
Stuttgart 30.470 Euro, in Mün-
chen 30.311 Euro, in Rhein/
Main 28.467 Euro, Köln/Bonn
28.059 Euro, in Hamburg
27.467 Euro, in Berlin 24.663
Euro, in Dresden 21.389 Euro
und in Leipzig 21.298 Euro.
Der Durchschnitt in Deutsch-
land liegt bei 25.980 Euro.

„Dies alles ist“, so IHK-Präsi-
dent Claus Hipp, „vor allem auf
die moderne regionale Wirt-

schaftsstruktur mit einem über-
durchschnittlichen Anteil hoch
qualifizierter Arbeitskräfte, ei-
nem hohen Lohnniveau und
niedriger Arbeitslosigkeit zu-
rückzuführen.“ Auch bringt es
München mit 89,4 Prozent auf
die mit Abstand höchste Er-
werbsquote aller untersuchten
Regionen. 

Niedrigste 
Arbeitslosenquote

Gleichzeitig hatte die Region
im Jahr 2002 die niedrigste
durchschnittliche Arbeitslosen-
quote. Mit einer Produktivitäts-
steigerung von 12,6 Prozent
von 1996 bis 2001 konnte
München zudem seinen Vor-
sprung weiter ausbauen und
kommt deshalb trotz hoher
Pro-Kopf-Gehälter auf die
niedrigsten Lohnstückkosten.
Auch herrscht ein positives
Gründungsklima. Mit zehn
Existenzgründungen je 1.000
Einwohner liegt München
ebenfalls an der Spitze und
weit über dem Bundesdurch-
schnitt von 7,1 Neuerrichtun-
gen. Die süddeutschen Regio-
nen München und Stuttgart
sind deutlich exportorientierter
als die übrigen Regionen.

Im Vergleich zu anderen Me-
tropolen haben die Unternehmen
in München allerdings durch ho-
he Gewerbesteuerhebesätze und
Grundstückspreise mit hohen
Kostenbelastungen zu kämpfen.
Bei den Gewerbesteuer-Hebesät-
zen lag 2000 Stuttgart mit 37,9
Prozent am günstigsten vor Ber-
lin mit 38,1 Prozent, Leipzig/
Halle mit 40,0 Prozent, Dresden
mit 42,1 Prozent, Rhein/Main
und Hamburg mit je 42,9 Pro-
zent, München mit 43,0 Prozent
und Köln/Bonn mit 43,8 Pro-
zent. Doh.

Sozialministerin Stewens zu Hartz IV: 

Bund muss seiner ‘festen
Zusage’ nachkommen 

Finanzielle Entlastung der Kommunen sicherstellen

„Taten statt Worte“ hat Bayerns Sozialministerin Christa Ste-
wens von der Bundesregierung im Zusammenhang mit der ge-
planten Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ge-
fordert. „Ich freue mich, dass die SPD-Bundestagsfraktion dem
Münchner Oberbürgermeister Presseberichten zufolge offenbar
eine ‘feste Zusage’ gegeben hat, den ‘katastrophalen’ Rechen-
fehler zu korrigieren. Die Bundesregierung muss ihre Zusage
einhalten und das drohende finanzielle Desaster der Kommunen
abwenden!“, forderte die Ministerin in München. 

Andernfalls drohe eine „un-
geheure Pleite“ der Kommunen.
So erwarte der Deutsche Städte-
tag nach Modellrechnungen
statt der vom Bund versproche-
nen Entlastung von 2,5 Mrd.
Euro zusätzliche Belastungen
der Kommunen von insgesamt
fünf Mrd. Euro. 

„Die Kommunen dürfen nicht
zu den Verlierern gehören - sie
müssen die Gewinner der Re-
form werden. Solange es keine
verbindliche Finanzierung
durch den Bund gibt, kann kei-
ne Kommune gemeinsam mit
der Arbeitsverwaltung Hartz IV
umsetzen. Die Kommunen ver-
weigern sich zu Recht den in
Hartz IV vorgesehenen Arbeits -
gemeinschaften“, so die Mini-
sterin. 

Optionsgesetz

Einen wirklichen, fairen
Wettbewerb zwischen Kommu-
nen und Arbeitsagenturen bei
der Vermittlung der Arbeitslo-
sen ermögliche im übrigen nur
das ausstehende Optionsgesetz.
„Mit dem vom Bund vorgeleg-
ten Konstrukt der Organleihe

werden die Vereinbarungen im
Vermittlungsausschuss gebro-
chen“, kritisierte Stewens. Den
Kommunen müsse auf einer so-
liden, verlässlichen Finanzie-
rungsgrundlage eine selbststän-
dige Vermittlung ermöglicht
werden. 

Saubere Finanzierung

Auch die Kritik des Deut-
schen Städtetages an den Plänen
der Bundesregierung zum Aus-
bau der Kinderbetreuung für
unter 3-Jährige teilte die Mini-
sterin. Stewens: „Woher das er-
forderliche Geld hierfür kom-
men soll, steht in den Sternen.
Aus Einsparungen im Zusam-
menhang mit der Umsetzung
von Hartz IV jedenfalls nicht -
dies dürfte auch dem Bund mitt-
lerweile klar geworden sein.

Auch für diese Aufgabe brau-
chen die Kommunen eine sau-
bere Finanzierung. Sonst wird
auch der Gesetzentwurf des
Bundes zum Ausbau der Be-
treuungsplätze für unter 3-jähri-
ge Kinder zu Lasten der jungen
Familien in sich zusammenbre-
chen wie ein Kartenhaus!“ ?
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Münchener Hyp vergibt
mehr Kommunaldarlehen

Genossenschafts-Institut steigert den Gewinn und beginnt mit dem USA-Geschäft

Obwohl 2003 das konjunkturelle Umfeld nicht gerade günstig
für das Geschäft einer Hypothekenbank war, hat die genossen-
schaftliche Münchener Hypothekenbank eG ihre Ziele er-
reicht. Sie hat ihr Neugeschäft ausgeweitet, ihre Prozesse
marktorientierter gestaltet und den Jahresüberschuss auf 34,8
(2002: 21,l) Mio. Euro gesteigert. Dadurch wurde eine Stär-
kung des Kernkapitals möglich, indem den Rücklagen 30 (15)
Mio. Euro zugeführt wurden, so dass diese nun 258,4 Mio. Eu-
ro ausmachen.

Unter Hinzurechnung der
Stillen Beteiligungen, des Ge-
nussrechtskapitals, der nachran-
gigen Verbindlichkeiten und des
Haftsummenzuschlags verfügte
die Münchener Hyp zum Jah-
resende über eine Eigenkapital-
ausstattung von mehr als 800
Mio. Euro. Die Geschäftsgutha-
ben wurden von nahezu unver-
ändert 94.737 Teilhabern gehal-
ten. Mit dem vierten Quartal
2003 wurde für Partnerbanken,
also für Volks- und Raiffeisen-
banken, die Möglichkeit zum
Erwerb von Geschäftsanteilen
erweitert.

Angebot gut angenommen

Wie Vorstandssprecher Erich
Rödel in der Bilanzpressekonfe-
renz mitteilte, wurde das Ange-
bot gut aufgenommen. Nach
den vorliegenden Zeichnungs-
wünschen wird sich das Eigen-
kapital unter Hinzurechnung
des Haftungssummenzuschlags
nochmals um rund 54 Mio. Eu-
ro erhöhen. Vor dem Hinter-
grund dieser Finanzausstattung
wurden von Moody’s die guten
Ratings der Bank bestätigt.

In diesem Zusammenhang

wies Rödel darauf hin, dass die
drei großen Finanz-Ratingagen-
turen in einer gemeinsamen
Einschätzung der deutschen und
europäischen Kreditgenossen-
schaften den Genossenschafts -
banken bescheinigt haben, dass
sie eine starke Kraft im europäi-
schen Finanzsektor sind und
bleiben werden. 

Ratings

Die Ratings der Agenturen
liegen für alle größeren genos-
senschaftlichen Organisatio-
nen in Europa im AA-Bereich.
Dem deutschen genossenschaft-
lichen Finanzverbund wurde
ein starker Zusammenhalt in-
nerhalb der Gruppe und ein
bewährtes Sicherungssystem at-
testiert.

Immobilienmärkte

Im Berichtsjahr blieb die Er-
holung an den Immobilien-
märkten aus, sieht man vom Ei-
genheimbau ab. In diesem Um-
feld konnte die Münchener
Hyp, die sich auf ihre Kernge-
schäftsfelder und ihre Zielmärk-
te konzentriert hat, dennoch ih-

re Zusagen im Hypotheken- und
Staatskreditgeschäft um 26,7
Prozent auf 7,4 Mrd. Euro stei-
gern. Dabei legten die Hypothe-
kenzusagen um 19,4 Prozent auf
1,6 Mrd. Euro zu. Im Segment
Wohnbaufinanzierung stiegen die
Neuzusagen mit einem Plus von
38,7 Prozent überdurchschnittlich
auf 1,1 Mrd. Euro, wogegen die
Gewerbebaufinanzierung mit 490
Mio. Euro einen Rückgang um
8,5 Prozent aufwies. Dieser Rück-
gang war allein auf die schwä-
cheren Inlandsmärkte zurück-
zuführen, denn das gewerbliche
Auslandsgeschäft nahm um
25,6 Prozent auf 311,7 Mio.
Euro zu.

Selektive Kreditpolitik

Bei inländischen Gewerbe-
objekten, so Rödel, war wegen
der schwachen Immobilien-
märkte eine selektive Kreditpo-
litik bei strikten Risikostandards
erforderlich. Dieses Vorgehen
wird durch das sogenannte Ba-
sel II-Abkommen, das Kredit-
gewährung und Konditionen
stärker als bisher individuell
von der gerateten Bonität des
Kunden abhängig macht, noch
zwingender. 

Hohe Investitionstätigkeit

Dagegen führte die Konjunk-
tur in den meisten EU-Ländern
zu einer dort vergleichsweise
hohen Investitionstätigkeit auch
auf den Immobilienmärkten,

was der Bank gute Geschäfts-
möglichkeiten bot, insbesonde-
re bei Büroimmobilien.

Die Zusagen im Staatskredit-
bereich nahmen 2003 um 28,8
Prozent auf 5,8 Mrd. Euro zu.
Das Inlandsgeschäft, bei dem
Wertpapiere und handelbare
Schuldscheine von Bundeslän-
dern, Gebietskörperschaften und
öffentlich-rechtlichen Kredit-
instituten erworben wurden, er-
reichte ein Volumen von 5,1
Mrd. Euro. Im Auslandsge-
schäft mit bonitätsstarken
Schuldnern wurden 0,7 Mrd.
Euro kontrahiert. Zur Diversifi-
zierung des Kreditportfolios
und zur Erschließung neuer Ge-
schäftsfelder hat die Münchener
Hyp mit dem USA-Geschäft be-
gonnen. Zielregionen sind
hauptsächlich New York und
Washington.

Enge Kooperation

Beim klassischen Kommunal-
kredit an Städte, Gemeinden und
sonstige Körperschaften und An-
stalten des öffentlichen Rechts
kooperiert die Bank eng mit den
Volks- und Raiffeisenbanken. Ihr
Ziel ist dabei, die Partner im
Wettbewerb vor Ort mit ihrem
Produktangebot zu unterstützten.

Finanzierungsanteil

Von den gesamten Hypo-
thekenzusagen entfielen 80,1
(81,1) Prozent aufs Inland. Da-
bei lag der Schwerpunkt mit
42,6 (45,9) Prozent unverändert
in Süddeutschland. Erhöht hat
sich der Anteil der Finanzierun-
gen in Norddeutschland, und
zwar auf 32,5 (3o,3) Prozent,
wogegen der Anteil in Ost-
deutschland mit 5,0 Prozent un-
verändert blieb. Bei den Finan-
zierung im europäischen Aus-
land lag der Schwerpunkt er-
neut in Großbritannien mit ei-
nem Anteil von 43,6 Prozent.
Die langfristige Zinssicherheit
stand hoch in der Gunst der Kun-
den. Zinsfestschreibungen von
zehn und mehr Jahren erreichten
einen Anteil von 85 (81) Prozent. 

Kundenforderungen

Der Bestand an Kundenforde-
rungen in Höhe von 29,0 Mrd.
Euro setzte sich zum Jahresende
2003 zusammen aus 11,3 Mrd.
Euro Hypothekendarlehen (+
3,1 Prozent), 11,0 Mrd. Euro
Kommunaldarlehen (+ 15,2
Prozent) und 6,7 Mrd. Euro an
Wertpapieren in- und ausländi-
scher staatlicher Kreditnehmer
(- 7,3 Prozent). An den Kapital-
märkten wurden Refinanzie-
rungsmittel im Volumen von 9,1

(8,4) Mrd. Euro aufgenommen.
Nach Pfandbriefen und sonsti-
gen Emissionen habe, so Rö-
del, das ganze Jahr über eine
konstant hohe Nachfrage be-
standen.

Geringerer Absatz

Der Absatz von strukturierten
Emissionen - überwiegend ein-
und mehrfach kündbare Titel -
ging auf 1,7 (2,1) Mrd. Euro
zurück. Der Absatz klassischer
Pfandbriefe stieg auf 1,9 (1,7)
Mrd. Euro. Das Emissionsvo-
lumen von Jumbo-Pfandbriefen
blieb mit 1,85 Mrd. Euro unver-
ändert. Grundsätzlich waren
kürzere Laufzeiten stärker ge-
fragt.

Konstanter Überschuss

Der Zins- und Provisions-
überschuss blieb mit 114,9
(114,8) Mio. Euro konstant.
Trotz geringerer Verwaltungs-
aufwendungen lag das Be-
triebsergebnis nach Risikovor-
sorge mit 48,4 Mio. Euro auf
Vorjahresniveau, denn wegen
der schwachen Wirtschaftslage
wurden die Zuführungen zu den
Einzelwertberichtigungen im
Kreditbereich erhöht.

Geschäftsentwicklung

Im laufenden Jahr erwartet
die Bank eine weiterhin zufrie-
denstellende Geschäftsentwick-
lung, auch wenn die Konjunk-
turentwicklung noch immer als
ungewiss eingeschätzt wird. Bei
den Hypotheken hat im ersten
Quartal 2004 das gewerbliche

Segment zugelegt. In der
Wohnbaufinanzierung blieben
die Zusagen nahezu unverän-
dert.

Marktanteil steigern

Ziel der Münchener Hyp ist es,
ihren Marktanteil im direkten
Wettbewerb mit den anderen
Bankengruppen zu steigern, be-
sonders im gewerblichen Direkt-
und Konsortialgeschäft. Auch im
Ausland wird ein Anstieg der
Neuzusagen erwartet, besonders
durch die Ausweitung der Akti-
vitäten in den Zielländern Groß-
britannien, Frankreich, USA,
Spanien, Niederlande, Österreich
und der Schweiz. Hierbei will
sich die Bank auf die Begleitung
institutioneller Investoren kon-
zentrieren. Im Staatskreditge-
schäft hingegen bestehen keine
Volumenziele.

Erfolgreiche Entwicklung

Recht erfolgreich hat sich die
Tochter M-Wert GmbH ent-
wickelt, die erste Bewertungs-
gesellschaft im Finanzverbund.
Ihr Kerngeschäft ist die Erstel-
lung von Beleihungswertgut-
achten und die Ermittlung von
Markt-/Verkehrswerten. Zu den
weiteren Aufgaben zählen die
Beurteilung von Bauvorhaben
und Projektentwicklungen, Ob-
jektbesichtigungen, die Doku-
mentation von Bautenständen,
die Prüfung von externen Gut-
achten und die fachgemäße
Beratung bei Zwangsmaßnah-
men. Als Kunden dominieren
die Volks- und Raiffeisenban-
ken.                                      doh.

Mehr Neugründungen bei
den Genossenschaften

Gewerbliche Genossenschaften spürten
Konjunkturschwäche

München. Im vergangenen Jahr wurden in Bayern acht
neue Genossenschaften gegründet. Weitere vier Neu-
gründungen stehen bevor. „Die Unternehmen spüren zu-
nehmend, dass sie miteinander kooperieren müssen, um
mit der schlechten Wirtschaftslage zurecht zu kommen,
erklärte der Präsident des Genossenschaftsverbandes
Bayern, Wilhelm Frankenberger, bei der Bilanzpresse-
konferenz in München. Dabei biete die genossenschaftli-
che Rechtsform zahlreiche Vorteile.

Derzeit gibt es in Bayern 1100 Unternehmen in der
Rechtsform einer eingetragenen Genossenschaft mit knapp
70 000 Mitarbeitern und über 2,7 Millionen Mitgliedern. Die
754 landwirtschaftlichen und gewerblichen Waren- und
Dienstleistungsgenossenschaften erzielten einen Umsatz
von rund 14,3 Milliarden Euro.

Geringerer Umsatz

Die 133 gewerblichen Handels-, Handwerks- und
Dienstleistungsgenossenschaften in Bayern bekamen im
vergangenen Jahr die schlechten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zu spüren. Ihr Umsatz ging von 5,6 Milliar-
den Euro um 4,6 Prozent auf 5,3 Milliarden Euro zurück.
Die Zahl der Mitglieder, die sich einer gewerblichen Ge-
nossenschaft anschließen, ist um 1,2 Prozent auf über
77.000 gestiegen.

Die 43 Handwerksgenossenschaften sind mit über 15.100
Mitgliedern die personenstärkste Gruppe. Ihr Umsatz ist um
3,7 Prozent auf 449 Millionen Euro gesunken. Trotz der an-
haltenden Baukrise zeigen sich die Handwerksgenossen-
schaften laut Frankenberger noch recht stabil. Bei den länd-
lichen Genossenschaften ging im Jahr 2003 die Zahl der
Mitgliedsunternehmen um 27 auf 757 Unternehmen zurück.
Sie erzielten einen Umsatz von 3,2 Milliarden Euro, was ei-
nem Rückgang von 5,7 Prozent entspricht. Den größten Um-
satzanteil haben die 25 Molkereigenossenschaften mit 1,39
Milliarden Euro.

Raiffeisen-Warengeschäft

Das klassische Raiffeisen-Warengeschäft betreiben insge -
samt 174 Mitgliedsunternehmen. Die traditionelle Verbin-
dung „Geld und Ware“ ist noch in 137 Kreditgenossenschaf-
ten anzutreffen. 2003 haben 12 Raiffeisenbanken im Zuge
von Fusionen ihr Warengeschäft auf andere Genossenschaf-
ten oder die BayWa AG übertragen.

Durch den günstigen Witterungsverlauf konnten die acht
fränkischen Winzergenossenschaften einen qualitativ
äußerst hochwertigen Jahrgang einbringen mit durch -
schnittlich 96 Grad Öchsle. Im vergangenen Weinwirt -
schaftsjahr haben die Winzergenossenschaften 94 Prozent
Prädikatsweine eingelagert. Ihr Umsatz stieg um 3,6 Pro-
zent auf 48 Millionen Euro. Mit 2341 Hektar Ertragsreb-
fläche erfassten sie 38 Prozent der gesamten fränkischen
Rebfläche.                                                    E. Scholl

Frühjahrsgutachten:

Deutschland verletzt
auch 2005

den Stabilitätspakt
„Quintessenz des Frühjahrs-

gutachtens ist, dass Bundesfi-
nanzminister Eichel wieder ein-
mal mehr zugesagt hat, als er
halten kann: Deutschland wird
2005 zum vierten Mal in Folge
die Defizitgrenze reißen. Ein
beschämendes Zeugnis für 
die Finanzpolitik der Bundesre-
gierung“, erklärte Finanzmini-
ster Kurt Faltlhauser in Mün-
chen anlässlich der Vorstellung
des Frühjahrsgutachtens der
sechs führenden Wirtschafts -
forschungsinstitute.

Freistaat Bayern
bleibt auf Kurs

„Bayern dagegen ist und
bleibt auf Kurs: Wir haben
nicht - wie der Bund und viele
Länder - die Flucht in die Ver-
schuldung angetreten. Wir hal-
ten am Ziel des ausgegliche-
nen Haushalts 2006 fest. Un-
ser Nachtragshaushalt 2004
zeigt, wie verantwortungsvolle
Finanzpolitik aussehen kann“,
bekräftigte Faltlhauser.            ?
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BayernLB für die Zukunft 
gut aufgestellt

Betriebsergebnis nach Risikovorsorge und Bewertung mehr als verdoppelt
Strategische Neuausrichtung wird konsequent fortgesetzt

Die Bayerische Landesbank (BayernLB) weist für 2003 im
Konzern ein Betriebsergebnis (operatives Ergebnis nach Risi-
ko und Bewertung) von 547 Mio. Euro aus. Das Betriebsergeb-
nis lag insbesondere aufgrund erfolgter Kosteneinsparungen
und des gesunkenen Risikovorsorgebedarfs deutlich über dem
Vorjahreswert von 203 Mio. Euro. „Dieses Ergebnis zeigt, dass
die Umsetzung der strategischen Neuausrichtung der Bayern-
LB, mit tiefgreifenden Einzelmaßnahmen im Transforma-
tionsprozess, erste Früchte trägt. Mit der Senkung der Netto-
Risikovorsorge und der Reduzierung der Kosten sind wir
schon jetzt gut vorangekommen. Der Stabilisierung der Erlöse
gilt jetzt unser besonderes Augenmerk“, so Werner Schmidt,
Vorstandsvorsitzender der BayernLB bei der Vorstellung des
Jahresabschlusses. 

Mittelstands- und Retailakti-
vitäten der Bank und der Töchter
tragen wesentlich zum Ergebnis
bei. Wesentlichen Anteil am Be-
triebsergebnis nach Risiko hatten
das Kartengeschäft, die risikoar-
men Mittelstands - und Retailak-
tivitäten der Bank und die Kon-
zernunternehmen. So betrug das
Betriebsergebnis der unselb-
ständigen Anstalten der Bayern-
LB, Landesbausparkasse Bayern
(LBS) und der Landesbodenkre-
ditanstalt (Labo) 173 Mio. Euro.
Zukünftig werden von dem Insti-
tut mit Sitz in Dornach bei Mün-
chen 210 Mandanten aus der
Sparkassen-Finanzgruppe und
anderer Banken mit 2,3 Mio. De-
pots und jährlich 4,1 Mio. Trans-
aktionen betreut. Mit 37,5 Pro-
zent (bisher: 50,1 Prozent) bleibt
die BayernLB größter Gesell-
schafter. 

Im Berichtsjahr konnte die
Netto-Risikovorsorge im Ver-
gleich zum Vorjahr (2.257 Mio.
Euro) deutlich auf 953 Mio. Eu-
ro verringert werden. Die einge-
leiteten Maßnahmen zur Neu-
ausrichtung der BayernLB führ-

ten zu einem planmäßigen, risi-
koorientierten Abbau des Ge-
schäftsvolumens um 28,4 Mrd.
Euro auf 331,9 Mrd. Euro. Auch
die Auswirkungen von Wechsel-
kursänderungen haben zu die-
sem Ergebnis beigetragen. 

Kernkapitalquote
gesteigert 

Die Kernkapitalquote konnte
auf erfreuliche 7,8 Prozent (Vj.:
6,4 Prozent) gesteigert werden.
Im Hinblick auf die absehbaren
und die bereits zu verzeichnen-
den grundlegenden Veränderun-
gen der Rahmenbedingungen für
die Geschäftstätigkeit der Bay-
ernLB wurden auch im Verlauf
des Geschäftsjahres 2003 tief-
greifende Anpassungen der Ge-
schäftsstrategie, der Struktur und
der Steuerungssystematik der
Bank mit dem Ziel durchgeführt,
ein Emittenten-Rating von A+
nach dem Wegfall der Haftungs-
grundlagen zu erreichen. Die aus
dieser Zielsetzung abgeleiteten
Steuerungsziele für den Bayern-
LBKonzern sind die Steigerung

der Kernkapitalquote auf mehr
als 7,5 Prozent, die Erhöhung
der Eigenkapitalrentabilität auf
15 Prozent vor Steuern und Ge-
winnverwendung und die Redu-
zierung der Aufwandsrentabilität
auf weniger als 45 Prozent. Dazu
wurde bereits im Jahr 2003 eine
Vielzahl notwendiger Transfor-
mationsmaßnahmen eingeleitet
und zum Teil schon umgesetzt.
Die Ziele Kernkapitalquote und
Aufwandsrentabilität wurden
schon 2003 erreicht. Zur Er-
höhung der Eigenkapitalrentabi-
lität vor Steuern (2003: 4,9 Pro-
zent) auf 15 Prozent wird der
Umbau der BayernLB-Gruppe
und die Portfolio-Bereinigung
weiter fortgeführt: „Der Vor-
stand der BayernLB hat be-
schlossen, ursprünglich bis 2006/
2007 geplante, weitere Maßnah-
men schon bis Ende 2004 umzu-
setzen,“ betont Werner Schmidt. 

Konzentration auf 
Kernaktivitäten 

Die BayernLB wird ihre
Marktposition als Bank für mitt-
lere und große Unternehmens-
kunden, Institutionelle und Im-
mobilienkunden, für Sparkassen,
Konsortialpartner, den Freistaat
Bayern, bayerische sowie außer-
bayerische Kommunen, Staaten
und Länder sowie selektiv für
Privatkunden im engen Verbund
mit den bayerischen Sparkassen
und den weiteren Partnern der
Sparkassen-Finanzgruppe in den
kommenden Jahren gezielt aus-
bauen. Regional konzentriert
sich die Bank künftig noch stär-

ker auf ihren Kernmarkt Bayern
und die daran angrenzenden Re-
gionen. 

Ergänzend zu den vorgenann-
ten Geschäftsfeldern ist die Spar-
kassen-Zentralbankfunktion zur
Optimierung der Marktbearbei-
tung und Dienstleistungsqualität
als Querschnittsfunktion instal-
liert; im Verlauf des Jahres 2003
wurden auch das mittelstän-
dische Firmenkundengeschäft
und die private Vermögensver-
waltung für den Kernmarkt
Bayern in dieses Geschäftsfeld
integriert. 

Intensivere Zusammenarbeit

Die Intensivierung der Zusam-
menarbeit innerhalb der Spar-
kassen-Finanzgruppe Bayern
wird weiter vorangetrieben. Im
Dezember 2003 unterzeichneten
der Sparkassenverband Bayern
und die BayernLB einen Rah-
menvertrag über ihre künftige
Zusammenarbeit. Dieser bildet
die Basis für die kooperati-
ve Marktbearbeitung mit den
Sparkassen sowie für die Ein-
richtung und Nutzung gemeinsa-
mer Kompetenzcenter. Darauf
aufbauend sind Einzelverträge
bereits mit der Mehrheit der 82
bayerischen Sparkassen und der
BayernLB geschlossen worden. 

Zur Erreichung der Kostenzie-
le und zur Anpassung der Ge-
schäftstätigkeit der Bank im In-
und Ausland wurde bereits im
Jahr 2003, wie Ende 2002 an-
gekündigt, ein Personalabbau in
der BayernLB um insgesamt
1000 Stellen eingeleitet. Dieser
erfolgt auf Basis einer mit 
dem Personalrat abgeschlosse-
nen Dienstvereinbarung und
wird voraussichtlich bereits bis
Ende 2004 weitgehend umge-
setzt sein. Die Personalabbau-
maßnahmen konzentrieren sich
dabei auf die Kernbank. ??

Anstieg der Baugenehmigungen
Sparkassenverband und LBS: politisch bedingte Sonderkonjunktur

München. Bei der jährlichen Präsentation des Marktspiegels
der Sparkassen-Immobilien-Vermittlungsgesellschaft kritisierte
der neue LBS-Chef Franz Wirnhier die vom Bundeskanzler er-
neut angekündigte Streichung der Eigenheimzulage. Die Bun-
desregierung verkenne die gesellschaftspolitische Bedeutung des
Wohneigentums. Die eigenen vier Wände seien die beliebteste
und effektivste Form der Altersvorsorge. Wichtigstes Motiv für
den Erwerb einer Immobilie sei das mietfreie im Alter. Die Bun-
desregierung solle sich endlich zum Sprachrohr dieser „kollek -
tiven Überzeugung“ der Menschen in Deutschland machen, zu -
mal eine hohe Wohneigentumsquote bei Rentnerhaushalten
dem Staat Kosten spare.

Auf dem bayerischen Wohn-
immobilienmarkt waren, so der
Präsident des Sparkassenverban-
des Bayern, Siegfried Naser, im
Jahr 2003 vorwiegend Käufer
selbstgenutzter Eigenheime ak-
tiv. Die Nachfrage war wegen
des schwierigen wirtschaftlichen
Umfelds grundsätzlich zurück-
haltend, erhielt aber auch durch
die von der Bundesregierung
zunächst geplante Streichung der
Wohneigentumsförderung einen
außerordentlichen Schub. Der
Abwärtstrend bei den Kaufprei-
sen konnte gestoppt werden. 

Kapitalanleger seien, so Naser,
vom Markt nahezu verschwun-
den. Nach mehrfachen Ver-
schlechterungen der steuerlichen
Rahmenbedingungen hätten ren-
diteorientierte Investoren derzeit
wenig Lust auf Immobilien. Der
Chef der Bayerischen Landes-
bausparkasse ergänzte, dass die
monatelange Diskussion über
den möglichen Wegfall der Ei-
genheimzulage in der zweiten
Jahreshälfte viele potenzielle Ei-
gennutzer dazu bewogen hat, ei-
gentlich längerfristig vorgese-
hene Investitionen in Wohnei-
gentum vorzuziehen, um sich
noch den staatlichen Zuschuss
zu sichern.

Abzulesen sind diese Vorzieh-
effekte laut Wirnhier am Zu-
wachs der Baugenehmigungen
für Wohnungen in neuen Wohn-
gebäuden, die 2003 um 17,5 Pro-

zent auf 62573 anstiegen. Diese
Zunahme war ausschließlich auf
den Eigenheimbereich zurück-
zuführen. Die Baufreigaben für
Einfamilienhäuser legten um
19,3 Prozent auf 29699 zu, für
Zweifamilienhäuser lag ihre
Zahl mit 8180 um 37,2 Prozent
höher als im Vorjahr. Mehrfami-
lienhäuser kamen dagegen nur
auf ein Plus von 2,2 Prozent. 

Mehr Baugenehmigungen

Der Anstieg der Baugenehmi-
gungen sei eine „politisch be-
dingte Sonderkonjunktur“. Die
langfristige Entwicklung des
Wohnungsbaus sei abwärts ge-
richtet. Auch der lange stabile
Eigenheimbau verzeichne seit
einigen Jahren Rückgänge, weil
die Kaufbereitschaft unter Null-
Wachstum und hoher Arbeitslo-
sigkeit leide.

Die Immobilienpreise in Bay-
ern stabilisieren sich nach Naser
allmählich. Für neu gebaute Ei-
gentumswohnungen wurden im
Durchschnitt 187.000 Euro er-
löst und damit ein Prozent mehr
als im Vorjahr. Neue Eigenheime
kosteten durchschnittlich 252.000
Euro. Der von den Immobilien-
vermittlern der Sparkassen und
der LBS erzielte Durchschnitts -
preis für gebrauchte Einfamili-
enhäuser lag bei 181.000 Euro
und damit lediglich um zwei
Prozent niedriger als im Vorjahr.

Gebrauchte Eigentumswohnun-
gen wurden durchschnittlich für
103000 Euro gehandelt. Die rea-
len Preise vor Ort können je
nach Lage und Ausstattung er-
heblich von den Durchschnitts-
werten differieren. So müssen in
Bayerns Top-Lagen - dazu
gehören die Landkreise Ebers-
berg, Starnberg, München Stadt
und Land für erschlossene Bau-
grundstücke 500 Euro und mehr
pro Quadratmeter bezahlt wer-
den. Gebrauchte Einfamilien-
häuser sind hier in den bevor-
zugten Lagen in der Regel nicht
unter 500000 Euro zu haben.
Weitaus günstiger sind Immobili-
en in den Städten beziehungswei-
se Landkreisen Regen, Dillingen,
Cham und Tirschenreuth. Hier
kostet erschlossenes Bauland in
den bevorzugten Lagen kaum
über 100 Euro je Quadratmeter.

Auffallend ist nach Ansicht
des Sparkassenverbandes weiter
der zunehmende Flächenbedarf
je Einwohner. Er liege in Bayern
mittlerweile bei 42,5 Quadrat-
metern. Die Nachfrage richte
sich folglich vor allem auf Einfa-
milien- und Doppelhäuser so-
wie auf Vier-Zimmer-Eigentums-
wohnungen. Ein- und Zweizim-
merwohnungen fänden meist nur
schwer einen Käufer. Die Erwer-
ber konzentrierten sich immer
mehr auf Gebrauchtimmobilien.

In Bayern haben 2003 - ge-
messen am Grunderwerbsteuer-
aufkommen Immobilien im Wert
von 25,35 Milliarden Euro den
Besitzer gewechselt. Nach drei
Jahren mit Umsatzrückgängen
konnte erstmals wieder ein Plus
von 2,5 Prozent erzielt werden.
Das liegt vor allem an der hohen
Zahl von Kaufverträgen, die am
Jahresende 2002 abgeschlossen
wurden, als die Streichung der
Eigenheimzulage erstmals zur
Debatte stand. E. Scholl

Bayerischer
Sparkassentag 2004

in Passau
Am 27. Mai 2004 findet in Passau der Bayerische Sparkas-
sentag 2004 statt. Unter dem Motto „Sparkassen-Finanz-
gruppe. Gut für Bayern“ werden die wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitischen Positionen der öffentlich-rechtlichen
Kreditwirtschaft in Bayern durch Dr. Siegfried Naser, Ge-
schäftsführender Präsident des Sparkassenverbandes Bay-
ern, dargestellt. 

Anschließend begrüßt Albert Zankl, Oberbürgermeister der
Stadt Passau die rund 800 Vertreter aus den 82 bayerischen
Sparkassen-Geschäftsgebieten in der neuen Passauer Dreilän-
derhalle.  Im Vortragsteil folgt eine Ansprache von Prof. Dr.
Dr. h.c mult Otmar Issing, Mitglied des Direktoriums der Eu-
ropäischen Zentralbank, sowie die Festrede von Ministerpräsi-
dent Dr. Edmund Stoiber. 

Spürbare Erholung

Im Jahr 2003 konnten die bayerischen Sparkassen nach
Jahren mit rückläufigen Betriebsergebnissen wieder spürbar
aufholen. Der Zinsüberschuss bei den bayerischen Sparkas-
sen erhöhte sich von 2,33 % der Durchschnittsbilanzsumme
(DBS)  im Jahr 2002 auf 2,40 % im Jahr 2003. Die zweite Er-
tragskomponente, der Provisionsüberschuss, zog nach dem
leichten Rückgang im Vorjahr wieder an und erreichte
0,56 % der DBS (Vorjahr 0,51). Das Betriebsergebnis vor
Bewertung stieg von 0,90 % auf 1,00 % der Durchschnittsbi-
lanzsumme oder rund 1,5 Mrd. Euro. Der vorläufige Jahresü-
berschuss stieg von 0,18 % auf 0,22 % der DBS bzw. auf
knapp 338 Mio. Euro.

Ergebnisse auf Vorjahresniveau erwartet

Zufrieden zeigt sich Dr. Siegfried Naser mit der Entwick-
lung der Cost-Income-Ratio, die von 68,8 % auf 66,7 %
zurück ging. Dies sei für eine flächendeckend tätige Organisa-
tion mit ihren zahlreichen stationären Vertriebsstellen eine
große Leistung, so der Sparkassenpräsident. Immerhin unter-
halten die bayerischen Sparkassen 2799 konventionelle Ge-
schäftsstellen (- 111), 242 SB-Geschäftsstellen (+ 31) und 287
Beratungscenter (+ 76) in allen Landesteilen Bayerns. Für
2004 erwarten die bayerischen Sparkassen in etwa Ergebnisse
auf Vorjahresniveau.                                                                         ?
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Stadtsparkasse München
auf der Erfolgsspur

München (sskm). Die Stadtsparkasse München zeigte sich auf
ihrer Jahresbilanz-Pressekonferenz mit dem Geschäftsjahr
2003 zufrieden: Während sie ein Betriebsergebnis vor Bewer-
tung von 111 Mio. Euro (2002: 117 Mio. Euro) erreichte, stieg
ihr Betriebsergebnis nach Bewertung und vor Veränderung
der Vorsorgereserven um 1,6 Prozent auf 103 Mio. Euro (2002:
101 Mio. Euro). Das Münchner Kreditinstitut verdankt die
gute Ertragslage seinem konsequenten Risikomanagement,
das ein noch günstigeres Bewertungsergebnis ermöglichte als
im Vorjahr. „Wir sind auch mit 2003 zufrieden, konnten wir
damit doch fast an das gute Jahresergebnis vom Vorjahr an-
knüpfen“, so Harald Strötgen, Vorstandsvorsitzender der
Stadtsparkasse München. 

Die Cost-income-ratio stieg
in 2003 um knapp 2 Prozent-
punkte auf 71,6 Prozent. Ursa-
chen dafür sind unter anderem
die Kosten der Umstrukturie-
rung, die aus dem 2003 gestar-
teten Ertragssteigerungs- und
Kostensenkungsprogramm
SSKM2004 resultieren. Außer-
dem investierte die Stadtspar-
kasse München umfangreich
in die Verbesserung der EDV-
Ausstattung in den Geschäfts-
stellen. 

Nachhaltige Projekterfolge

Nachdem das Kreditinstitut
bei der Anpassung seiner Mit-
arbeiterzahl ohne betriebsbe-
dingte Kündigungen auskom-
men will, „verzichtete“ es im
Personalbereich im vergange-
nen Jahr auf ein Einsparpoten-
zial von 3,5 Mio. Euro. Auf
der anderen Seite erzielte das
Fitnessprogramm der Stadt-
sparkasse in 2003 nachhaltige
Projekterfolge.

Das Münchner Kreditinsti-
tut rechnet mit weiter zuneh-
menden Projekterfolgen in
den Folgejahren, beispiels -
weise durch die Auslagerung
der Wertpapierabwicklung an
die TxB Wertpapierabwick-
lungsbank, Tochter der Baye-
rischen Landesbank und der
Helaba. 

Baufinanzierungen

Nach einem Rückgang im
ersten Halbjahr stiegen die
Ausleihungen insgesamt in
2003 leicht um 0,3 Prozent auf
8,1 Mrd. Euro. Während die
Kredite an Unternehmen und
Selbstständige um 7 Prozent
auf 3,6 Mrd. Euro zurückgin-
gen, nahmen die Ausleihungen
an private Kreditnehmer um
knapp 5 Prozent auf 3,8 Mrd.
Euro zu. Dies basiert auf dem
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h e n
Wachstum der Baufinanzie-
rungen an Private um rund 6
Prozent. Kredite an die öffent-
liche Hand legten sogar um
knapp 23 Prozent auf 687
Mio. Euro zu. 

Der Rückgang der bilanz-

wirksamen Einlagen führte zu
einer Reduzierung der Bilanz-
summe um 4,4 % bzw. 597
Mio. Euro auf 12,9 Mrd. Euro.
Der Abfluss der Kundeneinla-
gen spiegelt sich in allen Ein-
lagearten wider, ausgenom-
men bei Tagesgeld-Anlagen
auf den „Cashkonten“ der Stadt-
sparkasse München.

Überdurchschnittlich gefragt
waren so genannte (nicht bi-
lanzwirksame) Garantieanlei-
hen, von denen Kunden der
Stadtsparkasse allein in 2003
knapp 70 Mio. Euro gezeich-
net haben. Der Nettoabsatz
von Investmentfonds nahm im
vergangenen Jahr um 26 Pro-
zent zu. 

Spitzenplatz

Die Stadtsparkasse Mün-
chen belegte beim Vertrieb
von Lebensversicherungen und
Bausparverträgen im Ver-
gleich mit den übrigen bayeri-
schen Sparkassen den Spitzen-
platz. Im Bauspargeschäft ge -
lang dies dem Kreditinstitut
nun schon zum zweiten Mal in
Folge. 

Drei-Säulen-Modell

Harald Strötgen äußerte sich
bei der Vorstellung der Ge-
schäftszahlen für 2003 erneut
sehr kritisch zu den Versuchen
der deutschen Privatbanken,
das Drei-Säulen-Modell abzu-
schaffen. Auch wenn die Be-
mühungen, die Sparkasse Stral-
sund zu veräußern, gescheitert
sind, bleibe abzuwarten, ob
das Thema damit vom Tisch
sei. Den Vorwurf, die Stabi-
lität des deutschen Finanzwe -
sens sei mit der Existenz der
öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen gefährdet, sieht Ströt-
gen als nicht stichhaltig.

Keine 
Wettbewerbsverzerrung

Im Vordergrund stünden die
Ängste der deutschen Privat-
banken, von ausländischen In-
vestoren übernommen zu wer-
den. Von einer Wettbewerbs-

verzerrung durch die Sparkas-
sen könne ebenfalls nicht
mehr gesprochen werden.
Strötgen: „Spätestens seit der
Anpassung durch Brüssel in
Bezug auf die Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung gelten
für alle Kreditinstitute die
gleichen Voraussetzungen“.

Kein ruinöser Wettbewerb

Der Vergleich der Eigenka-

pitalrendite beweise im übri-
gen, dass Sparkassen keinen
ruinösen Wettbewerb mit Ver-
zicht auf Gewinne führten, da
die Verzinsung des Eigenka-
pitals bei den Sparkassen hö-
her sei als bei den deutschen
Großbanken. 

So erreichte die Stadtspar-
kasse München in 2003 eine
Eigenkapitalrentabilität nach
Bewertung von 11,4 Prozent
(2002: 12,1 %). 

Strötgen verwies bei dieser
Gelegenheit auf Aussagen des
Münchner Oberbürgermeis-
ters Christian Ude, für den ein
Verkauf der Stadtsparkas-
se München nicht in Frage
komme.                                   ?

Bayerischer Gründerpreis:

StartUp-Konferenz
in Nürnberg

Wie gewinne ich Kunden? Welchen Preis kann ich am
Markt verlangen? Auf diese Fragen von Existenzgrün-
dern gibt die zweite bayerische StartUp-Konferenz der
bayerischen Sparkassen am 11. Mai 2004 im Nürnberger
MesseCongress-Centrum Antworten. Neben Vorträgen
und Expertenrunden  stehen auch Einzelberatungen auf
der Tagesordnung. Am Abend findet vor 500 geladenen
Gästen die Verleihung des Bayerischen Gründerpreises
statt.

Die Veranstaltung wird vom Sparkassenverband Bayern
ausgerichtet und steht unter der Schirmherrschaft von
Staatsminister Dr. Otto Wiesheu. Ziel und Antrieb der
StartUp-Initiative, die bundesweit 1997 von stern, den
Sparkassen und McKinsey&Company ins Leben gerufen
wurde, ist die Förderung des Unternehmertums in
Deutschland. Nach dem Erfolg der ersten Veranstaltung
2003 in München wendet sich auch die diesjährige 2. Start
Up-Konferenz der bayerischen Sparkassen in Nürnberg an
Jungunternehmer und solche, die kurz vor dem Schritt in
die Selbstständigkeit stehen. Informationsvorsprung und
wertvolle Praxis-Tipps stellen das notwendige Rüstzeug
dar, das den Existenzgründern an die Hand gegeben wer-
den soll.

Kombination aus Wissen und Kontakt

Neben hochkarätigen Vorträgen zu den Themen „Deut-
sche Entrepreneurship Kultur“ und „Future Marketing“
beleuchten Fachleute so wichtige Felder wie Neukunden-
gewinnung und -bindung, Preisfindung und Wettbewerbs-
analyse, Bankengespräche, Rechnungswesen oder Unter-
nehmensnachfolge. Im „Expertencafé“ stehen den Teil-
nehmern Top-Berater in Einzelgesprächen Rede und Ant-
wort zu allen Fragen rund um das Unternehmer-Dasein.
Die Konferenz bietet mit dieser Kombination aus Wissen
und Kontakt ein hoch motivierendes Forum für Gleichge-
sinnte zum Erfahrungsaustausch und zum Aufbau von
Netzwerken.

Rund 500 geladene Gäste

Die Verleihung des Bayerischen Gründerpreises am
Abend wird für das Fernsehen aufgezeichnet und in den
bayerischen privaten Regionalsendern zu sehen sein. Rund
500 geladene Gäste erleben die Auszeichnungen in ver-
schiedenen Kategorien.
Weitere Informationen unter www.sparkassenverband-
bayern.de/startup                                                                   ?

Bayerischer Gemeindetag/Bezirksverband Oberbayern:

Resolution zur Finanzlage
der Kommunen

Bei einer Bezirksversammlung des Bayerischen Gemeindetags,
Bezirksverband Oberbayern, in Rottach-Egern verabschiede-
ten die Kreisvorsitzenden und stellvertretenden Kreisvorsit-
zenden folgende Resolution:

„Die Bezirksversammlung
des Bayerischen Gemeinde-
tags Oberbayern stellt fest,
dass die Finanzsituation der
Städte, Märkte und Gemein-
den immer besorgniserregen-
der wird. Durch eine Vielzahl
von zwischenzeitlich einge-
tretenen Fakten und ergänzt
mit Absichtserklärungen und
Vorschlägen verschiedener
Parteien zur Einkommensbe-
steuerung ist zu befürchten,
dass in den Gemeinden der 
totale Investitionsstopp und
drastische Einschnitte im 
breit gefächerten kommuna-
len Dienstleistungsbereich
drohen.

I. Gemeindefinanzreform

Die im Vermittlungsverfah-
ren im Dezember letzten Jah-
res lediglich getroffene Verein-
barung, die 2001 beschlosse-
ne Erhöhung der Gewerbe-
steuerumlage wieder auf 20
Prozentpunkte ab dem Jahr
2004 zurückzunehmen, erfüllt
in keiner Weise den Anforde-
rungen einer grundlegenden
und vor allem nachhaltig wir-
kenden Gemeindefinanzreform.
Die Bezirksversammlung for-
dert den Bund auf, möglichst
umgehend Verhandlungen für
eine Gemeindefinanzreform
mit dem Ziel aufzunehmen, die
Einnahmesituation der Ge-
meinden nachhaltig zu verbes-
sern.

II. Sozialkostenentlastung

Die Reform der Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe (Hartz IV)
droht, wie sich wegen der zu-
grunde gelegten falschen Be-

rechnungen nunmehr heraus-
kristallisiert, zu einer zusätzli-
chen Belastung der Kommu-
nen zu werden.

Die Kommunen fühlen sich
dadurch hinters Licht geführt
und fordern eine umgehende
Korrektur mit dem Ziel einer
Entlastung ihrer Haushalte in
der Größenordnung der in
Aussicht gestellten 2,5 Mrd.
Euro.

III. Ausgabenbegrenzung

Zur Vermeidung weiterer
Belastungen der Kommunen
durch bundesrechtliche Rege-
lungen ist ein striktes Konne-
xitätsprinzip im Grundgesetz
zu verankern.

IV. Fonds
Deutsche Einheit

Die Mitfinanzierung der
Deutschen Einheit kann von
vielen Gemeinden nur noch
durch Kreditaufnahmen er-
bracht werden. Der Freistaat
Bayern wird aufgefordert, sich
für die bundesweite Abschaf-
fung des Solidarumlage einzu-
setzen, hilfsweise zumindest in
Bayern die Solidarumlage im
Rahmen eines landesweiten
Soforthilfeprogramms abzu-
schaffen. 

V. Gewerbesteuer

Eine qualitativ und quantita-
tiv bessere Ersatzlösung für
die Gewerbesteuer, die auch
den Vorgaben des Art. 28 Abs.
2 Satz 3 GG Rechnung trägt,
ist nicht in Sicht! Ihre Ab-
schaffung wird daher abge-
lehnt.

VI. Bezirks- und
Kreisumlagen

Die Bezirksversammlung
stellt fest, dass die Belastun-
gen durch die Bezirks- und
Kreisumlagen nicht mehr trag-
bar sind. Der Freistaat Bayern
wird aufgefordert, zur Begren-
zung bzw. Senkung der Umla-
genbelastung beizutragen. Ein
möglicher Ansatz dafür ist die
Schaffung eines eigenen, staat-
lich finanzierten Leistungsge -
setzes.

Eine Bezirksumlage von
23,55 Prozentpunkten, wie
vom Bezirkstag Oberbayern
für 2004 beschlossen, führt
nun in vielen Landkreisen
Oberbayerns zu Kreisumlagen
von über 50 Prozentpunkten.

Die Bezirksversammlung lehnt
weitergehende Erhöhungen
nicht nur kategorisch ab, son-
dern stellt das System der über
die Landkreise auf die Kom-
munen durchreichenden Umla-
gen sowie die Vereinbarkeit
mit der Verfassung in Frage.
Es ist nicht auszuschliessen,
dass Gemeinden künftig nur
noch angemessene Anteile der
Bezirksumlage über die Kreis-
umlage tolerieren.“ 

Für die Kreisvorsitzenden
und stellvertretenden Kreis-
vorsitzenden im Bayerischen
Gemeindetag - Bezirksverband
Oberbayern: gez. Rudolf Hei-
ler Erster Bürgermeister Be-
zirksverbandsvorsitzender-
Marktplatz 28 85567 Grafing
b.M. Tel. 08092/703-31.       ?
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Regiogeld-Kongress in Prien am Chiemsee:

„Regio ergänzt Euro“
Komplementärwährung „Chiemgauer“ wird sehr gut angenommen

Förderung der lokalen Wirtschaft als Ziel

Gut ein Jahr nach seiner Einführung haben die Erfinder des
Regiogeldes „Chiemgauer“ eine erste positive Bilanz gezogen.
Bei einem Regiogeld-Kongress in Prien unter dem Motto „Re-
gio ergänzt Euro“ mit rund 240 Teilnehmern aus Deutschland,
Österreich, der Schweiz und Ungarn wurde darauf hingewie-
sen, dass seit dem Start Anfang 2003 an die 100.000 Euro in
„Chiemgauer“ umgesetzt wurden. Mehr als 100 Geschäfte in
der Region beteiligen sich an dem von Jugendlichen entwickel-
ten Projekt zur Förderung der regionalen Wirtschaftskreisläu-
fe und zur Unterstützung gemeinnütziger Vorhaben.

Pro Euro gibt es einen
„Chiemgauer“, mit dem die
mittlerweile 230 Mitglieder ei-
nes Vereins „Chiemgauer re-
gional“ einkaufen können. Die
teilnehmenden Läden haben
Plakate mit der Aufschrift
„Chiemgauer erwünscht“ oder
„Wir nehmen Chiemgauer“ an
ihren Türen. Von jedem
„Chiemgauer“ gehen fünf Pro-
zent in gemeinnützige Projekte
der Region. Hauptsächlich
werden damit Bildungseinrich-
tungen unterstützt, wie die Ini-
tiatoren betonten.

Reges Interesse

Für das von sechs Angehöri-
gen der Priener Waldorfschu-
le entwickelte Konzept mit dem
„Chiemgauer“ interessierten
sich inzwischen 30 regionale
Initiativen, hieß es. Weltweit
gibt es nach Angaben der Kon-
gress-Veranstalter 2000 funktio-
nierende sog. Komplementär-
währungen.

Priens Bürgermeister Christi-
an Fichtl malte bei der Kon-
gress-Eröffnung nicht nur ein
schönes Bild des Chiemgau,
sondern ging auch lobend auf
das Chiemgauer-Projekt ein,
das sich in einem Jahr ganz her-
vorragend entwickelt habe. An-
schaulich zeigte das Chiemgau-
er-Team rund um Christian Gel-
leri in einer Präsentation, wie
aus einem Gutschein-Netzwerk
Schritt für Schritt ein echtes re-
gionales Zahlungsmittel ent-
steht. Ziel sei die Förderung 
der regionalen Wirtschaftskraft
durch die Anregung und die
Stärkung regionaler Wertschöp-
fungsringe.

Wirtschaftskreisläufe

Noch werden die von dem
Schülerunternehmen Chiem-
gauer Service heraus gegebenen
Chiemgauer Gutscheine meist
wieder in Euro zurück ge-
tauscht, doch haben sich bereits
zwei richtige Wirtschaftskreis -

läufe im landwirtschaftlichen
Bereich gebildet. Bereits sieben
Einzelhändler können ihre Lie-
feranten mit Chiemgauern be-
zahlen und auch diese bleiben
nicht auf dem Gutschein sitzen,
sondern bezahlen ihrerseits wie-
der ihre Lieferanten.

So bezahlt eine Käserei die
zuliefernden Schäfer und diese
kaufen in den regionalen Ge-
schäften wieder ein. Die techni-
schen und rechtlichen Grenzen
des Gutschein-Systems werden
in Kürze durch ein elektroni-
sches Verbuchungssystem über-
wunden. Mehrere Banken und
Kartenbetreiber kooperieren be-
reits mit der Initiative. 

„Globalisierung gestalten“

Dr. Christoph Strawe aus
Stuttgart betonte in seinem
Referat „Globalisierung ge-
stalten“, dass man nicht dabei
stehen bleiben dürfe, die sich
zuspitzenden Tendenzen eines
einseitigen Bush-Globalismus
zu kritisieren, jeder habe es in
der Region in der Hand, ge-
stalterisch tätig zu werden und
die Region demokratisch mit-
zugestalten.

Kein Nischenprodukt

Globales Denken müsse mit
dem regionalen Handeln ein-
hergehen, daher sei ein Projekt
wie der Chiemgauer wichtig
für die Zukunft nicht nur des
Chiemgaus, sondern für die
ganze Welt. Das Interesse aus
Ungarn, Polen, Kanada, Süd-
amerika, Russland, China und
den USA zeige die Brisanz des
Themas Regiogeld, das nicht
als Nischenprodukt oder In-
sellösung missverstanden wer-
den dürfe, sondern in einer
Balance zwischen Globalisie-
rung und Regionalisierung ge-
sehen werden müsse.

Suche nach Gleichgewicht

Die Region müsse wie eine
Zelle gesehen werden, die über
soziale Gestaltungselemente
eine Membran bilde, die zwar
durchlässig sei, aber auch so
etwas wie eine Schutzhaut für
die Region bilde. Löst sich die
Membran auf, blutet die Regi-
on aus, verhärtet sich die
Membran, wird die Region
einseitig und zu sehr auf sich
bezogen. Die richtige Mi-
schung aus Offenheit für glo-
bale Ideen und Kulturen und
der Bodenständigkeit und Ver-
wurzelung der Region sei ein
wichtiger Erfolgsfaktor für die
Wirtschaft des 21. Jahrhun-
derts. Nicht das „Immer mehr,
immer größer, immer weiter“
darf das Bewusstseinsziel der
Menschen sein, sondern ein in-
neres und äußeres Gleichge-

wicht als Grundlage einer ste-
tigen Weiterentwicklung.

Deutschland-Premiere in Prien:
Prof. Dr. Margrit Kennedy stell-
te ihr neues Buch „Regional-
währungen - Auf dem Weg zu
einem nachhaltigen Wohlstand“
vor. Die Vision eines Europa
der Regionen kam darin ebenso
deutlich zum Ausdruck wie um-
setzbare Bausteine bei der Ver-
wirklichung der Vision wie zum
Beispiel dem Chiemgauer oder
Beispiele ethischen Sparen und
Investierens in der Region. 

Rechtsgutachten

Die rechtliche Seite des Regio-
nalwährungsprojekts beleuchtete
Dr. Hugo Godschalk aus Frank-
furt. In einem erstmals auf dem
Kongress öffentlich vorgestellten
Rechtsgutachten legte Godschalk
dar, dass es in Deutschland legale
Möglichkeiten zum Betrieb von
Regionalwährungen im größeren
Umfang gibt.

Marketing-Instrument

In einer Sparkasse im Osten
Deutschlands wurde jüngst auf
Basis dieses Rechtsgutachtens
die Entwicklung einer bankba-
sierten Regionalwährung be-
schlossen. Auch das Chiem-
gauer-Projekt wird bereits von
einer Bank intensiv begleitet
und es entstehen immer mehr
Kontakte zu regionalen Banken.
„Für unsere Banken in der Re-
gion eröffnet sich über den
Chiemgauer ein neuartiges
Marketing-Instrument, viel-
leicht sogar in ein paar Jahren
ein Bankprodukt, sozusagen das
Regiokonto als selbstverständli-
che Einrichtung neben Spar-
und Girokonten“, erklärte dazu
Christian Gelleri. Das leidige
Thema ewig knapper Finanzen

könnte über kreative neue Ideen
durch die Region selbst gelöst
werden, so „wie sich Münch-
hausen an den eigenen Haaren
aus dem Sumpf herausgezogen
hat“, fügte Gelleri hinzu.

Erstmals diskutierten Unter-
nehmer, Vereine, Kunden,
Chiemgauer-Herausgeber und
Experten in einem Podiums-
gespräch miteinander. Als
dringlichste Aufgabe wurde die
Schließung und Erweiterung re-
gionaler Kreisläufe erkannt:
Der Chiemgauer bewähre sich
dann, wenn es gelingt, umwelt-
freundliche Produktinnovatio-
nen wie zum Beispiel das regio-
nale Pflanzenöl zu etablieren.
Wenn die Leute merken, es ent-
stehe Wertschöpfung aus der
Region für die Region, setze
sich die Idee auch durch, lautete
der allgemeine Tenor.

Henne-Ei-Problem

Aber auch das Henne-Ei-Pro-
blem wurde thematisiert: Fängt
niemand an, passiert nichts und
wenn der Erfolg nicht sichtbar
ist, macht niemand mit. „Es ist
nicht zufällig, dass das Projekt
in einer Schule mit viel Idealis -
mus gestartet wurde“, betonte
Mirjam Fochler vom Schüler-
unternehmen und auf die Kritik,
dass der Chiemgauer doch eher
ein „Waldorf-Gutschein“ sei,
antwortete die „Marketing-Che-
fin“ des Schülerunternehmens,
Cathrin Förster: „Wir sind sechs
bekennende Waldorf-Schülerin-
nen und unterstützen dann
natürlich auch etwas, was in un-
serem Umfeld ist, hier an unse-
rer Schule zum Beispiel den
Neubau, aber wenn Leute in der
Region etwas anderes unterstüt-
zen wollen, können Sie das mit
dem Chiemgauer ja tun. So
schwer ist das wirklich nicht:

Gutschein kaufen und verwen-
den und schon sind 3 Prozent
bei einem gemeinnützigen Pro-
jekt, ohne dass der Kunde mehr
zahlen musste.“

Aber ein wenig umständlich
sei der Gutschein natürlich
schon, bemerkte ein Vereinsver-
treter, aber ein bisschen Idealis-
mus könne wohl verlangt wer-
den und außerdem sei eine
äußerst einfache elektronische
Lösung in Reichweite. Wenn
der Gutschein von den Leuten
angenommen werde, lohne es
sich natürlich auch, die Idee
technisch weiter zu entwickeln
und in höhere Umsatzbereiche
einzusteigen.

Visionen und Leitbilder

Joachim Sikora, Direktor des
Katholisch Sozialen Instituts der
Erzdiozöse Köln, referierte über
Visionen und Leitbilder für das
21. Jahrhundert. Die Krise der
Gesellschaft könne nur über-
wunden werden mit konkreten
Visionen wie zum Beispiel dem
Regiogeld, so das Fazit von Si-
kora. Werner Küppers vom Om-
nibus für direkte Demokratie be-
richtete schließlich, wie er in sei-
ner Arbeit für die Demokratie in
den vergangenen Monaten im-
mer wieder auf das Geldthema
angesprochen wurde: „In Ost-
friesland, Magdeburg oder Köln
fragen mich die Menschen im-
mer öfters nach dem Chiemgau-
er und wenn ich ihnen die Gut-
scheine zeige, fangen sie an zu
staunen und überlegen, wie das
bei ihnen aussehen könnte.“

Ein Teilnehmer fügte im Ab-
schlussplenum hinzu: „Wir
brauchen den Euro für das eu-
ropäische Bewusstsein und den
Regio für das regionale Be-
wusstsein, das ist doch ein star-
kes Gespann.“                         DK

Cross-Border-Leasing:

Keine Kostenminderung
in der Gebührenkalkulation
In den letzten Jahren ist es vielfach zu Cross-Border-Leasing-
Geschäften zwischen Gemeinden und irgendwelchen Finan-
ziers gekommen, die zu Einnahmen bei den Gemeinden
führen. Daraus ergibt sich die Frage, ob diese Einnahmen ko-
stenmindernd in einer Gebührenkalkulation angesetzt werden
müssen. 

Dazu gibt es verschiedene
Äußerungen im einschlägigen
Schrifttum, die einheitlich der
Meinung sind, Einnahmen aus
einem Cross-Border-Leasing-
Geschäft wäre nicht gebühren-
mindernd zu berücksichtigen. In
der Gebührenkalkulation ist
nämlich nach dem sogenannten
wertmäßigen Kostenbegriff als
Summe der nach betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen an-
satzfähigen Kosten der lei-
stungsbedingte Werteverzehr zu
berücksichtigen. 

Abwasserbeseitigung

In dem durch das Verwal-
tungsgericht Gelsenkirchen im
Urteil vom 27.11.2003 - 13 K
1626/03 - entschiedenen Fall
ging es um die Abwasserbesei-
tigung. Die Leistung der Ge-
meinde, für die von den Grund-
stückseigentümern Entwässe-
rungsgebühren zu zahlen sind,
ist dann die schädliche Beseiti-
gung des Abwassers aus dem
Bereich der Grundstücke. Die
Gemeinde bedient sich dazu
des Kanalnetzes, für dessen
Abnutzung der Bürger ein Ent-
gelt in Form von Gebühren zu
zahlen hat. 

Einnahmen (Erträge und Er-
löse) müssen aber nur dann 
kostenmindernd berücksichtigt
werden, wenn sie einen Teil des
Prozesses von Leistung und Ge-
genleistung der Abwasserbesei-
tigung darstellen. Dies gilt z.B.
bei der Abfallgebühr für Ein-
nahmen aus einem Wärmever-
kauf, die bei der Müllverbren-
nung anfallen, oder für Einnah-
men aus einem Verkauf von
Komposterde, die bei der Ver-
wertung von Biomüll erzielt
werden. 

Die Einnahmen aus dem

Cross-Border-Leasing-Geschäft
wurden aber unabhängig von
dem Leistungsprozess erzielt,
der durch die Entwässerungsge-
bühren abgegolten wurde. Das
Kanalnetz war nur in seiner
Existenz, nicht aber in seiner
Funktion Gegenstand des ver-
einbarten Geschäftes. Ein Wer-
teverzehr trat durch dieses Ge-
schäft nicht ein. Durch die Ein-
nahmen wurde nicht die Abwas -
serbeseitigung entgolten, son-
dern ein Steuervorteil, der ei-
nem Investor in den USA ver-
schafft wurde. Das Kanalnetz
war hierbei lediglich als ein
„Vehikel“ zur Erlangung der
Steuervorteile in den USA an-
zusehen. 

Nach deutschem Recht

Nach dem deutschen Recht
blieb die Gemeinde aber Ei-
gentümerin und Besitzerin des
Kanalnetzes. Sie erbrachte da-
mit weiterhin zugunsten der
Grundstückseigentümer die Leis-
tung der Abwasserbeseitigung,
weil diese die Kapitalkosten des
Kanalnetzes über den Ansatz
von Abschreibungen und kalku-
latorischen Zinsen in der Ge-
bührenkalkulation zu tragen ha-
ben. Der abgeschlossene Ver-
trag ließ den Bereich der Anlage
unberührt. Das Kanalnetz stand
den Benutzern unverändert zur
Verfügung und konnte von die-
sen wie bisher in Anspruch ge-
nommen werden. 

Die Gemeinde war allerdings
nach dem Vertrag verpflichtet,
das Kanalnetz entsprechend den
gesetzlichen und umwelttechni-
schen Anforderungen zu betrei-
ben und zu erhalten. 

Ausdrücklich blieb offen, ob
das abgeschlossene Geschäft
sinnvoll oder mit untragbaren

Risiken behaftet war. Die Ent-
scheidung, dass der Gebühren-
zahler keinen Anspruch darauf
hat, an den Einnahmen aus dem
Geschäft beteiligt zu werden, hat
allerdings zur Folge, dass er
auch nicht mit möglichen Rück-
forderungen belastet werden
darf. 

Keine Änderung

Die von den Grundstücks-
eigentümern beanspruchte Ge-
bührenänderung konnte sich
durch das abgeschlossene Ge-
schäft auch nicht dadurch er-
geben, dass eine Abschrei-
bung der Anlagen entfiel. Da-
gegen spricht, dass die Ge-
meinde sowohl Eigentümer
als auch Besitzer des Kanal-
netzes bleibt.                     Dr. O. 
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Eröffnung der Landesgartenschau Burghausen:

Bessere Lebensqualität 
durch grüne Lungen

Bei der Eröffnung der Landesgartenschau 2004 in Burghau-
sen, die unter dem Motto „Ritter, Rosen und Ressourcen“
steht, hat Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber Politik und
Wirtschaft dazu aufgerufen, Nachhaltigkeit über die Umwelt-
politik hinaus zum generellen Handlungsprinzip zu machen.
Eine nachhaltige und verantwortungsvolle Politik dürfe Ge-
genwartsinteressen nicht länger höher bewerten als Zukunfts-
interessen und müsse Schluss machen mit dem Leben über die
Verhältnisse.

So wie Umweltsünden die Zu-
kunft belasteten, gelte dies auch
für immer höhere Schuldenberge.
Deshalb setze Bayern auf Spa-
ren, Aufgabenabbau des Staates
und Konzentration auf Zukunfts-
investitionen in Schulen, Hoch-
schulen und Kinderbetreuung.
Auch andere Länder wie Hessen
und Niedersachsen hätten sich
von der bequemeren Schulden-
politik verabschiedet und woll-
ten nur noch das ausgeben, was
sie auch erwirtschaften. Stoiber:
„Ich verlange von der rot-grünen
Bundesregierung einen Kurs-
wechsel in der Finanzpolitik,
weg vom kurzsichtigen Allheil-
mittel Schulden und hin zu einer
langfristigen Orientierung für so-
lide Staatsfinanzen.“ 

Aushängeschild

Die Landesgartenschau sei
ein Aushängeschild für Bayerns
hohes Niveau im Umwelt- und
Naturschutz, betonte Stoiber.
Auch in wirtschaftlich schwieri-
geren Zeiten werde Umwelt-
schutz in Bayern groß geschrie-
ben. Der Umweltpakt Bayern
sei mit 4.000 Teilnehmern seit
1995 die erfolgreichste Um-
weltschutzvereinbarung zwi-
schen Staat und Wirtschaft in
ganz Deutschland. Anfragen an-
derer Landesregierungen und
aus der Wirtschaft würden zei-
gen, dass dieser Weg Vorbild für
eine moderne Umweltpolitik in
Deutschland sei, die auf Eigen-
verantwortung setze. Stoiber:
„Ökologie und Ökonomie dür-
fen nicht gegeneinander ausge-
spielt werden. Gerade im Zeital-
ter der Globalisierung ist ein
pragmatischer und effektiver
Umweltschutz kein Standort-
nachteil, sondern ein Standort-
vorteil.“

Die Planer der Landesgarten-
schau haben Brachland in einen
7,5 Hektar großen Stadtpark
umgewandelt. Diese neue „Grü-
ne Mitte“ der Stadt präsentiert
sich zur Gartenschau mit ins-
gesamt 16 verschiedenen Gar-
tenanlagen. Zweiter großer
Schwerpunkt ist die berühmte
Burganlage der Stadt, in der zur
Landesgartenschau Gärten nach
historischen Vorbildern ange-
legt wurden. Auch der Wald-
park als Naherholungsgebiet für
alle Bevölkerungsschichten und
Zentrum für Sport und Spiel ist
Teil der Landesgartenschau.

Lohnende Investition

Die finanzielle Unterstützung
durch den Freistaat mit 3,7 Mil-
lionen Euro zu den Gesamtko-
sten von 12 Millionen Euro ist
eine lohnende Investition in die
Zukunft. Burghausen gewinnt
damit wertvolle grüne Oasen,
die nach dem Ende der Ausstel-
lung im Oktober den Bürgern
für die Naherholung zur Verfü-
gung stehen. Die Landesgarten-
schau in Burghausen reiht sich
in die 24-jährige Erfolgsge-
schichte der bayerischen Lan-
desgartenschauen ein. Die zwölf
Landesgartenschauen haben
242 Hektar Grünanlagen für die
Städte Bayerns gesichert und
über 14 Millionen Besucher be-
geistert.

Mit der 12. Landesgarten-
schau will Bayern vor allem auf
den Wert wieder nutzbar ge-
machter innerstädtischer Brach-
flächen aufmerksam machen
und dazu aufrufen, das Flächen-
recycling zu intensivieren, er-
klärte Umweltminister Werner
Schnappauf. Burghausen habe
die einmalige Chance genutzt,
Standort- und Lebensqualität zu

verbessern. Nach den Worten
des Ministers sind Gartenschau-
en schon längst keine reinen
Blumenparaden mehr, sondern
bringen handfeste Vorteile für
die Stadt und ihre Bürger. 

Das Umweltministerium be-
teiligt sich mit einer eigenen
Boden-Ausstellung an der Gar-
tenschau. Schnappauf zufolge
könnte das Motto der Landes-
gartenschau nicht besser ge-
wählt sein. Eine der kostbarsten
Ressourcen sei der Boden, auf
dem und von dem der Mensch
lebe. Mit der Ausstellung solle
das Bewusstsein geschafft wer-
den, dass die oberste dünne
Schicht der Erde verletzlich ist.
Bodenschutz sei eine Genera-
tionen-Aufgabe.

Nach den Worten Schnapp-
aufs ist der vorsorgende, sparsa-
me und sorgsame Umgang mit
der Ressource Boden zentraler
Trittstein weiß-blauer Umwelt-
schutzpolitik. Dazu zähle auch
die Entsiegelung innerstädti-
scher Brachflächen und die
Schaffung „grüner Lungen“ wie
es Burghausen vormache.

Bleibende Aufwertung

Burghausen schaffe mit dem
grünen Dreieck Stadtpark, Wald-
park und Burg eine bleibende
Aufwertung der Innenstadt, die
sich weit über die Stadtgrenzen
hinaus bemerk-bar mache, so der
M i n i s t e r .
Schnappauf: „Gartenschauen he-
ben das Image einer ganzen Re-
gion und geben wichtige Impul-
se für private Investitionen.“
Laut Schnappauf erhöht das bay-
ernweite Groß-Ereignis den Be-
kanntheitsgrad einer Stadt und
trägt so zum Imagegewinn bei.
Zudem bleibt das Gartenschau-
gelände als innerstädtische Gar-
ten- und Parklandschaft für alle
Bürger auf Dauer erhalten.
Außerdem bewirkt eine grüne
Lunge auch einen wirtschaftli-
chen Schub, da Unternehmen
und ihren qualifizierten Arbeits-
kräfte ein familienfreundliches
und erholsames Umfeld beson-
ders schätzen.                          DK

Blick über Sulzbach-Rosenberg zur Maxhütte.    Bild: H. Wraneschitz. 

Regionalentwicklung in der Oberpfalz: 

Industriedenkmäler bieten
große Zukunfts-Chancen

Im Januar 2003 hat das Bayerische Landesamt für Denkmal-
pflege große Teile des im Jahre 2002 stillgelegten Hüttenwerks
der Maxhütte in Sulzbach-Rosenberg als „Industriedenkmal“
geschützt. Mit der Maxhütte, der letzten wichtigen montanin-
dustriellen Produktionsstätte geht die Industriegeschichte der
Oberpfalz nach rund 800 Jahren zu Ende: Bereits zuvor wur-
den das Braunkohlekraftwerk und die Aluminiumwerke in
Schwandorf geschlossen. Wie soll es nun mit den Hinterlassen-
schaften weitergehen? 

Ein Zeitsprung: Mitte der
achtziger Jahre wurden im
nördlichen Ruhrgebiet Schlag
auf Schlag viele Industriestät-
ten in Bergbau und Stahlin-
dustrie stillgelegt. Mit Finanz-
hilfen des Landes Nordrhein-
Westfalen ausgestattet, kauf-
te die Landesentwicklungsge-
sellschaft Nordrhein-Westfa-
len solche Flächen auf und
entwickelte neue Nutzungs-
ideen. Die zwischen 1989 und
1999 laufende „Internationale
Bauausstellung Emscher Park“
unterstützte dabei. Im Laufe
der Jahre entstanden aus und
auf den Industriedenkmälern
beispielsweise:
? ein Design-Zentrum im
ehemaligen Kesselhaus der
Zeche Zollverein in Essen,
? ein Landschaftspark mit
Outdoorangeboten auf dem
Gelände des ehemaligen Hüt-
tenwerks Duisburg-Meiderich,
? ein sozio-kulturelles Zen-
trum in der Zeche Carl in Es-
sen,
? die Ausstellungshalle Gaso-
meter in Oberhausen,
? die Jahrhunderthalle in Bo-
chum für Kulturveranstaltun-
gen.

Damals hielten viele den
Abriss der alten Hallen und
Anlagen für die einzig ökono-

misch sinnvolle Lösung. Heu-
te sind sich Bewohner, Besu-
cher, Politik und Wirtschaft ei-
nig: Die erhaltenen Monumen-
te des Industriezeitalters stüt-
zen sowohl die regionale Iden-
titätsbildung und stärken die
Attraktivität des Ruhrgebietes
für den sich entwickelnden In-
dustriekultur-Tourismus.

Natürlich ist die Oberpfalz
anders als das Ruhrgebiet kei-
ne zusammenhängende Indu-
strielandschaft: Die industriel-
len Monumente liegen ver-
streut in einer durch Forst-
und Landwirtschaft sowie
durch Klein- und Mittelstädte
geprägten Region.

Museale Erschließung

Doch die Verbundenheit mit
der Industrieregion Mittelfran-
ken, mit dem Museum für In-
dustriekultur in Nürnberg, die
Nähe zum Bergbau- und In-
dustriemuseum Ostbayern in
Theuern und weiteren kleine-
ren Museen bietet die Mög-
lichkeit, die Oberpfälzer Indu-
striedenkmäler gemeinsam mu-
seal zu erschließen.

Genauso wichtig ist jedoch,
die Standorte wirtschaftlich zu
verwerten: Neue wirtschaftli-
che Aktivitäten gepaart mit für

ein breites Publikum interes-
santen Einblicken in die Indu-
striegeschichte macht die In-
dustriedenkmäler zu einem
Gewinn für die Städte und die
Region.

Erfahrungen im Ruhrgebiet
bilden die Basis

In vier Schritten sollten die
Oberpfälzer sich dem Thema
nähern und dabei die Erfah-
rungen im Ruhrgebiet zu
Grunde legen:
? Erleben des Bestehenden“
(Führungen )

Tagestouristen aus den na-
hen Ballungsgebieten um
Nürnberg, Regensburg/Ingol-
stadt und München/Augsburg;
Fachbesucher verschiedener
Berufsbereiche aus ganz
Deutschland und auch dem
Ausland; Bildungstouristen
wie Schulklassen, Volkshoch-
schulkurse, Geschichtsvereine
müssen geführt und betreut
werden. Das bietet Aufgaben
für qualifizierte ehemalige Be-
schäftigte ebenso wie für die
örtliche Bevölkerung.
? Industriegeschichte ist
Kultur“ (Veranstaltungen)

Öffentlich bekundetes (und
unterstütztes) Interesse moti-
viert verschiedenste Kultur-
macher, zur Entwicklung der
Oberpfälzer Industriekultur
beizutragen und hier tätig zu
werden - auch wenn die Ko-
sten nicht immer gedeckt wer-
den können.

In leerstehenden Industrie-
hallen und ihrem Umfeld sind
Konzerte ebenso möglich wie

Aufführungen, Ausstellungen
und Feste.
? Was ist wichtig?“ (Fach-
öffentlicher Diskurs)

Mit einem Paukenschlag
wird der Diskurs über die Zu-
kunft der Industriezeitalter-
Relikte eröffnet: Alle zu Be-
teiligenden werden an einem
Ort zusammengeführt. Leere
Kassen bei Land und Kommu-
nen machen Prioritäten nötig,
weshalb gerade auch das öf-
fentliche Interesse am Erhalt
der Industriedenkmäler ge-
klärt werden muss. Doch mit
einem Treffen ist es nicht ge-
tan: An den regionalen Stan-
dorten selbst ist die Diskussi-
on fortzusetzen.
? „Auf geht´s!“ (Ideenauf-
ruf für Impulsprojekte pri-
vater und öffentlicher Ak-
teure)

Investoren, bürgerschaftli-
che Initiativen und öffentli-
che Institutionen gleicher-
maßen sind aufgerufen, Ideen
für die besten temporären oder
dauerhaften Nutzungen zu ent-
wickeln.  Auch wenn die alten
Industrie-Areale für die Zu-
kunft der Oberpfalz vielfältige
Chancen bieten: Ohne Organi-
sation geht es nicht. Denn die
Ergebnisse des Ideenaufrufes
sollen ja zu umsetzbaren Pro-
jekten führen. Dazu braucht es
unabdingbar ein Auswahlgre-
mium, das Empfehlungen zur
Auswahl der Vorschläge und
Projekte gibt.

Wirtschaftlich sich selbst

tragende, dem Allgemeinwohl
förderliche Ideen für einzel-
ne Anlagen und Gebäude soll-
ten auch ohne Vorliegen einer
Gesamtplanung bei der Reali-
sierung unterstützt werden:
Für die alten Kühltürme oder
für den Schlackenberg am
Südrand der Maxhütte liegen
bereits konkrete Projektvor-
schläge vor. Ansonsten wer-
den die besten ausgewählten
Nutzungsideen öffentlich prä -
sentiert und fließen in ein Ge-
samtkonzept ein.

Mit gutem Willen und
Blicken auf alle erdenklichen
Finanzquellen sollte es gelin-
gen, geeignete finanzielle und
räumliche Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die es mög-
lich machen, den Industrie -
denkmälern der Oberpfalz
neues Leben einzuhauchen   ?

Hohe Kosten für
Winterdienst 

Die Gesamtkosten für den
Winterdienst 2003/2004 auf
Bayerns Autobahnen, Bun-
des- und Staatsstraßen betra-
gen rund 62 Millionen Euro.
Laut Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid wurden in diesem
Winter fast 380.000 Tonnen
Salz gestreut und damit der
zweithöchsten Salzverbrauch
der letzten 20 Jahre erreicht.
Nur im Rekordwinter 1998/
1999 war mit 435.000 Tonnen
ein höherer Wert zu verzeich-
nen. Die bisher höchsten Aus-
gaben für den Winterdienst
waren ebenso im Winter
1998/1999 mit 70,3 Millio-
nen Euro zu verzeichnen. DK
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Kommunen und ihr Vermögen:

Das Ende der Kameralistik
Die Kommunen sind als Gestalter des unmittelbaren Lebens-
umfeldes des Bürgers erster und wichtigster staatlicher An-
sprechpartner. Sie sind für Bau und Erhalt kommunaler
Straßen, kommunaler Energie- und Wasserversorgungsein-
richtungen, für den kommunalen Nahverkehr, für kommunale
Verwaltungsgebäude und vieles mehr zuständig (u.a. Umwelt-
schutz, Telekommunikation). Ein gutes Fünftel der öffentli-
chen Ausgaben und rund zwei Drittel der öffentlichen Investi-
tionen und der öffentlichen Bauaufträge sind in der Verant-
wortung der Kommunen. Eine gewaltige Aufgabe und Verant-
wortung - aber sind die Kommunen hierfür auch mit den rich-
tigen Instrumenten ausgestattet?

Um über Einnahmen, Ausga-
ben, Erfolg oder Misserfolg
rechtzeitig informiert zu sein, ha-
ben Unternehmen ein hoch ent-
wickeltes Rechnungswesen.

Kameralistik 
kein verlässlicher
Kompass

Doch beim Staat,
bei Bund, Ländern
und den Kommunen
ist dies ganz anders.
Die vorherrschende
Methode ist hier die
Kameralistik, ein
überholtes Rech-
nungswesen, das nur
auf die Erfassung von
Geldströmen abstellt.
Die Kommunen sto-
chern hier gewisser-
maßen im Nebel, 
ohne verlässlichen
Kompass und daher
ohne rechte Orientie-
rung: Sie kennen we-
der den Wert ihres

Vermögens noch wissen sie
darüber Bescheid, wie sich die
ihnen anvertrauten Güter im
Wert verändern. Die Kommu-
nen sind mit ihrem überholten
Rechnungswesen, der Kamera-

listik, nicht in der Lage, am
Jahresende anzugeben, ob sie
nun im Jahresverlauf reicher
oder ärmer geworden sind.
Bund und Ländern geht es ge-
nauso. 

Am Jahresende können die
Kommunen nur angeben, ob sie
einen Einnahmen- oder Ausga-
benüberschuss erreicht haben.
Das ist zwar auch eine wichtige
Saldogröße, aber sie hat weit we-
niger Aussagekraft als sie eine
vollständige Vermögensüber-
sicht liefern würde. 

Ein Beispiel soll den wesentli-
chen Unterschied zur Kamerali-
stik verdeutlichen:

derartiges Warnsignal.
? Wer den Wert seines Vermö-
gens nicht kennt, merkt mögli-
cherweise nicht rechtzeitig, dass
er über seine Verhältnisse lebt.
Eine saubere Bilanzierung wür-
de dies verhindern.

Weg von der Kameralistik
hin zu einem modernen
Rechnungswesen 
für den Staat

Kommunen, Länder und der
Bund brauchen daher ein mo-
dernes Rechnungswesen, das
den Wert ihres Vermögens und
dessen Wertveränderung zeit-
nah erfasst und abbildet. Nur so
herrscht Transparenz über die
Entwicklung des staatlichen
Vermögens, nur so werden die

Folgen unterlassenen Handelns
sichtbar, nur so können die
Kommunen ihre Mittel zielge-
richtet einsetzen.

Als erstes Bundesland verab-
schiedet sich Hessen von der
Kameralistik, bewertet sein ge-
samtes Vermögen und führt ab
Ende dieses Jahres landesweit
die kaufmännische Buch-
führung ein. 

Diesem Beispiel sollte auch
Bayern so schnell wie möglich
folgen. Der Bayerische Bauin-
dustrieverband hat daher zu-
sammen mit der Ludwigs-Ma-
ximilians-Universität München
ein Projekt gestartet mit dem
Ziel, ein modernes doppisches
Rechnungswesen auch in den
bayerischen Kommunen einzu-
führen. ?

Wenn eine Kommune im Jahr x Einnahmen in Höhe von 10 Mio. Euro und
Ausgaben in Höhe von 9 Mio. Euro hatte, kann sie nach der herkömmlichen
Kameralistik einen Überschuss von 1 Mio. Euro ausweisen. Dass dies eine
Illusion sein kann, erkennt man, wenn man das Beispiel ausweitet. 

Am Jahresanfang betrug das Vermögen der Kommune (Infrastruktur, Ge-
bäude, Guthaben u. a.) 100 Mio. Euro. Wenn man einen durchschnittlichen
Abschreibungssatz von 3 % unterstellt (gewichtetes Mittel aus Nutzungs-
dauer Gebäude 20 Jahre, Straßen 50 Jahre), so hat sich das Vermögen der
Gemeinde innerhalb eines Jahres um 3 Mio. Euro entwertet. 

Jetzt sieht die Rechnung der Kommune folgendermaßen aus:
Finanzüberschuss: + 1 Mio. Euro
Vermögensänderung: -  3 Mio. Euro

-------------------
Saldo -  2 Mio. Euro

Durch die Berücksichtigung der Veränderung des Vermögenswertes hat
sich der Überschuss aus der Kameralistik in ein Minus von 2 Mio. Euro ver-
wandelt. Die Kommune ist also im Jahre x ärmer geworden, nicht „reicher“
wie dies die Kameralistik ausweisen würde.

Falscher Kompass 
mit hohen Folgekosten

Die Folgen dieser Unkenntnis
des Wertes des eigenen Vermö-
gens sowie von dessen Verände-
rung sind weitreichend: 
? Untätigkeit lohnt sich: Wer
nicht weiß, wie sein Vermögen
durch Nichtstun verfällt, der gibt
sich möglicherweise der Illusion
hin, durch unterlassene Erhal-
tungsinvestitionen könne er
„sparen“. 
? In der Unternehmensbilanz
wäre im Fall des Verfalls von
Vermögensgegenständen auf
der Passivseite der Posten
„Unterlassene Reparaturen“ zu
erhöhen. Das aber ist gleichbe-
deutend mit mehr Schulden.
Die Kameralistik gibt kein 

BayWa will ertragsstärker werden
Nach Bewältigung von Dürre und WLZ-Übernahme auf vorsichtigem Expansionskurs 

Das Geschäftsjahr 2003 war für die BayWa geprägt von der
sommerlichen Dürre mit starken Ernteeinbußen und erhebli-
chen Einkommensrückgängen der Landwirte, der Integration
des genossenschaftlichen Schwesterunternehmens WLZ in
Württemberg und einem weiteren Personalabbau um per saldo
273 Personen auf noch 15540 Mitarbeiter. Obwohl der Jahres-
überschuss mit 24,4 Mio. Euro auf gut die Hälfte gegenüber 49,9
Mio. Euro im Jahr 2002 zurückgefallen ist, sieht der Konzern im
Berichtsjahr seine Ziele erreicht. Das DVFA-Ergebnis von 40,8
(2002: 37,3) Mio. Euro, das als operatives Ergebnis ausgewiesen
wird, ist für Konzernchef Wolfgang Deml viel aussagefähiger als
der Jahresüberschuss, weil es um jene Einmaleffekte bereinigt
ist, die dem Jahresüberschuss 2003 zugesetzt haben. Der Ge-
samtumsatz nahm um 10 Prozent auf 5,9 Mrd. Euro zu.

Für das laufende Jahr ist Deml
gedämpft zuversichtlich. Er geht
von einer stabilen Umsatzent-
wicklung und von einem  opera-
tiven Ergebnis aus, das weiter
auf „40 Mio. plus X“ steigt. Die
Weichen bleiben auf moderate
Expansion gestellt.

Einmaleffekte

Beim Jahresüberschuss 2002
ist zu berücksichtigen, dass ihn
der Erlös von 13,5 Mio. Euro aus
dem Verkauf der österreichi-
schen Lebensmittelkette Maxi-
markt hoch getrieben hat. Als
größte Einmal-Effekte, die den
Jahresüberschuss im Berichts-
jahr gedrückt haben, nannte
Deml die Kosten der Verschmel-
zung mit der WLZ (knapp 11
Mio. Euro), die Einstellung der
Internet-Plattform „bausolution“
(5,8 Mio. Euro), bei der die In-
dustrie nicht recht mitgezogen
hat, die Risikovorsorge bei Be-
teiligungen (13 Mio. Euro), Zah-
lungsrückstände in Osteuropa (5
Mio. Euro) und noch einige an-
dere, kleinere Posten. Mit sol-
chen Einmaleffekten sei dieses
Jahr nicht wieder zu rechnen.
Wie sehr diese Effekte das Jah-
resergebnis beeinflusst haben,
machte Deml am Ergebnis der

gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
nochmals deutlich. 2003 fiel die-
se Kennziffer auf 22,2 Mio. Eu-
ro nach 67,6 Mio. Euro im Jahr
zuvor. Zum Vergleich eigne sich
aber besser „das Normaljahr
2001“ mit 18,4 Mio. Euro, sagte
der BayWa-Chef.

Die Ertragsziele zeigen sich
bei der Umsatzrendite. Sie soll in
fünf Jahren 1,5 % erreichen.
2003 waren es 0,37 Prozent.
Fürs Berichtsjahr bleibt es nach
drei Jahren der Steigerung bei
unverändert 0,24 Euro Dividen-
de je Aktie. Eine erneute Auf-
stockung wäre möglich, aber, so
Deml, wegen des Personalab-
baus nicht angebracht gewesen.

Gestiegener Konzernumsatz

Der Konzernumsatz von 5,9
Mrd. Euro nahm vor allem dank
des größeren Verbreitungsgebie-
tes und der guten Geschäfte in
den Bereichen Baustoffe und
Energie zu. Er stammt inzwi-
schen nur noch zu 67,6 Prozent
aus Deutschland, aber zu 28 Pro-
zent aus Österreich und zu 4,4
Prozent aus anderen Ländern. In
ihm sind 816 Mio. Euro Franchi-
seumsätze (+ 1,3 Prozent) nicht
enthalten. In diesem Bereich will
die BayWa in Zukunft noch eini-

ge Akquisitionen vornehmen.
Nach Segmenten betrachtet
kommt fast die Hälfte des Um-
satzes aus dem Agrarbereich
einschließlich Landtechnik, ein
gutes Viertel aus dem Bereich
Bau und Märkte, ein knappes
Viertel aus dem Bereich Energie
(Treibstoffe und Heizöl) und ein
kleiner Rest aus sonstigen Akti-
vitäten. In dem schwierigen Um-
feld haben sich alle Segmente re-
lativ gut geschlagen. 

Besonders stark gewachsen ist
der Energiebereich durch die
neuen Mineralöltöchter Tessol in
Österreich und Genol in Würt-
temberg. Hier schnellte der Um-
satz um 28 Prozent auf 1,38
Mrd. Euro hoch. In der Sparte
Baustoffe und Märkte nahmen
die Erlöse um 6,9 Prozent auf
1,64 Mrd. Euro zu. Trotz der
Dürre wuchs der Umsatz mit
landwirtschaftlichen Betriebs-
mitteln und Erzeugnissen um 10
Prozent auf mehr als 2 Mrd. Eu-
ro, weil in Österreich und durch
vermehrten Futterverkauf mehr
als ein Ausgleich gefunden wur-
de. Dagegen gingen die Erlöse in
der Landtechnik leicht auf 612
Mio. Euro zurück.

Weitere Akquisitionen
nicht ausgeschlossen

Deml schloss grundsätzlich
weitere Akquisitionen, vor allem
im Bereich Baustoffe und in
wachstumsstarken Nischenmärk-
ten, nicht aus. Aber interessant
seien nur profitable Objekte.
Derzeit werde außerhalb des
Kerngebietes mit vier Kaufkan-
didaten verhandelt. In Osteuropa
will man auf die richtige Zeit für
Großakquisitionen warten. Für
die Kartellauflage, in Württem-
berg wegen der WLZ-Übernah-
me Agrarhandelsaktivitäten im
Volumen von 65 Mio. Euro zu
verkaufen, hat sich mangels In-
teressenten noch keine Lösung
ergeben. Im gesamten Verbrei-
tungsgebiet der BayWa sollen 37
Standorte geschlossen und 15
neue eröffnet werden, was per
saldo wiederum Personalredu-
zierung bedeuten dürfte. doh

Die Kommunen sind der größte öffentliche Auftraggeber 
der deutschen Bauwirtschaft

Länder 
18,1 %

4,9 Mrd. EUR

*) Städte, Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände, Zweckverbände
Quelle: Statistisches Bundesamt

16,8 Mrd. EUR

Kommunen* 
62,3 %

Bund 
19,6 %

5,3 Mrd. EUR

Baumaßnahmen der öffentlichen Hand 2003 insgesamt 27,0 Mrd. EUR.
Grafik: Bayerische Bauindustrie
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5. Landkreiswettbewerb „Landschaftsbezogenes Bauen“:

„Im Landkreis Regensburg
wird immer besser gebaut“

Regensburg. „Die Landschaft muss im Vordergrund stehen.
Wir wollen die Landschaft so weitergeben, wie wir sie vorge-
funden haben. Der Wettbewerb soll hierfür positive Beispiele
herausstellen“, hob der Regensburger Landrat Herbert Mir-
beth vor kurzem bei der Preisverleihung des inzwischen 5.
Wettbewerbes „Landschaftsbezogenes Bauen“ des Landkrei-
ses Regensburg hervor. Aus den Händen von Landrat Mirbeth
und Kreisbaumeister Dipl.-Ing. Helmut Ost erhielten die Ge-
winner der ersten, zweiten und dritten Preise Urkunden und
Preisgelder, für mehrere gut gelungene Bauprojekte gab es Be-
lobigungen ohne Honorar.

Wo sonst die Kreisräte über
aktuelle Fragen diskutie-
ren, nämlich im Großen Sit-
zungssaal des Regensburger
Landratsamtes, nahmen am
Nachmittag des 23. April vor
allem die Gewinner des Wett-
bewerbes „Landschaftsbezo-
genes Bauen“ Platz: Bauher-
ren, Entwurfsverfasser sowie
die Bürgermeister der Orte, in
denen die Bauprojekte ver-
wirklicht wurden. 

„Vorbildhaftes Wirken 
in die Zukunft“

Landrat Herbert Mirbeth
charakterisierte den nach
1987, 1992, 1994 und 1998
nun zum fünften Mal durchge-
führten Wettstreit als „vorbild-
haftes Wirken in die Zukunft“
und freute sich über die große
Beteiligung von 55 Objekten,
wovon nur eines nicht in 
die Bewertung aufgenommen
wurde. Das gute Feedback ist
für den Landkreischef Grund,
den Wettbewerb auch künftig
durchzuführen. „Im Landkreis
Regensburg wird viel gebaut,
und es wird immer besser ge-
baut“, zollte Mirbeth den Bau-
herrn und Planern gleicher-
maßen Respekt, sah aber auch
einen Grund dafür in der Sen-
sibilisierung für den Land-
schaftsbezug.

Bewusstsein stärken

Angesichts des für den
Landkreis prognostizierten
Wachstums von 30.000 bis
40.000 Einwohnern in den
nächsten 20 bis 25 Jahren -

vor allem junge Menschen und
junge Familien - werde der
Wohnqualität eine besondere
Bedeutung zukommen, blickte
der Landrat in die Zukunft.
Hauptziel des Wettbewerbs
war es, das Bewusstsein aller
am Bau Beteiligten sowohl für
die Wichtigkeit einer guten
Gestaltung des einzelnen Ge-
bäudes als auch seiner Einbin-
dung in das Orts- und Land-
schaftsbild zu stärken.

Bauvorhaben

Gegenstand des Wettbe-
werbs waren Bauvorhaben,
die zwischen 1996 und 2000
neu gebaut bzw. umfassend
umgebaut oder revitalisiert
wurden und im Sinne der
Wettbewerbsziele zu beispiel-
haften Ergebnissen geführt
haben. Die Bewertung erfolgte
durch eine vom Kreisaus-
schuss bestellte sachverständi-
ge Jury, die sich aus den
Kreisräten Erika Weigert,
Franz Beutl, Karl Zott und Ge-
org Weitzer sowie dem Leiten-
den Baudirektor Rudolf De-
schermeier, Kreisfachberater
Torsten Mierswa und Kreis -
baumeister Dipl.-Ing. Helmut
Ost (Juryvorsitzender) zusam-
mensetzte.

Auszeichnungen in
fünf Kategorien

Der Bewertungsschwerpunkt
lag bei der Einbindung in das
Orts- und Landschaftsbild, wei-
tere Kriterien waren Baukörper-
und Fassadengestaltung, Mate-
rialverwendung, Wohn- und

Nutzwert des Gebäudes sowie
Wirtschaftlichkeit des Bau-
werks. In fünf Kategorien gab
es Auszeichnungen: Von den
insgesamt 17 Preisen an Bau-
herren wurden fünf erste Preise

(750 Euro), acht zweite Preise
(500 Euro) und vier dritte Prei-
se (250 Euro) vergeben. Zwei
Sonderpreise à 500 Euro gab es
für Entwurfsverfasser. Darüber
hinaus wurden 14 Belobigun-
gen (ohne Geldzuwendung)
ausgesprochen.

Erste Preise

Erste Preise bekamen Johann

Gleixner (Laaber), die Eheleute
Christine und Karl Eibl (Holz-
heim am Forst), die Eheleute Ur-
sula und Gotthard Unger (Lap-
persdorf), Martin Pilz (Ober-
wahrberg bei Kallmünz) und die
Eheleute Margit und Franz
Althapp (Griesau bei Pfatter).

Zweite Preise

Mit einem zweiten Preis wur-
den ausgezeichnet: Omnibus-
betrieb Martin Wagner (Alten-
thann), Reinhard Schiegl
(Brennberg), Architekt Jürgen
Neumaier (Laaber), Karin und
Georg Füssl (Nittendorf), das
Kath. Pfarramt „Mariä Himmel-
fahrt“ Kirchberg (Gemeinde
Regenstauf), Dipl.-Ing. Adrian
Klinger (Hainsacker), Christian
Gehr (Lappersdorf) und Ludwig
Meßner (Taimering). 

„Bauen ist Ausdruck
einer Epoche“

In einem Diavortrag zeigte
Kreisbaumeister Ost die hono-
rierten Bauten. Landrat Mir-
beth dankte dem Kreisbaumei-
ster für dessen großes Engage-
ment. Ost selbst sieht es als
seine Aufgabe, Hilfen und We-
ge aufzuzeigen. „Bauen ist
Ausdruck einer Epoche. Das
Wichtigste ist, dass die Bau-
werke standsicher und schön
sind“, führte der Kreisbaumei-
ster aus und lud die Gäste zur
Besichtigung der Ausstellung.  

Markus Bauer

Die Gewinner der 1. Preise beim Wettbewerb mit Kreisbau-
meister Helmut Ost und Landrat Herbert Mirbeth (4. und 5.
von rechts).                                                       Bild: Markus Bauer

Amtsübergabe bei der Staatsarchivleitung: Der scheidende Di-
rektor Dr. Karl-Otto Ambronn, die neue Leiterin Dr. Maria Ri-
ta Sagstetter, Staatsminister Dr. Thomas Goppel, Prof. Dr. Her-
mann Rumschöttel.                                            Bild: Markus Bauer

Geschichte der „Oberen Pfalz“
im Amberger Stadtmuseum

Bis 16. Mai läuft im Stadtmuseum Amberg die Ausstellung „Das
Fürstentum der Oberen Pfalz. Ein wittelsbachisches Territorium
im Alten Reich“, die am 15. März unter Anwesenheit von Staats-
minister Dr. Thomas Goppel und vieler haupt- und ehrenamtli-
cher Archivare eröffnet wurde. 

Für zwei Archivare bedeutete
diese Veranstaltung zugleich ei-
nen wichtigen Lebenseinschnitt.
Denn der seit 1. September 1976
amtierende und Ende März in den
Ruhestand getretene Direktor des
Staatsarchives Amberg, Dr. Karl-
Otto Ambronn, wurde verab-
schiedet und seine Nachfolgerin
Dr. Maria Rita Sagstetter ins Amt
eingeführt - übrigens die erste
Frau an der Spitze eines bayeri-
schen Staatsarchives.

Prof. Dr. Hermann Rumschöt-
tel, Generaldirektor der staatli-
chen Archive Bayerns, wies in
seiner Begrüßung auf das Ge-
schichtsbewusstsein hin, das die
Archive neben der Dokumenta-
tion ihrer Bestände besonders 
fördern sollen. Das Amberger
Staatsarchiv möge künftig, so
Rumschöttel, verstärkt in die ge-
samte Region als Kompetenzzen-
trum hinausstrahlen.

Ambergs Oberbürgermeister
Wolfgang Dandorfer erinnerte
an Bestrebungen in den 70er
Jahren, das Amberger Staatsar-
chiv nach Regensburg zu verle-
gen. „Unter Dr. Karl-Otto Am-
bronns Leitung erhielt das
Staatsarchiv sein heutiges Ge-
sicht“, würdigte das Amberger
Stadtoberhaupt die Leistungen
des langjährigen Direktors. 

„Heute habe ich die Gelegen-

heit, bayerische Archivge-
schichte mitzuschreiben“, mein-
te Staatsminister Dr. Thomas
Goppel angesichts der Tatsache,
dass mit Dr. Maria Rita Sagstet-
ter nun die erste Frau an der
Spitze eines staatlichen Archi-
ves steht.

Die Geschichte Bayerns und
der Archive charakterisierte Gop-
pel als ein fruchtbares Span-
nungsverhältnis von Zentralis-
mus (Landeshauptstadt Mün-
chen) und Regionalismus (eigen-
ständige historische Landschaf-
ten). „Heute wird die schriftliche
Überlieferung wieder in den hi-
storischen Landschaften aufge-
hoben“, betonte der Minister.
Goppel würdigte die Arbeit des
scheidenden Archivdirektors und
führte dessen Nachfolgerin in ihr
neues Amt ein.

Ausgangspunkt der Ausstel-
lung ist die Entstehung der Obe-
ren Pfalz nach der Erbteilung der
Wittelsbachischen Territorien im
Hausvertrag von Opavia 1329.
Zwei Blöcke werden dabei unter-
schieden: Die kurpfälzische Herr-
schaft von 1329 bis 1621 sowie
die kurbairische Herrschaft von
1621 bis zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts. Bis zum 16. Mai kann
die Ausstellung im Stadtmuseum
Amberg (Zeughausstraße 18) be-
sichtigt werden.                              ?

Passau-Kohlbruck:

Spatenstich für neues Hallenbad
Ab September 2005 bietet Passau-Kohlbruck ein großzügiges
Sport- und Wohlfühl-Angebot. Die Stadtwerke bauen ein neues
Hallenbad für 17,38 Mio. Euro. Anfang April war Spatenstich,
mit den Arbeiten begonnen wurde am 19. April. 

23 Jahre hat das alte Hallenbad
bereits auf dem Buckel. Es erfüllt
zwar seinen Zweck, mehr aber
auch nicht. „Nur mit funktiona-
lem Ambiente allein lockt man
heutzutage niemanden mehr ins
Wasser“, erklärte Oberbürger-
meister Albert Zankl. Gefragt
seien Erlebnis, Badespaß und
Freizeitpark-Charakter. Doch das
hätte man im alten Hallenbad
nicht realisieren können. „Es wä-
re trotz hoher Kosten ein altes
Bad geblieben“, betonte Zankl.
Und schließlich war es auch
Wunsch der Passauer Bürger,
dass in Kohlbruck ein neues Hal-
lenbad gebaut wird und damit ein
Ganzjahresbad entsteht - Ergeb-
nis des Bürgerentscheids vom 11.
Februar 1996.

„Das wird eine Bade- und
Wellness-Oase, die mit anderen
Bädern in unserem Raum nicht
verglichen werden kann“, ver-
sprach Stadtwerke-Chef Gott-
fried Weindler. Im Hallen-
bad wird es ein 25-Meter-
Schwimmerbecken mit sechs
Bahnen geben, dazu ein Erlebnis-
becken, Strömungskanal, Whirl-
pool, Dampfgrotte mit Effektbe-
leuchtung und vieles mehr. In der
Saunalandschaft können die Be-

sucher in der Dampfsauna, Finni-
schen Sauna, Erd-, Stein- und
Biosauna schwitzen. In diesen
Bereich integriert werden ein Ru-
hehaus mit Bachlauf, Kneipp-
becken sowie ein Kräuter- und
Steingarten. 

Wellness-Bereich

Bei der Gestaltung des Well-
ness-Bereichs lassen sich die
Stadtwerke von einer erfahrenen
Therapeutin beraten. Geplant
sind dort  u.a. Heukraxen, Sand-
Licht-Therapie, Solarien, Nass-
und Trockenmassagen sowie ein
Kosmetikangebot. An den Sauna-
und Wellnessbereich angrenzen
wird das Solebad, das zusätzlich
1,95 Millionen Euro kostet. „Das
Hallenbad wird so konzipiert,
dass sowohl der Erholungsuchen-
de, als auch der sportliche Bade-
gast seine Erfüllung findet“, ver-
spricht  Weindler - je nach Gusto
auf Sprudelliegen oder im wett-
kampfgeeigneten Schwimmer-
becken. Zum Anziehungspunkt
soll das neue Hallenbad auch für
die Kinder und Jugendliche wer-
den; geplant sind ein Kleinstkin-
derbereich, ein Strömungskanal
sowie Riesenrutschen.              DK
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Erdgastankstelle in Weilheim
nunmehr ein Jahr in Betrieb

Genau nach einem Jahr Erdgastankstelle in Weilheim haben
die Erdgas Südbayern GmbH (ESB) und der Regionalverkehr
Oberbayern (RVO) Bilanz gezogen. Erfreuliches Fazit: Fünf
weitere erdgasbetriebene Omnibusse werden ihren Fahrbe-
trieb aufnehmen - mit dem Segen der örtlichen Kirchenvertre-
ter. Damit setzt die RVO bei Ihrer Niederlassung Weilheim ins-
gesamt 14 erdgasbetriebene Omnibusse ein.

CNG, also komprimiertes
Erdgas, ist in naher Zukunft
die optimale Lösung, um Mo-
bilität sauber und umweltver-
träglich zu gestalten. Diese Er-
kenntnisse ließ bei den Verant-
wortlichen der ESB und der
RVO eine gemeinsame Ent-
scheidung reifen: eine Erdgas-
tankstelle auf dem Gelände
des Betriebshofes der RVO zu
errichten.

Innovative Wege

In diesen Tagen können ers-
te Ergebnisse zu einem Jahr
Erdgastankstelle betrachtet
werden. Beide Unternehmen
bewegen sich im gleichen
südbayerischen Versorgungs-
gebiet und daher lag es nahe,
auch gemeinsam neue und in-
novative Wege zu beschrei-
ten.

Anlässlich eines Pressege-
sprächs mit den Firmenvertre-
tern der ESB und der RVO so-
wie Luitpold Braun, Landrat
des Landkreises Weilheim-
Schongau, wurde den anwe-
senden Journalisten zu den
Entwicklungen im Bereich der
Erdgastankstelle Rede und
Antwort gestanden.

Umweltfreundlich und
verbrauchsgünstig

Die anschließende Segnung
von fünf erdgasbetriebenen
Bussen machte klar, der einge-
schlagene Weg, umweltfreund-
liche und zugleich verbrauchs-
günstige Busse vermehrt einzu-
setzen, wird weiter beschritten.
„Ein weiterer positiver Aspekt,“
so Veit Bodenschatz, Geschäfts-
führer der RVO, „Erdgas-Busse
sind zugleich erheblich leiser
als herkömmliche und damit
kundenfreundlicher.“

Erhebliche Fördermittel

Die Bundesregierung hat in
den vergangenen Jahren günsti-
ge Rahmenbedingungen für die
Markteinführung von Erdgas
als Kraftstoff eingesetzt. Für die
Anschaffung von Erdgasbussen
werden vom Freistaat Bayern
weiterhin erhebliche Fördermit-
tel bereitgestellt.

Landrat Luitpold Braun lob-
te in seinem Grußwort vor den
rund 50 Gästen das Engage-
ment der RVO: „Noch wird

bei den PKW-Herstellern über
Rußfilter diskutiert, da ist bei
den RVO-Leuten bereits eine
neue, effiziente Technik im
Einsatz. Das nenne ich Vorbild-
rolle des ÖPNV in Sachen
Umweltschutz.“ 

Anschauliche Darstellung

Mit einem Blick auf die Ple -
xiglas-Box malt Martin Heun,
Leiter Marketing und Vertrieb
bei der ESB, anschaulich aus:
„In der Box stecken 4 Kilo-
gramm Rußpartikel. Das ent-
spricht der Rußmenge, die bei
14 Bussen in einem Monat an-
fällt!“

Saubere Busflotte
in Weilheim

„Als größter regionaler Bus-
betreiber im süddeutschen
Raum mit rund 325 Bussen
stellen wir uns unserer Verant-
wortung für eine lebenswerte
Umwelt“, so RVO Geschäfts -
führer Veit Bodenschatz. Die
RVO plant, über einen Zeit-
raum von 5 Jahren bis zu 30
erdgasbetriebene Busse allein
am Standort Weilheim anzu-
schaffen. Das bedeutet, das die
prognostizierte Erdgasmenge
von 12 Mio. kWh bei 30 Bus-
sen eine Emissions-Entlastung
von 3.650 kg Schwefeldioxid,
432 kg Stickoxide sowie 1296
kg Kohlenmonoxid bringt,
nicht zu reden von der deutli-
chen Einsparung der CO2--
Emissionen.

Keine Emissionen

Erdgas ist der umwelt-
freundlichste Kraftstoff auf
fossiler Basis: 80 Prozent ge-
ringeres Ozon- und Smogbil-
dungspotential, 20 Prozent
weniger Treibhausgase, kei-
ne Partikel, kein Schwefel.
Außerdem treten beim Tanken
keine Emissionen auf.

Erdgas ist der billigste fossi-
le Kraftstoff. Vor allem ge-
genüber Benzin aber auch im
Vergleich zu Diesel schneidet
das Erdgas bei Preisen zwi-
schen 0,54 und 0,61 Euro pro
Kilogramm (Erdgas wird in
Kilogramm gemessen) immer
besser ab. Das wird vor allem
dadurch deutlich, dass 1 Kilo-
gramm Erdgas etwa 1,5 Liter
Benzin entspricht. Das Spar-

potential bei den Kraftstoffko-
sten (Pkw) beträgt durch-
schnittlich 50 Prozent.

Tankstellen
und Reichweite

Noch ist das Tankstellennetz
außerhalb der Ballungszentren
recht grobmaschig. Es kom-
men aber ständig neue Tank-

stellen hinzu. In Deutschland
plant die Gaswirtschaft, rund
1000 Tankstellen bis 2007 zu
bauen und damit ein flächen-
deckendes Netz mit Erdgas-
tankstellen zu spannen.

Technische Neuheiten

Die Gäste hatten nicht nur
Gelegenheit, die neue Technik
aus der Nähe zu betrachten, sie
konnten sich auch davon über-
zeugen, dass die Busse erheb-
lich leiser sind als übliche Fahr-
zeuge. Die neuen Busse werden
künftig in und um Weilheim
ihren Dienst tun.                        ?

Landrat Luitpold Braun bei der Segnung der ergasbetrie-
benen Omnibusse. ?

Landkreis Bamberg:

Konzept für einheitliche
Brandschutzerziehung
Erstes kreisweites Feuerwehr-Seminar in Walsdorf 

Um die Vermittlung eines einheitlichen Brandschutzerzie-
hungskonzeptes ging es beim ersten kreisweiten Brand-
schutzerziehungsseminar in der Gemeinde Walsdorf, Land-
kreis Bamberg. Hierzu begrüßte Kreisbrandmeister Albert
Tornau, Leiter des Fachbereichs Brandschutzerziehung des
Kreisfeuerwehrverbandes Bamberg, Teilnehmer aus verschie-
denen Feuerwehrvereinen.

Wie Tornau erklärte, gehe es
im Wesentlichen um drei
Schwerpunkte: die Steigerung
des Brandschutzbewusstseins,
die Verringerung der Anzahl
von Bränden sowie das richtige
Verhalten im Brandfall. Wals -
dorfs Bürgermeister Heinrich
Faatz machte seinerseits einige
Anmerkungen zum örtlichen
Feuerwehrwesen. Er finde es
wichtig, so Faatz, dass durch die
Brandschutzerziehung Kinder
zu künftigen Brandschützern er-
zogen werden. Dies umfasse so-
wohl die Beherrschung des Feu-
ers als auch die Verhinderung
eines Brandes bereits in der Ent-
stehungsphase. Sein Dank und
Anerkennung gelte den Mitglie-
dern des für die Brandschutzer-
ziehung zuständigen Fachbe-
reichs für die Ausbildung in den
Kindergärten und Grundschulen
des Landkreises zusammen mit
den Feuerwehren vor Ort. Er
lobte zudem das durch den
Fachbereich entwickelte und im
Einsatz befindliche Hausaufga-
benheft. 

Stiefmütterliche Behandlung

Kreisbrandrat Peter Löhlein
verwies auf die „stiefmütterli-
che Behandlung“, die das The-
ma Brandschutzerziehung in
der Vergangenheit erfahren ha-
be. Erst in den Jahren 1995 und
2000 konnten die Weichen für
dieses wichtige Gebiet gestellt
werden. Löhlein widmete sich
auch der Problematik der
Rauchmelder. Er vertrat die
Meinung, Rauchmelder sollten
in Privathäusern gesetzlich vor-
geschrieben werden. Der Ge-
setzgeber lasse die Wehren hier
jedoch im Stich.

Referent Herbert Steiner vom
LFV Bayern stellte detailliert
das Brandschutzerziehungs-
Konzept des Landesfeuerwehr-
verbandes vor. Er wies beson-
ders darauf hin, dass dieses
Konzept nur als Grundlage für
die Brandschutzerziehung zu
sehen sei. Diese dürfe nicht im
Kindergarten enden, sondern
müsse in den Grund-, Haupt-
und weiterführenden Schulen,

in Firmen und Betrieben bis hin
zu den Seniorenclubs fortge-
setzt werden. Hier spreche man
dann allerdings von einer
Brandschutzaufklärung. Die Bi-
lanz von 200 Toten durch Brän-
de und mehr als 3.000 brandver-
letzte Kinder sprächen auch hier
eine eindeutige Sprache. Auch
sechs Milliarden Euro Scha-
denssumme pro Jahr belasteten
die Solidargemeinschaft der
Versicherten enorm. Allein in
Bayern belaufe sich die Scha-
denssumme auf mehr als 42
Millionen Euro. Bei der Brand-
stiftung, d.h. der Verursachung
durch leichtfertigen Umgang,
seien 60 Prozent vorsätzlich
und 40 Prozent fahrlässig. Erste
Erfolge seien seit Einführung
der LFV-Brandschutzerziehung
erkennbar.

Schulungskonzept

Kreisbrandmeisterin Barbara
Langer und Sieglinde Rünagel
berichteten über ihre Erfahrun-
gen bei der Brandschutzerzie-
hung im Kindergarten, denn
schon in diesem Alter kämen
Kinder ständig mit Feuer und
Zündquellen in Kontakt. Bei-
de thematisierten das Informati-
onsgespräch mit dem Kinder-
gartenpersonal, die Abgabe von
Info und Arbeitsmaterial, so-
wie Elternabend und Brand-
schutzerziehungstage zusam-
men mit der Feuerwehr vor Ort
als Facetten dieser Ausbildung.

Herbert Steiner ging im An-
schluss auf das Konzept der
Brandschutzerziehung für die
dritte Klasse Grundschule ein.
Hier brachte er den Seminar-
Teilnehmern vor allem die
Schulungsweise mit dem LFV-
Brandschutzerziehungskoffer
der von der Versicherungskam-
mer Bayern gesponsert wurde,
nahe. Dieser Koffer beinhaltet
von praktischen Teilen über In-
foschriften bis hin zur funkti-
onsfähigen Telefonanlage zum
Einüben des richtigen Abset-
zens eines Notrufes alles Not-
wendige. Steiner gab dabei ver-
schiedene Tipps und Anregun-
gen.                                            DK

Bayerngas:

Wasserstoff für
Münchner Flughafen

Erdgas als Brücke zu einer dezentralen
Wasserstoffenergiewirtschaft

Bayerngas liefert aus Erdgas hergestellten Wasserstoff als
Antriebsenergie für Vorfeldbusse an die Flughafen Mün-
chen GmbH. Der Wasserstoff wird aus Wasserdampf und
Erdgas in einem Dampfreformer, der von der Linde AG be-
trieben wird, erzeugt. Neuartig ist die kompakte Container-
bauweise des Reformers, die die Standortoptionen hinsicht-
lich der Wasserstofferzeugung erhöht. 

Dabei untersucht Bayerngas
die zentrale Frage, was das gut
ausgebaute Erdgasleitungsnetz
für den dezentralen Aufbau ei-
ner zukünftigen Wasserstoff -
energiewirtschaft leisten kann.

Aktive Förderung

Das ARGEMUC-Projekt
Wasserstofftankstelle Flugha-
fen München wird von elf

namhaften Unternehmen un-
terstützt und vom Bayerischen
Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie gefördert.
Für Bayerngas bietet die Be-
teiligung an diesem Projekt
den Vorteil, auch zukünftig in-
novative Erdgasanwendungen
und moderne Technologien ra -
tionell bewerten und aktiv för-
dern zu können. ?

Händlertagung bei Leiber OHG:

Neue Vertriebsleitung
Am 18. und 19. März hatte Leiber OHG, Bereich Fahrzeugbau,
Emmingen ihre Gebietshändler zu einer Tagung nach Emmin-
gen eingeladen. Im Rahmen dieser Händlertage wurde der
langjährige Verkaufsleiter dieses Bereiches Herr Robert Braun
in den Ruhestand verabschiedet. 

Valentin Leiber ließ die ver-
gangenen 20 Jahre nochmals Re-
vue passieren: Bis zum Eintritt
von Robert Braun im Jahr 1984
wurden die Fahrzeuge direkt
vertrieben. Abnehmer waren
schwerpunktmässig der Tiefbau
und die Betonsteinindustrie.
Frühzeitig wurde jedoch er-
kannt, dass diese Industriezwei-
ge auf lange Sicht für Leiber kei-
ne Zukunft bieten würden. 

Neue Absatzmöglichkeiten
wurden von Robert Braun bei
den Kommunen und in der
Friedhofspflege gefunden. Die
Kleintransporter von Leiber
mussten verändert und weiter-
entwickelt werden, um den ver-
änderten Anforderungen ge-
recht zu werden. Um den Ver-
trieb sicherzustellen, baute R.
Braun ein durchgängiges Händ-
lernetz in Deutschland und im
deutschsprachigen Ausland auf.

Er übergab nun die Vertriebs-
leitung an Herrn Jürgen Unkauf,

der den Leiber-Gebietshändlern
gleich zwei neue Fahrzeuge
vorstellen konnte: den  knickge-
lenkten Kleintransporter Mimo-
ki 2 und den Käfer 2, das Ein-
steigermodell für Friedhofsgärt-
nereien. 

Durch ständige Weiterent-
wicklung seiner Fahrzeuge ist
Leiber OHG, Emmingen heute
einer der Marktführer im Be-
reich Friedhofstechnik. Außer-
dem werden eine Reihe von
Sonderfahrzeugen für verschie-
dene Anwendungen, wie z.B.
Kompaktlader und lasergesteu-
erte Estrichverlegemaschinen
mit einer Leistung von 2500
qm/Tag  hergestellt. 

Wie der geschäftsführende
Gesellschafter Valentin Leiber
mitteilte, produziert der Be-
reich Fahrzeugbau heute an
den Standorten Emmingen und
Ruda Slaska (Polen) mit ca. 90
Mitarbeitern ca. 450 Fahrzeuge
pro Jahr.                                     ?
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Jahres-PK der Euregio Egrensis in Bischofsgrün:

Blickpunkt EU-Osterweiterung
Die Euregio Egrensis versteht sich als Moderator und Partner,
der die Beziehungen zwischen Bayern, Sachsen, Thüringen
und Böhmen im Sinne eines Netzwerkes aktiv koordiniert, un-
terstützt und im Rahmen der Möglichkeiten auch fördert. In
den zehn Jahren ihres Bestehens hat sie sich sowohl insgesamt
als auch vor allem in Bayern als Einrichtung etabliert, deren
Meinung zählt. Die Jahrespressekonferenz der Euregio Egren-
sis bildete nunmehr den Auftakt zu einer Vielzahl von Veran-
staltungen zur Erweiterung der Europäischen Union. 

Europaminister Eberhard
Sinner mahnte die Region, sich
auf ihre eigenen Stärken zu be-
sinnen - vom Fremdenverkehr
über die Bauindustrie bis zur
Umwelttechnologie. In diesen
Bereichen könne man grenz-
überschreitend kooperieren. Sin-
ner versprach, dass die Staatre-
gierung ihren Beitrag zur För-
derung leisten werde. Zudem
sei es aber nötig, den Men-
schen das Gefühl zu vermit-
teln, dass Europa etwas bringt.
Obgleich es auch Risiken wie
ein Lohngefälle oder die unter-
schiedliche Förderung durch
die EU-Osterweiterung gebe,
bleibe sie insgesamt eine
Chance. 

Stabwechsel

Für Karl Haberkorn, Landrat
des Landkreises Tirschenreuth,
war es die letzte offizielle Eu-
regio-Veranstaltung, die er als
gemeinsamer Euregio-Präsi-
dent wahrnahm. Seine zwei-
jährige Amtszeit endete offizi-
ell am 1. Mai. Turnusgemäß
wurde der Stab weitergegeben
an die Arbeitsgemeinschaft
Vogtland/Westerzgebirge, und
damit an Plauens Oberbürger-
meister Ralf Oberdorfer.

Sprache im Zentrum

Wie Haberkorn bemerkte,
müsse gerade das Thema Spra-
che im Zentrum der Bemühun-
gen stehen. Überall dort, wo
Länder mit unterschiedlichen
Sprachen aneinander grenzen,
stelle dies eine Herausforde-
rung dar - „nur mit dem Unter-
schied, dass andere Grenzre-
gionen uns in der Bewältigung
dieses Problems teilweise Jahr-
zehnte voraus sind“. Es gelte,
Zeichen zu setzen und sich viel
intensiver mit der tschechi-
schen Sprache zu beschäftigen.
Die tschechischen Nachbarn
gingen in Sachen Sprachkom-

petenz mit gutem Beispiel vor-
an. Erfahrungen aus anderen
Grenzregionen zeigten, dass
mit zunehmender Sprachkom-
petenz ein überproportionales
Wirtschaftswachstum in den
Grenzregionen verbunden ist.

Informationsdefizit

Ein weiterer Aspekt, der Ha-
berkorn während seiner Amts-
zeit ein wichtiges Anliegen
war, ist die Intensivierung des
grenzüberschreitenden Austau-
sches von Informationen. Mit
einigen Projekten und Veran-
staltungen habe man versucht,
diesen Austausch zu beleben.
Aber dennoch gebe es hier im-
mer noch erhebliche Defizite
auf beiden Seiten der Grenze. 

Langgehegter Wunsch

Haberkorn zufolge werden
nach der Erweiterung neue, an-
dere Herausforderungen zu be-
wältigen sein, „die wir heute
noch nicht oder nur in Umris-
sen kennen“. Doch gehe man
davon aus, „dass mit der Er-
weiterung und dem Beitritt
Tschechiens vieles leichter
wird als bisher“. Dann endlich
sei Tschechien ein gleichbe-
rechtigter Partner im europäi-
schen Haus, „ein Ziel, auf das
wir vor Ort nun sehr lange hin-
gearbeitet haben“.

Weichenstellung

Dr. Klaus-Günter Dietel,
Landrat des Landkreises Bay-
reuth und stellvertretender Prä-
sident der Euregio Egrensis,
Arbeitsgemeinschaft Bayern,
warf seinerseits einen Blick auf
die inhaltlichen Schwerpunk-
te der Euregio-Arbeit in den
vergangenen Monaten. Dazu
zählen das bayerisch-tschechi-
sche Gastschuljahr, das sich
zunehmender Beliebtheit er-
freut und bei dem jährlich rund

30 tschechische Schülerinnen
und Schüler an bayerische
Gastgymnasien für längere
Gastaufenthalte vermitteln,
und der grenzüberschreitende
Radfernweg Bayern - Sachsen/
Thüringen - Böhmen mit fast
600 km Länge, der zurzeit
durch eine weitere Tour Bayern
- Böhmen mit rund 300 km
Länge im südlichen Euregio-
Teil erweitert wird. Damit sol-
len die touristischen Qualitä-
ten der Region nahegebracht
und die Euregio Egrensis im
wahrsten Sinne des Wortes „er-
fahrbar“ gemacht werden.

Beachtliche Resonanz

Um den grenzüberschreiten-
den Informationsaustausch zu
intensivieren, hat die Euregio
beispielsweise mit Partnern,
wie etwa dem deutsch-tsche-
chischen Informationszentrum
IDOR, eine mehrteilige Hör-
funkreihe über Projekte der
deutsch-tschechischen Zusam-
menarbeit sowie einen Pilot-
film für einen „TV-Sprachkurs
Tschechisch“ auf den Weg ge-
bracht. Diese Projekte sind auf
beachtliche Resonanz ge-
stoßen.

Vor genau einem Jahr gab die
Arbeitsgemeinschaft laut Die-
tel erstmals einen praktischen
Faltplan über das gesamte Eu-
regio-Gebiet heraus, „der uns
in den ersten Wochen förmlich
aus den Händen gerissen wur-
de“. Diese Veröffentlichung -
ergänzt um zahlreiche nützli -
che Zusatzinformationen -
führt dem Benutzer das eher
abstrakte Gebilde „Euregio“
ganz plastisch vor Augen und
zeigt, worum es in dieser „eu-
ropäischen Region“ eigent-
lich geht. Für viele, die häufig
grenzüberschreitend unterwegs
sind, ist diese Faltkarte mittler-
weile zum ständigen Begleiter
geworden. 

Berliner Signale

Durch die bevorstehende
Umstellung des INTERREG-
Programms erhoffe sich die

Euregio eine deutliche Verbes-
serung in der finanziellen För-
derung, fuhr Dietel fort. In die-
sem Zusammenhang appellier-
te er sowohl an die Bayerische
Staatsregierung als auch an die
Abgeordneten, sich dafür ein-
zusetzen, „dass dieses überaus
sinnvolle Förderprogramm auch
nach der jetzigen Förderpe-
riode ab 2006 weitergeführt
wird“. Die derzeitigen Signale
vor allem aus Berlin ließen dar-
auf schließen, „dass der kon-
krete Nutzen der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit
nicht überall als so positiv und
wichtig angesehen wird, wie
hier vor Ort“.

Verkehrsanbindung

Abschließend sprach Dietel
den Aspekt „überregionale Ver-
kehrsanbindung“ an. Derzeit
sei zu beobachten, dass auf
tschechischer Seite die Ost-
West-Verkehrsverbindungen
mit großem Nachdruck verbes-
sert werden, „während bei uns
so manche Maßnahme viel zu
langsam vorwärts geht“.

Als Beispiel nannte der Vize-
präsident die Ost-West-Verbin-
dung zwischen der Autobahn A
9 und dem Grenzübergang
Schirnding. Sicherlich könne
man über die genaue Linien-
führung einer solchen Verbin-
dung unterschiedlicher Mei-
nung sein, bemerkte Dietel; es
sei aber weitestgehend unbe-
stritten, „dass die jetzige Situa-
tion für die EU-Erweiterung
und die in den kommenden
Jahren zu erwartenden Ver-
kehrsbelastungen völlig unzu-
reichend ist“.

Berechtigte Sorgen

Hier müssten schnellstmög-
lich die dringend nötigen Vor-
aussetzungen geschaffen wer-
den, damit diese Region auch
tatsächlich den neuen Heraus-
forderungen gerecht werden
kann und nicht im Transitver-
kehr zu ersticken droht. Dietel:
„Für die Menschen, die hier le-
ben, aber auch für den Touris-
mus, der ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor für diese Region
ist, ist dies eine der Sorgen, die
im Zusammenhang mit der
EU-Erweiterung immer wieder
genannt werden.“                 DK

Dr. Ingo Friedrich mit 
„mérite européen“ausgezeichnet
Das CSU-Motto „Näher am Menschen“ verkörpert nach An-
sicht des CSU-Bezirksvorsitzenden Joachim Herrmann in be-
sonderer Weise der Spitzenkandidat der CSU für die bevor-
stehende Europawahl, Dr. Ingo Friedrich (Bild links). Sein
Einstieg in die große Politik geschah nicht, ohne kommunal-
politische Erfahrung gesammelt zu haben. Und noch heute ist
der Vizepräsident des Europäischen Parlaments als Mitglied
des Kreistages von Weißenburg-Gunzenhausen mit diesen
Wurzeln verbunden.
Anlässlich des Bezirksparteitages der CSU-Mittelfranken wur-
de er mit dem „mérite européen“, dem höchsten luxemburgi-
schen Orden, ausgezeichnet. Die Insignien überreichte Dr. Jac-
ques Santer, ehemaliger Präsident der Europäischen Kommis-
sion und früherer luxemburgischer Ministerpräsident. Santer
und Herrmann bezeichneten Friedrich übereinstimmend als
„einen der größten Europäer“. Nicht zuletzt in seinen Funktio-
nen als Vizepärsident des Europäischen Parlaments und stell-
vertretender CSU-Vorsitzender trage er das „Projekt Europa“
im Sinne der Gründerväter und der friedensstiftenden Wir-
kung mit großem Erfolg weiter.        Foto: Jürgen Langhammer

Markt Roßtal 
feiert 1050 Jahre 

Der Frühsommer des Jahres 2004 hat es in Roßtal in sich.
Roßtal feiert Geburtstag. Bereits im Jahre 954 wird Roßtal
als befestigte Stadt benannt. Die Roßtaler Burganlage
gehört in unserer Region zu den bedeutendsten und 
besterforschtesten frühmittelalterlichen Anlagen. Früher
als alle anderen Gemeinden des heutigen Landkreises wur-
de Roßtal mit Stadt- und Marktrechten ausgestattet. Der
mehr als 10.000 Einwohner umfassende Markt Roßtal fei-
ert einen ganzen Sommer lang seinen offiziellen 1050. Ge-
burtstag. 

Am 17. Juni vor 1050 Jahren fand die in der Urkunde des
Mönches Widukind von Corvey erwähnte „Schlacht um die
urbs horsdal“ statt. Deshalb findet am 17. Juni 2004 um 19.30
Uhr auf dem Marktplatz eine Festveranstaltung statt, zu der
sich auch der Bayerische Innenminister angesagt hat. Am 20.
Juni veranstalten den ganzen Tag über  Vereine und Kirche,
Bürger für Bürger,  ein großes Marktplatzfest mit vielen At-
traktionen und kulinarischen Genüssen, musikalischen Auf-
führungen und sportlichen Darbietungen, historischen Führun-
gen und einer Fülle von Informationen rund um den Markt-
platz und die historische Laurentiuskirche.

Am 26. Juni um 21.00 Uhr kommt es zu einer Aufführung
von Carl Orffs Carmina Burana auf dem historischen Markt-
platz. Karten gibt es bereits im Vorverkauf an der Marktkasse
und bei den Kreditinstituten in Roßtal.

Am 10. und 11. Juli schließlich steht Roßtals Oberer Markt,
die ehemalige „urbs horsadal“ ganz im Zeichen der Historie:
mittelalterliches Handwerk wird vorgeführt, Handwerksge-
genstände können selbst hergestellt oder zusammen mit den
Handwerkern gefertigt werden und natürlich ist das eine oder
andere auch zu kaufen.  So nah an der historischen Wirklich-
keit wie möglich so lautet das Konzept der „Archäologie zum
Anfassen“. Bewusst verzichtet man in Roßtal auf die üblichen
und allseits bekannten „historischen Märkte“, nicht verzichten
will man aber auf eine möglichst nahe unmittelbare Begeg-
nung mit der Geschichte.                                                                 ?

Bad Füssing:

Thermenlandschaft
bekommt Zuwachs

Die mit 12.000 m2 Wasserfläche größte Thermenlandschaft Eu-
ropas in Bad Füssing wird jetzt noch größer. Derzeit entsteht
in der Bad Füssinger Europa-Therme mit einem Kostenauf-
wand von 2,2 Millionen Euro ein zusätzliches Attraktions-
becken mit nochmals 200 m2 Wasserfläche. Die Fertigstellung
und Inbetriebnahme erfolgt Ende Juni diesen Jahres. 

Europas Thermalwasser-Pa-
radies im Passauer Land mit
seinen über 100 Thermal-
becken wird stündlich mit
100.000 Liter frischem Heil-
wasser aus den drei Bad Füs-
singer Thermen gespeist. Weit
über 10.000 Menschen könnten
in den riesigen Badelandschaf-
ten mit viel Platz bequem
gleichzeitig entspannen.

Attraktionsbecken

Das neue Attraktionsbecken
im südöstlichen Bereich des
Freigeländes ist teilüberdacht.
Gebaut wird ein L-förmiges
Außenbecken (Wassertiefe 1,35
Meter) mit Luftsprudelliegen
im überdachten und nicht über-
dachten Bereich, Sitzbänken im
Grottenbereich mit Nacken-
und Schulter-Massageschleiern,
Beckensprudler, Whirl-Pool mit
Sitzmöglichkeiten sowie trep-

penförmigen Sitz- und Lie-
gemöglichkeiten am südlichen
Beckenrand. Außerdem stellt
die Teilüberdachung des
Außenbeckens auch eine Ter-
rasse mit Liegeflächen dar, von
der ebenerdig der oberste Lie-
gebereich der treppenförmigen
Absätze erreicht werden kann.

Pilotprojekt

Als bundesweites Pilotprojekt
wird eine völlig neuartige
Membranfiltertechnik die Ther-
malwasserqualität optimieren.
Durch den Erweiterungsbau ist
der bestehende Betrieb im In-
nen- und Außenbereich in kein-
ster Weise beeinträchtigt oder
eingeschränkt. Insgesamt stehen
jetzt mehr als 3000 m2 Ther-
malwasserfläche in 18 unter-
schiedlichen Becken von 27° C
bis 40° C an 365 Tagen des Jah-
res zur Verfügung.                  DK

„Bäderland 
Bayerische Rhön“ 

In Bad Bocklet ist die Arbeitsgemeinschaft „Bäderland Bayeri-
sche Rhön“ gegründet worden. Regierungspräsident Dr. Paul
Beinhofer bezeichnete die Unterzeichnung der Gründungsver-
einbarung als weiteren „Meilenstein“ zur Stärkung der Ge-
sundheitsregion „Bäderland Bayerische Rhön“: „Ich sehe dar-
in auch einen wichtigen Schritt, das Bäderland Bayerische
Rhön durch die Bündelung der regional vielfältigen Angebote
national und international als Bäder- und Gesundheitsregion,
letztlich als Wohlfühlregion noch weiter bekannt und attrakti-
ver zu machen“, so Beinhofer. 

Die Regierung von Unter-
franken werde die Profilierung
der Gesundheitsregion - wie in
der Vergangenheit - auch wei-
terhin auf allen Ebenen unter-
stützen. 

Synergieeffekte nutzen

Die Arbeitsgemeinschaft hat
die Profilierung der beiden
Landkreise Bad Kissingen und
Rhön-Grabfeld mit den Kur-
städten Bad Kissingen, Bad
Bocklet, Bad Brückenau, Bad
Neustadt und Bad Königshofen
als Gesundheits- und Bäderregi-
on nach innen und außen zum
Ziel. Dabei sollen, ausgehend
von den Einzelstärken der fünf
Kurorte , Synergieeffekte ge-
nutzt, Aktivitäten koordiniert
und innovative Maßnahmen
entwickelt und umgesetzt wer-

den. Zu den gemeinsamen Auf-
gaben zählen insbesondere die
Koordination gemeinsamer
Maßnahmen im Kur- und Tou-
rismusbereich, abgestimmte
Messebeteiligungen und abge-
stimmte Interessenvertretung in
Verbänden, Vereinbarung von
Partnerschaften im In- und Aus-
land, sowie Entwicklung und
Darstellung der Gesundheitsre-
gion in einer gemeinsamen
Plattform. 

Zusammensetzung

Die Arbeitsgemeinschaft
setzt sich aus den Vertretern der
genannten Kommunen, sowie
der dortigen Kur- und Staats -
badbetriebe zusammen. Die Ge-
schäftsstelle ist beim Rhön-Saa-
le-Gründerzentrum, Bad Kis -
singen, angesiedelt.                DK

Münchner Rathaus-SPD: 

Auch Illegale sollen Bildung und
Gesundheitsversorgung erhalten! 

Menschen, die in München illegal leben, sind keine Terroristen.
Sie sind zum größten Teil legal eingereist und nach dem Ablauf
ihres Aufenthaltsstatus geblieben oder im Rahmen des Famili-
ennachzugs eingereist. Im Sozialausschuss beschloss die SPD
zusammen mit Bündnis 90/Die Grünen und der FDP eine Rei-
he von Maßnahmen, die auch Illegalen den Zugang zu wichti-
gen Grundrechten gewährleistet.

Stadträtin Brigitte Meier, sozi-
alpolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion: „Wir legen besonderen
Wert auf die Unterstützung von
schwangeren Frauen und den Zu-
gang aller Kinder zu den Schu-
len. In diesem Punkt befinden
wir uns in voller Übereinstim-
mung mit der deutschen Bi-
schofskonferenz und dem Diöze-
sanrat der Katholiken der Erzdiö-
zese München und Freising.“ 

„Das, was wir maximal ma-

chen können, haben wir be-
schlossen“ stellt Stadtrat Theo-
doros Gavras nach der Sitzung
fest. In den Regelungen soll der
bestehende Spielraum ausgenutzt
werden, ohne dass sich die Helfe-
rinnen und Helfer strafbar ma-
chen. „Die Strafen gegen Lohn-
betrug erscheinen uns jedoch zu
gering. Die Ausbeutung Illegaler
führt zu Lohndumping und muss
weit stärker kontrolliert und be-
straft werden.“                               ?
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Ehrenvoller Abschied von
Landrat Dr. Anton Dietrich
Ministerpräsident Stoiber und Innenminister Beckstein würdigten

den Verstorbenen/Im Landkreis Dillingen erklangen alle Kirchenglocken
Dillingen (jdt). Über 2000 Trauergäste nahmen am 29. April auf
dem Dillinger Friedhof Abschied von dem im Alter von 61 Jah-
ren gestorbenen Dillinger Landrat Dr. Anton Dietrich. Er war
nach längerer schwerer Krankheit, jedoch unerwartet im Klini-
kum Großhadern, wohin er sich zu einer Routineuntersuchung
begeben hatte, einem Herz- und Kreislaufversagen erlegen.

Dr. Dietrich, der seit 26 Jah-
ren an der Spitze der Dillinger
Landkreisverwaltung stand, ge-
hörte zu den dienstältesten
Landräten des Freistaates. Seit
1996 wirkte er als Vorsitzender
des Bezirksverbandes Schwa-
ben des Bayerischen Landkreis-
tages. Persönlichkeiten des öf-
fentlichen Lebens aus ganz
Bayern und darüber hinaus wür-
digten seine großen Verdienste
um seinen Heimatlandkreis,
Schwaben und Bayern. 

In seinem Beileidsschreiben
an Ulrike Dietrich, die Witwe
des Politikers, den Sohn Ralph
und die Tochter Gundula, be-
tonte der bayerische Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber:
„Ich habe Anton Dietrich per-
sönlich und politisch gleicher-
maßen hoch geschätzt!“

Kraftvoller Einsatz

Stoiber hob hervor, Dr. Die-
trich sei als Landrat mit ganzer
Kraft und bewunderungswürdi-
gem Engagement für seine Mit-
bürgerinnen und Mitbürger und
seinem Landkreis im Einsatz
gewesen. Von dem Dillinger
Landrat sei auf dem gesamten
Arbeitsfeld der Infrastruktur
des Landkreises Modernisie-
rung und Optimierung vorange-
trieben worden: „Vieles von
dem, was wir für ganz Bayern
anstreben, hat er verwirklicht
oder in die Wege geleitet.“

Keine Reden am Grab

In der überfüllten Basilika
St. Peter Dillingen fand der
Auferstehungsgottesdienst für
Landrat Dr. Dietrich statt.
Schon bei seinen runden Ge-
burtstagen oder Dienstjubiläen
hatte er keine Festansprachen
zugelassen und wiederholt
staatliche Auszeichnungen oder
Ehrungen abgelehnt, nach sei-
nem Prinzip: „Ich bin ohne Or-
den geboren und werde ohne
Orden sterben“. 

In Absprache mit der Familie
Dietrich gab es, in Respektie-
rung dieser inneren Ausrich-
tung des nun Gestorbenen,
auch am Grab keine Reden,
sondern im Requiem außer der
Ansprache von Regionaldekan
Monsignore Gottfried Fellner
nur einen einzigen Nachruf von
Innenminister Dr. Beckstein.

Den Auferstehungsgottes-
dienst feierten 29 katholische
und evangelische Pfarrer.
Hauptzelebrant war Domkapi-
tular Monsignore Konrad Hölzl,
Augsburg. Unter der Gesamtlei-
stung von Georg Halbig gestal-
teten das Requiem mit die De-
kanatschöre, Bläser, der St. Bo-
naventura-Schulchor und die
Solistin Maria Fey.

In seiner Traueransprache
würdigte der stellvertretende
Ministerpräsident Dr. Beckstein
den jahrzehntelangen Dienst Dr.
Dietrichs für das Gemeinwohl:
„Er hat Großes geleistet“. Er
selbst, Beckstein, verliere mit
dem Dillinger Landrat „einen
Weggefährten, der fachlich wie
menschlich vom Feinsten war“. 

Beruflicher Werdegang

Der Repräsentant des bayeri-
schen Kabinetts umriss den be-
ruflichen Werdegang Anton
Dietrichs, vom Regierungsas-
sessor bei der Regierung von
Schwaben und juristischen
Staatsbeamten beim Landrats-
amt Günzburg zu wachsender
großer politischer Verantwor-
tung. Von 1974 bis 1978 Mit-
glied des Bayerischen Landta-
ges, sei vor 26 Jahren die Wahl
zum Landrat von Dillingen er-
folgt. 

Er selbst habe oft „vom
schönsten Amt, das Bayern zu
vergeben hat“, gesprochen. Der
Staatsminister bekannte: „Die-
trich hat für mich stets einen
Landrat verkörpert, wie er sein
soll: einsatz- und entschei-
dungsfreudig, dabei voraus-
schauend und stets orientiert am
Wohl der Bürgerinnen und Bür-
ger, kein bloßer Verwalter, son-
dern immer ein Gestalter“.

Unverwechselbares Profil

Ein zentrales Anliegen gewe-
sen sei es Dr. Dietrich, den
Landkreis Dillingen zum „Bil-
dungslandkreis Nr. 1 in Bayern“
zu gestalten, fügte Dr. Beck-
stein hinzu. Dabei erwähnte er
die Lehrerakademie in Dillin-
gen, mit ihrem internationalen
Ansehen, das Bildungszentrum
für Umweltschutz in Lauingen,
weitere Projekte und den Tatbe-
stand, dass mit zahlreichen
Maßnahmen auch im Sozialen
und der Kultur entscheidende

Akzente für die positive Ent-
wicklung des Landkreises ge-
setzt worden seien. Hervorge-
hoben wurde der Einsatz im
Landtag und dann auch im Be-
zirkstag, wo er von 1998 bis

schwere Krankheit angekämpft
habe - sei ein treues und ehren-
des Andenken sicher.

Gegen
„Ohne-Mich-Mentalität“

Der Dillinger Stadtpfarrer,
Regionaldekan Gottfried Fell-
ner, würdigte Dr. Dietrichs Ver-
wurzelung in der Familie, in der
Heimat und im Glauben und
seinen bedingungslosen Einsatz
für das Gemeinwohl, im Mit-
einander und Füreinander, für
einen menschlichen Umgangs-
stil. Dr. Dietrich habe immer
wieder betont, dass eine gründ-
liche Wandlung der gängigen
Mentalität nötig sei. Alle müs-
sten mehr darüber nachdenken,
„was sie für die Allgemeinheit
tun können, als darüber, was die
Allgemeinheit für sie tun kann“.
Der frühe Tod des Dillinger
Landrates sei, so Fellner, eine
Aufforderung, in seinem Sinne
den Kampf für das Gute und ge-
gen die Ohne-Mich-Mentalität
zu riskieren.

Weise vom
„Guten Kameraden“

Während der Beerdigung von
Dr. Dietrich wurden um 10.30
Uhr als Zeichen der Trauer und
des Dankes alle Glocken der
christlichen Pfarreien im Kreis
Dillingen geläutet. Am Grab er-
klang die Weise vom „Guten
Kameraden“. 

Beileidsbekundungen zum
Tod von Dr. Dietrich trafen von
kirchlichen Würdenträgern und
Politikern aus dem In- und Aus-
land ein, u. a. auch aus Polen.
Der Augsburger Bischof Viktor
Josef Dammertz dankte für Die-
trichs „aufrechte christliche
Grundhaltung“ und u. a. für sei-
ne Initiative zur Stiftung des in-
ternational stark beachteten
„Europäischen St. Ulrichs-Prei-
ses“ von Stadt und Landkreis
Dillingen.                                    ?

Dr. Anton Dietrich                 ?

2003  als Vorsitzender der CSU-
Fraktion wirkte. Der stellvertre-
tende Ministerpräsident stellte
heraus, Dr. Dietrich sei eine all-
seits anerkannte Persönlichkeit
mit unverwechselbarem Profil
gewesen: fachlich kompetent,
warmherzig, hilfsbereit, aus-
gleichend und großherzig und
humorvoll: „Wir verlieren mit
ihm eine starke, charaktervolle
Persönlichkeit mit großer Aus-
strahlung und Charisma.

Im Erfolg seiner Arbeit und in
der Erinnerung seiner Familie
und seiner Freunde wird er in
unserer Mitte weiterleben“. Der
Familie versicherte Dr. Beck-
stein, dem Dillinger Landrat -
der bis zuletzt tapfer und be-

Mittelfränkischer CSU-Bezirksparteitag in Erlangen:

„Für ein starkes
Franken in Europa“

Erlangen (pmw). Unter dem Motto „Für ein starkes Franken
in Europa“ stand der mittelfränkische CSU-Bezirksparteitag
in Erlangen. Nach Ansicht des CSU-Bezirksvorsitzenden Joa-
chim Herrmann dürfe Franken die enormen Chancen durch
die EU-Osterweiterung nicht verkennen: „Franken liegt dann
im Zentrum Europas mit einem Binnenmarkt, der mehr als
450 Millionen Menschen umfasst“.

Und Mittelfranken habe hier
eine ausgesprochen gute Aus-
gangsposition: Nach einer Studie
des Kölner Professors Rolf
Sternberg liegt Mittelfranken auf
Platz drei von 40 Regionen in
Deutschland, die als beliebteste
Standorte für Unternehmens-
gründer ausgewiesen sind. „Die-
se Aufbruchstimmung verbindet
unsere Heimat mit den Beitritts-
ländern aus Mittel- und Osteuro-
pa“, so Herrmann.

Während Bayern trotz unum-
gänglicher Sparmaßnahmen in
die Bereiche Bildung, Wissen-
schaft und Familie investiere,
habe die rot/grüne Bundesregie-
rung Deutschland in die tiefste
Strukturkrise seit 1949 getrie-
ben. Der CSU-Fraktionsvorsit-
zende im Bayerischen Landtag:
„In Deutschland geht nicht die
Arbeit aus, sondern sie läuft uns
weg“.

Flexibilisierung verschlafen

SPD und Grüne hätten einer-
seits die notwendige Flexibilisie-
rung der Arbeitsmärkte verschla-
fen und traktierten andererseits
die Menschen, die Wirtschaft
und die kommunalen Gebiets -
körperschaften mit immer neuen
Vorschriften, Auflagen und fi-
nanziellen Belastungen.

Als Beispiel nannte Herrmann
die Umsetzung von „Hartz IV“,
also die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe:
„Hier sollten ursprünglich die
Kommunen entlastet werden,
jetzt muss aber mit einer Bela-
stung von mehr als 500 Millio-
nen Euro gerechnet werden“.
Dies zeige erneut, dass eine
bundesweite grundlegende Re-
form der Kommunalfinanzen
notwendig ist, um den Städten,
Gemeinden und Landkreisen
eine berechenbare Existenz -
grundlage zu sichern.

Für das Wegbrechen kommu-
naler Einnahmen und das Auf-
bürden immer neuer Aufgaben
und Ausgaben machte Herrmann
die Bundesregierung verant-
wortlich: „Ganz im Gegensatz
zum Freistaat Bayern sind die
Städte, Gemeinde und Landkrei-
se die ungeliebten Stiefkinder
von Rot/Grün“, so der CSU-Be-
zirksvorsitzende.

In einem Leitantrag fordert 
die CSU-Mittelfranken eine
sinnvolle Verwaltungsreform,
die nicht zu Lasten der Bür-

gernähe und nicht zu Lasten des
ländlichen Raumes gehen dürfe.
Weniger Reglementierung und
die Abschaffung überflüssiger
Vorgaben und Verwaltungsvor-
schriften sind Kernpunkte des
Antrages. Gefordert werden zu-
dem eine weitere Dezentralisie-
rung und Investitionen in Zu-
kunftsprojekte in Mittelfranken.

Ein weiterer Leitantrag unter
dem Titel „Für ein starkes Fran-
ken in Europa“ fordert unter an-
derem den weiteren Ausbau der
Infrastruktur. „Mit den jetzigen
Verkehrswegen werden wir als
unmittelbarer Nachbar der neuen
Mitglieder der EU und stark be-
lastetes Transitland den zu er-
wartenden enormen Verkehrzu-
wachs nicht bewältigen kön-
nen“, so Herrmann. „Bayern ha-
be einiges an Vorleistungen er-
bracht, jetzt sei Berlin am Zug“.

Richtungsentscheidung

Eine „echte Richtungsent-
scheidung“ nannte der CSU-Be-
zirksvorsitzende die bevorste-
hende Europawahl. „Wollen wir
ein Europa der Bürgernähe oder
der Kompetenzanmaßung, ein
Europa der Werte oder lediglich
eine Freihandelszone ohne poli-
tische Visionen? Wollen wir in
einem Europa der Freiheit, der
Stabilität und des Wohlstandes
leben, oder werden die Men-
schen bei der Erwähnung des
Wortes ‚Europa’ künftig unwill-
kürlich vor allem an bürokrati-
sche Lähmung denken?“

Wie Joachim Herrmann
sprach auch CSU-Spitzenkan-
didat Dr. Ingo Friedrich von 
einer Richtungsentscheidung.
Zugleich böte die Wahl am 13.
Juni die Gelegenheit, die „rote
Karte für Berlin“ zu zeigen.

Dr. Jacques Santer, ehemali-
ger Präsident der Europäischen
Kommission und früherer Mi-
nisterpräsident von Luxem-
burg, forderte als Gastredner
die Fortführung des „Projektes
Europa im Sinne der Gründer-
väter und als Einsatz für dauer-
haften Frieden“.

In einer notwendig geworde-
nen Nachwahl wurde die mittel-
fränkische FU-Bezirkvorsitzen-
de Christina Diener als neue
stellvertretende CSU-Bezirks-
vorsitzende gewählt, nachdem
die bisherige Amtsinhaberin
Beate Besten nach Unterfranken
verzogen ist. ?

Finanzielle Förderung für
Kliniken Oberallgäu gGmbH

Oberallgäu (kae). Die Kliniken Oberallgäu gGmbH erhält für
den 2. Bauabschnitt der Sanierung ihres Krankenhauses in
Immenstadt einen Förderbetrag für das Jahr 2004 in Höhe von
1,22 Millionen Euro. Dies geht aus einem aktuellen Schreiben
der Regierung von Schwaben an Klinikengesellschaft und
Landkreis hervor.

Nachdem im Rahmen eines er-
sten Bauabschnittes bereits vor ei-
nigen Jahren ein Teil der Pflege-
zimmer und die Funktionsräume
saniert worden waren, geht es nun
beim zweiten Bauabschnitt um
die restlichen Pflegezimmer und
vor allem um die neue gynäkolo-
gisch/geburtshilfliche Station.

Mit dem Abschluss dieses 2.
Bauabschnittes ist zum Ende des
Jahres 2004 auch die Gesamtsa-
nierung des Hauses in Immen-
stadt abgeschlossen. Dann wer-
den dort folgende Abteilungen
vorgehalten: Innere Abteilung,
Chirurgische Abteilung, die zen-

trale Anästhesie-Abteilung, eine
Intensiv-Station sowie eine
HNO- und Augen-Abteilung.
Auch die zentrale gynäkolo-
gisch/geburtshilfliche Station
mit ca. 35 Betten für den gesam-
ten südlichen Landkreis ist dann
in Immenstadt.

Der Bauabschnitt 2 wird vom
Freistaat mit 7,57 Millionen Eu-
ro gefördert. Ausbezahlt wurden
allerdings bisher nur 1,795 Mil-
lionen Euro; trotz der jetzt zuge-
sagten Förderrate hat die Klini-
ken Oberallgäu gGmbH damit
einen enormen Anteil der Kosten
selbst vorzufinanzieren.             ?

Vordere Reihe: Landrat Glauber, Regierungspräsident Angeber,
Bezirkstagsvizepräsident Kotschenreuther, Oberbürgermeister
Stumpf und der Forchheimer Sparkassenchef Dr. Maier. ?

Wanderausstellung
„Oberfranken bewegt“

Forchheim (fpo) - Oberfranken ist die Aufsteigerregion Deutsch-
lands im 21. Jahrhundert mit der drittgrößten Industrie-
dichte. Diese und weitere interessante Daten und Informationen
sind einer Wanderausstellung  „Oberfranken bewegt“  zu entneh-
men, die der Regierungspräsident von Oberfranken, Hans Ange-
rer, im Schalterraum der Sparkasse  Forchheim eröffnete.

„Oberfranken bewegt“ ist auf
zwölf großformatigen Displays
und acht Diasäulen unter fol-
genden Gesichtspunkten darge-
stellt: Brücke zu neuen Nach-
barn (mit Blick auf die EU-
Osterweiterung), Wirtschaft im
globalen Wettbewerb, Kulturre-
gion von europäischem Rang,
Wissenschaft und Bildung, Re-
gion höchster Freizeit- und Le-
bensqualität, Geschichte und
Tradition.

Kräfte bündeln

An dem Eröffnungsakt nah-
men auch Persönlichkeiten der
IHK und aus der Kommunalpo-
litik teil. Man will die vorhande-
nen Kräfte bündeln, aktivieren

und fördern,  so der Regierungs-
präsident. Leitgedanke ist die
Stärkung der oberfränkischen
Identität. Mittlerweile ist die
„OO“ zur zweitgrößten Regio-
nalinitiative gewachsen.

Größte Exportquote

Zum Landkreis Forchheim in
Oberfranken berichtete Landrat
Reinhardt Glauber (FW), dass
dieser die niedrigste Arbeitslo-
sigkeit in Oberfranken hat und
der Oberbürgermeister der 
Stadt Forchheim, Franz Stumpf
(CSU), legte nach: Der Kreis
Forchheim hat die größte Ex-
portquote in Deutschland. 68
Prozent der erzeugten Produkte
gehen ins Ausland.                    ?

Bauernhofmuseum Jexhof
mit neuem Angebot

Bei einem Pressegespräch stellte das Bauernhofmuseum Jexhof
sein neues museumspädagogisches Angebot vor. Es steht unter dem
Motto „Erlebnis Museum - Tradition & Natur hautnah erleben“.

Das seit 1996 bestehende,
stark nachgefragte Programm,
wurde dabei in Zusammenarbeit
mit Lehrkräften, einer Erziehe-
rin, einer Vertreterin des Vereins
Mensch und NaTour e. V. und
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Jexhofes grundlegend
überarbeitet und erweitert.

Bei den Aktionstagen „Bauer-
narbeit früher“, „Erdäpfel und
Butter“, „Vom Getreide zum
Brot“ und „Ein Waschtag
früher“ erleben die Schülerin-
nen und Schüler die Lebens-
und Arbeitsbedingungen auf
dem Land in früheren Zeiten.
Neu hinzugekommen ist das
Angebot für Kindergartengrup-
pen „Entdecken und Spielen mit
dem Jexhörnchen“, das die

Kindheit auf einem Bauernhof
wie dem Jexhof vor Augen
führt. Bei dem weiteren neuen
Angebot „Museum aktiv“ ler-
nen Erwachsene die bäuerliche
Vergangenheit näher kennen.

Bei den Naturerlebnistagen
„Den Wald erleben“, „Ökoral-
lye“, „Abenteuer Wasserwelt“,
„Blumen, Gras und Heu-
schrecken“, „Lebensraum Moor“,
„Überleben im Winter“ und
„Staunen, stöbern, matschen“ in
Zusammenarbeit mit dem Ver-
ein Mensch und NaTour e. V.
werden Schülerinnen und
Schüler sowie Kindergartenkin-
der selbst aktiv und erkunden
ihre Umwelt. Neu hinzugekom-
men ist hier der „Lebensraum
Hecke“.                                        ?
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Familienfreundlicher
Landkreis Bamberg

„Der Landkreis Bamberg - ein familienfreundlicher Land-
kreis“, so definiert der Familienausschuss das Ziel seiner Ar-
beit. Vorrangig widmet er sich der Aufgabe, flächendeckende
Betreuungsangebote für Kinder von berufstätigen Eltern zu
schaffen. Die dazu gebildeten Projektgruppen stellten in der
jüngsten Sitzung des Familienausschusses ihre Ergebnisse und
weitere Planungen vor.

Die Projektgruppe, die sich
mit der Idee befasst, „unbe-
setzte Kindergarten-Gruppen
oder Schulräume für Mittags-
bzw. Ganztagsbetreuung zu
nutzen“, leistete Grundlagen-
arbeit und ermittelte, welche
Angebote der Kinderbetreu-
ung es in den einzelnen Land-
kreisgemeinden aktuell gibt.
Die Ergebnisse sollen nun-
mehr auf den Internetseiten
des Kreisjugendamtes veröf-
fentlicht werden, damit sich
Familien zum Beispiel bei der
Wohnortsuche über Betreu-
ungsangebote vor Ort infor-
mieren können.

Familienförderpreis

Im Herbst 2003 hatte der Ju-
gendhilfeausschuss beschlos-
sen, einen Familienförderpreis
des Landkreises mit dem Titel
„FAMILY & Co. KG“ aus-
zuloben. Die Projektgruppe
nahm die nähere Ausgestal-
tung vor: Erstellung eines Fra-
gebogens an die Bewerber,
Festlegung des Zeitplanes,
Entwicklung eines Slogans,
Umfang und Gestaltung der
Auszeichnung. Damit keine
Verwechslung mit dem derzeit
laufenden Frauen-Förderpreis
des Bayerischen Staatsmini-
steriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen
entsteht, befürworteten die
Ausschussmitglieder den Vor-
schlag, den Startschuss für den
Wettbewerb erst für den
Herbst 2004 vorzusehen und
die Preisverleihung im Juni
2005 vorzunehmen.

Im Hinblick auf die Betreu-
ungsangebote am Landratsamt
für „Amtskinder“ wird derzeit

geprüft, ob eine Kooperation
mit den „Krabbelmonstern“
vom Studentenwerk Bamberg
möglich ist. Zu der Projekt-
idee, Gemeinden zu motivie -
ren, mit Kindergärten die Fe-
rienbetreuung von Kindern
durch zeitversetzte Schließzei-
ten der Einrichtungen zu ver-
einbaren, stellte Bürgermeister
Zipfel das Modell in Schlüs-
selfeld vor. Die Ausschussmit-
glieder empfahlen, für das
Modell im Rahmen einer Bür-
germeister-Dienstversamm-
lung zu werben.

Projektgruppe

Eine Projektgruppe beschäf-
tigt sich damit, wie man Bera-
tungsstellen an Schulen und
Kindertageseinrichtungen ein-
richten kann. Solche Bera -
tungsstellen könnten Binde-
glied sein zwischen Kinderta -
gesstätte, Schule und Familie.
Durch Eltern- bzw. Infoaben-
de oder auch sog. Familienta -
ge könnten Hilfestellungen zu
speziellen Themen des erzie -
herischen Alltags gegeben und
Präventionsarbeit geleistet
werden. 

Im Rahmen der Jugendhilfe-
planung wird das Kreisjugend-
amt beim Planungsteilbereich
„Förderung der Erziehung in
der Familie“ dazu eine aus-
führliche Bedarfsfeststellung
vornehmen.

Schließlich wurden konzep-
tionelle Überlegungen bezüg-
lich der Einrichtung von sog.
integrierten Eltern-Kind-Grup-
pen in Gemeinde-Netzwerken
angestellt. Wichtig erschien
den Projektmitgliedern, dass
Familien mit Kindern von

sechs Monaten bis dreieinhalb
Jahren in bereits bestehende
gemeindliche Eltern-Kind-
Gruppen integriert werden,
um auch schon für die Kleins-
ten eine Form der Betreuung
anbieten zu können und jun-
gen Eltern frühzeitig Kontakt-
möglichkeiten zu verschaffen.

Eltern-Kind-Gruppen

Im Landkreis gibt es bereits
152 Eltern-Kind-Gruppen, die
unter der Trägerschaft der je-
weiligen Pfarrei stehen. Im
Einzelnen soll noch geprüft
werden, wie junge Familien

am besten in dieses bestehen-
de Netz eingebunden werden
können.

Erfreuliche Ergebnisse

Über die bisher erzielten Er-
gebnisse und das damit ver-
bundene Engagement zeigten
sich die Ausschussmitglieder
sehr erfreut. Es wurde verein-
bart, dass die Projektgruppen
an ihren Projektvorhaben wei-
terarbeiten und weitere Ergeb-
nisse in der nächsten Aus-
schusssitzung vortragen.

Darüber hinaus wurde fest-
gelegt, dass die Arbeit des Fa-
milienausschusses mit der Be-
planung des Bereiches „Förde-
rung der Erziehung in der Fa-
milie“ des Unterausschusses
Jugendhilfeplanung verknüpft
wird, wovon man sich positive
Synergieeffekte erwartet. DK

Die Landshuter City mit Blick auf das Wahrzeichen St. Martin. ?

Ausstellungseröffnung in Landshut:

„800 Jahre Altbayern
im urbanen Spiegel“

Ministerpräsident Edmund Stoiber eröffnete am 1. Mai die
Ausstellung „Landshut - 800 Jahre Altbayern im urbanen
Spiegel“ in der Residenz Ludwigs X. In der Jubiläumsausstel-
lung wird die Geschichte der Stadt Stück für Stück, Raum für
Raum rückwärts erzählt. Die Ausstellung, die bis Ende kom-
menden Jahres geöffnet ist, holt den Betrachter in der Gegen-
wart ab und führt ihn zurück zu den mittelalterlichen Anfän-
gen und darüber hinaus in die Tiefe vorgeschichtlicher Zeit.

Im Deutschen Bau, dessen
Sanierung pünktlich zum Ju-
biläum abgeschlossen wurde,
werden über 800 Objekte ge-
zeigt - ausgewählte Kunstwerke
und Artefakte von den Anfän-
gen über alle acht Jahrhunderte
(1204 bis 2004) der Stadt hin-
weg. Zahlreiche Werke werden
erstmals präsentiert, andere er-
scheinen nach sorgfältiger Re-
staurierung in neuem Glanz.

Vielfältiger Bilderbogen

In wunderbaren Exponaten
breitet die Ausstellung laut Ed-
mund Stoiber die reiche Ge-
schichte der Stadt vor dem Be-
trachter aus. In einem vielfäl-
tigen und informativen Bilder-
bogen biete sie einen Rückblick
auf acht Jahrhunderte Stadt-
geschichte, die über weite
Strecken aufs Engste verwoben
sei mit der Geschichte Altbay-
erns. Diese Retrospektive führe
eindrucksvoll vor Augen:
„Landshut ist ein Juwel, ein
Schmuckstück, auf das die Bür-
gerinnen und Bürger der Stadt
und auf das wir alle in Bayern
stolz sein können!“

Landshut, so Stoiber weiter,
sei mehrfach bayerische Resi-
denzstadt gewesen, eine Stadt
der Künste und der Wissen-
schaften. Sie sei eine Stadt des
Handels, des Gewerbes, der
Verwaltung und die Stadt, in der
schon immer ein selbstbewus-
stes Bürgertum zu Hause ist. 

Die Ausstellung über 800
Jahre Stadtgeschichte schärfe
den Blick für Geschichte. Zu-
gleich mache sie aber auch
deutlich, „dass es Menschen
waren und sind, und nicht Häu-

ser, die eine Stadt prägen“.
Natürlich scheine in der Burg

und im Turm der Kirche von St.
Martin die Geschichte der Stadt
auf: Aber die Trausnitz, die
hoch über Landshut thront, sei
Ausdruck des Macht- und Ge-
staltungswillens der Wittelsba-
cher, die diese Stadt 1204 grün-
deten und ihr gute, aber auch
harte Zeiten bescherten, erklärte
Stoiber.

Den Wittelsbachern verdanke
die Stadt das prunkvolle Ereig-
nis der „Landshuter Hochzeit“,
mit der sich eine Glanzzeit
der Stadtgeschichte verbindet.
Auch deshalb spielten die ge-
schichtsbewussten Landshuter
alle vier Jahre dieses historische
Ereignis nach und lassen das
Mittelalter in der Stadt wieder
lebendig werden. 

Robustes Selbstbewusstsein

Neben der Burg sei der hoch-
aufragende Turm von St.Martin
das zweite Wahrzeichen der
Stadt. Seine charakteristische
Silhouette stelle das Symbol des
robusten Selbstbewusstseins der
Bürger dieser Stadt dar, die
schon damals den Herzögen und
Regenten immer wieder die Stirn
boten. Die Grundlage für das ge-
wachsene Selbstverständnis der
Bürger erschließe sich bei einem
Gang durch die Altstadt.

Die prachtvollen Bürgerhäu-
ser seien nicht nur kunstge-
schichtlich großartige Beispiele
für Städtebaukunst im ausge-
henden Mittelalter und in der
Renaissance, sondern auch Zeu-
gen des Reichtums ihrer Besit-
zer. Stoiber: „Handwerk und
Handel hatten und haben einen

‚Goldenen Boden’ in Lands-
hut.“ 

Finanzminister Kurt Faltlhau-
ser bezeichnete den grundle-
gend sanierten Deutschen Bau
der Stadtresidenz als neues
Glanzlicht in Landshut. Der zur
Altstadt orientierte Komplex,
mit dem Herzog Ludwig X.
1536 seinen spektakulären Re-
sidenzneubau begann, trete in
eine neue Nutzungsphase.

Herzstück restauriert

In die Sanierung des Deut-
schen Baus investierte der Frei-
staat Bayern 3,27 Mio. Euro.
Damit wurde auch der Deutsche
Saal als Herzstück des Gebäu-
detrakts restauriert. Landshut,
so Faltlhauser, gewinne damit
einen besonders attraktiven und
hochwertigen Veranstaltungs-
saal mitten in der Stadt hinzu.
Die Museumsräume wurden
grundlegend saniert und den
Anforderungen eines modernen
Museums entsprechend tech-
nisch ausgerüstet. Gleichzei-
tig mit der Neugestaltung des
Haupttreppenhauses wurde die
Infrastruktur geschaffen, um 
alle Geschosse optimal und be-
hindertengerecht zu erschließen. 

„Museumsquartett“

Laut Oberbürgermeister Josef
Deimer zeichnet sich das in den
Jahren herangewachsene Mu-
seums- und Kulturkonzept der
Stadt Landshut gleichermaßen
aus durch Dezentralität und
Vielschichtigkeit. 180.000 Be-
sucher in den vergangenen Jah-
ren signalisierten schon jetzt ei-
nen Erfolg des Konzepts; nun
sei ein „Museumsquartett“ voll-
endet aus Skulpturenmuseum,
Heilig-Geist, Kreuzgang und
eben der Residenz.

Dennoch, so Deimer weiter,
gebe es ein gewünschtes Herz-
stück: einen Museumsneubau,
dessen Finanzierung allerdings
vorerst nicht in Sicht ist. Trotz-
dem sollte man diesen Wunsch
nicht aufgeben, so Deimer,
denn: „Wir brauchen neue Träu-
me. Visionen sind erlaubt, weil
sie der Beginn der Realität
sind.“                                         DK

„Europa: Visionen -
Realität - Finalität“
Europa-Union Unterfranken tagte in Würzburg

Die Europa-Union Unterfranken (EU-UFR) hatte in den Rats-
saal von Würzburg unter dem Motto „Europa: - Visionen - Rea-
lität - Finalität“ zum Europatag 2004 eingeladen. Die gesamte
Führungsspitze der EU-UFR mit 1. Vorsitzenden Hubert Kle-
bing (Laufach-Hain), seinen Stellvertretern Edgar Hirt (Ham-
melburg), Edgar Schuck (Niederwerrn) und Anton Halbich
(Würzburg) war angetreten, um angesichts der EU-Erweiterung
am 1. Mai 2004 und der Wahl des 6. Europäischen Parlamentes
im voll besetzten Ratssaal einen Rechenschaftsbericht über die
Arbeit der EU-UFR in den letzten Jahrzehnten zu geben und von
der weiteren Entwicklung zu sprechen.

Wolfgang Hugo, Frankreich-
experte der EU-Würzburg, deu-
tete die letzten Entwicklungen
des deutsch-französischen Ver-
hältnisses als „Motor der Eu-
ropäischen Union“ und Bürger-
meister Dr. Adolf Bauer, gleich-
zeitig 2. Vorsitzender der EU-
Würzburg, sprach über „Würz-
burg als Europastadt“.

Europa-Pionier

Im Hauptreferat erinnerte An-
ton Halbich an den Würzbur-ger
Europa-Pionier Michael Meis -
ner, der das Absägen der
deutsch-französischen Zoll-
schranke von Germanshof nach
dem 2. Weltkrieg entscheidend
gefördert hatte, ebenso an die
Frieden stiftenden Taten der
Jung-Europäer von damals mit
Edgar Hirt an der Spitze.

Trotz aller Erfolge müsse die
Europa-Union wachsam blei-
ben. Halbich kritisierte Polens
hastige Garantie der Steuerfrei-
heit für deutsche Unternehmen:

„So können wir das neue Euro-
pa nicht bauen“.

Der Leiter der Vertretung der
EU-Kommission in München
Paul-Joachim Kubosch bezeich-
nete die Jahrzehnte lange Arbeit
der Europa-Union Unterfranken
als Deutschland weitvorbild-
lich. Er versprach, in München
wie in Brüssel immer an den
Bocksbeutel, das Wahrzeichen
Unterfrankens, zu denken.

Die Feierstunde rundete das
Orchester des „Matthias-Grüne-
wald-Gymnasiums Würzburg“
unter Dr. Ulrich Stinzendörfer
eindrucksvoll ab.                       ?

Hochwasserschutz:

Besonderer Stellenwert 
in der Oberpfalz 

Bei einer Veranstaltung des Wasserwirtschaftsamts Amberg
zum „Weltwassertag 2004“ in Bruck in der Oberpfalz verwies
Umwelt-Staatssekretärin Emilia Müller auf den besonderen
Stellenwert, den der Hochwasserschutz in der Region genieße.
Mit zusätzlichen Hochwasserpegeln und Niederschlags-Ab-
flussmodellen sei bereits vor dem Augusthochwasser 2002 die
Hochwasservorhersage entscheidend verbessert worden.

Für ein Hochwasserschutz-
konzept der Stadt Nittenau
wurden darüber hinaus bereits
im Dezember 2003 Zuschüsse
in Höhe von 75 Prozent in
Aussicht gestellt. Auch das
Planungskonzept für den Sulz-
bach, der neben Nittenau
Bruck und Bodenwöhr durch-
fließt, könne gefördert wer-
den, so Emilia Müller.

Festhalten am Programm

Die Staatssekretärin bekräf-
tigte, dass Bayern am Aktions-
programm 2020 festhalte und
auch die Hochwasserschutz-
maßnahmen der Kommunen
an kleinen Gewässern weiter
fördern werde. 

Kleine Gewässer als Basis

Müller: „Effektiver Hoch-
wasserschutz beginnt bei den
kleinen Gewässern.“ Die Was-
serwirtschaftsverwaltung wer-
de die Rückhaltung von Hoch-
wasser und die Gewässerrena-
turierung als Teil des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes
in der Region weiter voran-
treiben.

Das Umweltministerium ha-
be deshalb die Renaturierung
des Sulzbachs bei Bruck mit
70 Prozent bezuschusst und
mit fast 100.000 Euro den
Rückbau und die Umgestal-
tung einer rund 2 Hektar
großen Teilfläche der Angerin-
sel im Regen mitten im Her-
zen von Nittenau, so Emilia
Müller.                                   DK

Eichstätt Spitze in
Demografie-Studie 

Das oberbayerische Eich-
stätt hat unter allen deutschen
Kreisen die besten Zukunfts -
aussichten. Zu diesem Ergeb-
nis kommt die Demografie-
Studie „Deutschland 2020“
des Berlin-Instituts. Eichstätt
zeichne eine hohe Kaufkraft,
eine niedrige Arbeitslosigkeit
und ein „exzellentes“ Lehr-
stellenangebot aus.

Unter den 20 zukunftsfähig-
sten Kreisen befinden sich ne-
ben Eichstätt zwölf weitere
aus Bayern, darunter Erding
und Freising. Der Region
Oberfranken wurde dagegen
eine schlechte Zukunftsfähig-
keit attestiert.                       DK
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„Stell Dir vor, es ist Wahl
und keiner geht hin.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, war
nicht sonderlich originell, als
er das alte Brecht-Zitat ver-
fremdete. Es war ihm aber
wurst, denn er schien ernst-
haft besorgt.

Am 13. Juni ist Europawahl
und noch immer wissen dies
nur knapp 10 Prozent der
Deutschen. Besonders er-
schreckend wurde dies bei der
Feier aus Anlass der Erweiterung der EU deut-
lich, die der Bürgermeister im Städtchen orga-
nisierte. Da gab es kulinarische und bacchanti-
sche Spezialitäten aus alten wie neuen EU-Län-
dern - slowenischen und griechischen Wein, un-
garisches Gulasch und Irish Stew. Das kam gut
an und die Leute haben die ja nicht ganz unum-
strittenen Beitritte nach anfänglichem Zögern
dann doch von Herzen mit polnischem Wodka
und italienischem Grappa begossen. Aber wenn

man gefragt hat, ob sie dann auch zur Europa-
wahl gingen, haben die allermeisten doch die
Brauen vor Überraschung hochgezogen, dass
es so was auch noch gibt.

Dabei ist Europa gerade für die kommunale
Ebene in den letzten Jahren immer wichtiger
geworden. Denken wir nur an die dauernden
Versuche, unsere Sparkassen zu zerschlagen
und die ländlichen Räume damit für alle ohne
Home-Banking zur finanzdienstleistungsfreien
Zone zu erklären. Oder der Kampf um die kom-
munale Daseinsvorsorge, etwa im Trinkwasser-
bereich. Mir hat folgender Bericht aus England
genügt, um ein kräftiges Lob auf unser städti-
sches Wasserwerk zu singen: Ein großer Ge-
tränkekonzern hat ein trendiges Tafelwasser un-
ter einem betörend exotischen Namen im Markt
eingeführt. Nach einigen Wochen aber wurde
der Vertrieb gestoppt, weil in dem Wasser zu
viele giftige Rückstände in bedenklicher Kon-
zentration enthalten waren. Als die Quelle ge-
sucht wurde, aus der das Nass sprudelte, wurde
man im Norden Londons fündig: Dort wurde
einfach Leitungswasser des dort privatisierten

Wasserwerks in Plastikfla-
schen mit buntem Etikett ge-
füllt, um den Leuten für
knapp einen Euro zum Kauf
angeboten zu werden, die mit
dem Wasser, das zu Hause
aus dem Hahn kommt, nicht
zufrieden waren. Solche Zu-
stände brauchen wir nicht in
ganz Europa.

Klar, die Parteien kommen
nach dem Marathon von Kom-
munal-, Bundestags-, Land-

tags- und Bezirkstagswahl der letzten beiden
Jahre erst schleppend in die Gänge. Es gibt von
Haus aus weit weniger Kandidaten als bei an-
deren Wahlen, die ihre Freunde in den jeweili-
gen Orts- und Kreisverbänden zum Kämpfen
motivieren könnten. Die Möglichkeit von Bun-
deslisten und die fehlende Persönlichkeitswahl
haben zudem zur Folge, dass die Listen einiger
bedeutender Parteien im aussichtsreichen vor-
deren Bereich den Eindruck machen, als wäre
bei der jeweiligen Aufstellungsversammlung
vor dem Saal ein Schild gehangen: Bayern
müssen leider draußen bleiben.

Zudem ist der Wahltag der letzte Sonntag der
Pfingstferien und die Wahllokale sind bis 20
Uhr offen, so dass unser Wahlamt kaum Wahl-
helfer bekommt. Naja, jetzt hat mein Chef, der
Bürgermeister, die Sache selbst in die Hand ge-
nommen. Er will Claudia Elfer und Fanny Ba-
cher, die ewigen Rivalinnen, zusammen span-
nen, damit etwas Schwung in den Wahlkampf
kommt. Schließlich ist die Europa der griechi-
schen Mythologie auch eine Frau. Auf dem Ka-
lenderblatt stand übrigens am 1. Mai eine Er-
kenntnis von Gustav Stresemann: „Mit einem
gewissen Lächeln sehen wir heute auf den Zu-
stand Deutschlands zurück, in dem sich Klein-
staaten durch eigene Zollgrenzen und ein eige-
nes Geldwesen voneinander absperrten. Ich
hoffe, dass wir dereinst mit dem gleichen
Lächeln uns des Zustandes Europas erinnern
können, der demjenigen des vergangenen
Deutschlands entspricht.“ 

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Am 13. Juni ist 
Europawahl!

Leserbrief an die GZ
Mohr-Villa-Diskussion und Grundsätzliches zu den Bezirksausschüssen:

Einfluss um jeden Preis?
„Sehr geehrte GZ-Redaktion,
zunächst möchte ich mich ganz herzlich für Ihren gelungenen Bei-
trag über die Freimanner Mohr-Villa bedanken. Fast zeitgleich mit
dessen Erscheinen fand eine Bezirksausschuss-Sitzung statt, die
mehrere Dutzend Mitglieder zu einer Solidaritätskundgebung an die
Adresse ihres Vorstands und der Geschäftsführung nutzten, nachdem
SPD-Stadtteilpolitiker, allen voran der Bezirksausschussvorsit-
zende Werner Lederer-Piloty, den Verein zuletzt stark kritisiert hat-
ten. Die leidige Wichtigtuerei in Freimann ist kein Einzelfall. Immer
wieder versteigen sich die Bezirksausschüsse in Sachgebiete, für die
sie nicht zuständig und auch nicht kompetent sind. Mit dem vorge-
schobenen Argument der kommunalen Selbstverwaltung versuchen
sie, sich in Szene zu setzen. Die rechtliche und politische Situation
der Bezirksausschüsse stellt sich für mich wie folgt dar:

In jedem der 24 Münchner
Stadtbezirke ist ein Bezirksaus-
schuss eingerichtet. Diese Be-
zirksausschüsse sind unter-
schiedlich groß, wie auch die
Stadtbezirke uneinheitlich in
der Größe sind. In den kleinen
innerstädtischen Bezirken wie
Altstadt-Lehel oder Ludwigs-
vorstadt „bestimmen“ weniger
als 20 Bezirksausschussmitglie-
der „die Geschicke“ des Stadt-
teils, in großen Bezirken wie
Milbertshofen-Hart oder Schwa-
bing-Freimann, die sich von der
Bevölkerungszahl mit so man-
cher großen Kreisstadt messen
können, arbeiten um die 30
Stadtviertelpolitiker.

Die Münchner Bezirksaus-
schüsse sind ein kommunalver-
fassungsrechtliches Unikum,
in denen sich maximale demo-
kratische Legitimation mit mi-
nimalen Gestaltungsmöglich-
keiten vereinigen. Die Mitglie-
der werden gleichzeitig mit
den Stadträten der Landes-
hauptstadt München nach dem
gleichen Wahlmodus der für
Stadtrats- oder Gemeinderats-
wahlen gilt direkt auf sechs
Jahre vom Wahlvolk des jewei-
ligen Stadtbezirks gewählt, das
Gremium selbst hat aber prak-
tisch keine nennenswerten
Kompetenzen. 

Man könnte die Bezirksaus-
schüsse mit dem kleinen Trick-
filmfisch Nemo vergleichen,
der eine kräftige, gesunde
Flosse hat (Direktwahl) und
eine kleine verkrüppelte, aber
gleichviel ein Maximum an
Rabbatz macht, um mit den
normalen Fischen mithalten zu
können. 

Wie verstümmelt die zweite
Flosse ist, zeigt sich vor allem
daran, dass die Bezirksaus-
schüsse kein Budgetrecht haben
- und das Budgetrecht ist nun
mal das Kronrecht jedes parla-
mentarischen Gremiums. Außer-
dem ist ein Gremium eigentlich
ein zahnloser Tiger, das weder
über seine Einnahmen noch sei-
ne Ausgaben souverän bestim-
men kann.

In der Tat haben die Bezirks-
ausschüsse nur zwei Finanztöp-
fe, über die sie verfügen kön-
nen:
? Einen Topf mit Zuweisungen
für Verwaltungsaufgaben, aus
dem sie die Kosten für den lau-
fenden Geschäftsbetrieb des
Ausschusses decken. Das sind
Peanuts, nachdem alle admini-
strative Arbeiten des Gremiums
(die nicht wenig ist) durch von
der Landeshauptstadt München
unterhaltene Geschäftsstellen
erledigt werden.
? Einen Topf mit Mitteln, wel-
che die Stadt München nach ei-
nem Pro-Kopf-Schlüssel für die
Unterstützung örtlicher Vereini-
gungen und Initiativen zur Ver-
fügung stellt. Dabei entscheidet
die Stadt alleine, wie viel Geld
pro Jahr zur Verfügung gestellt
wird, der Bezirksausschuss re-
gelt nur die Verteilung. Hier hat
die Stadt aber kein „frisches“
Geld in die Hand genommen,
sondern sich schlicht aus der
Förderung von Stadtviertelakti-
vitäten zurückgezogen und das

gesparte Geld an die Bezirks-
ausschüsse weitergeleitet. Die
Bezirksausschüsse sind also so
etwas wie Erfüllungsgehilfen
der Stadt. Große Sprünge kön-
nen die Bezirksausschüsse mit
dem Geld nicht machen: Pro
Einwohner im Stadtviertel gibt
es einen Euro abzüglich einer
Sperre von 10 v.H.

Im Großen und Ganzen hat
der Bezirksausschuss nur Anhö-
rungs- und Mitberatungs-, aber
keine Entscheidungs- oder sinn-
volle Informationsrechte. Die
wesentlichen Entscheidungs-
rechte sind:
? Entscheidungen über kleine-
re Baumaßnahmen (etwa die
Errichtung von Brunnen, Aus-
gestaltung von U-Bahnhöfen),
soweit keine persönliche Eh-
rung damit verbunden ist;
? Entscheidung über die Be-
nennung von Straßen und Plät-
zen, soweit keine persönliche
Ehrung damit verbunden ist;
? Entscheidung über die
straßen- und wegerechtliche
Widmung von Verkehrsflächen,
soweit der Unterhalt dieser Ver -
kehrsflächen durch den städti-
schen Haushaltssatzungsgeber
gedeckt ist;
? Behandlung von Anträgen
aus Bürger- und Einwohnerver -
sammlungen.

Interessant ist, dass der Ober -
bürgermeister (faktisch also die
Verwaltung) ohne Befassung
des Stadtrates praktisch alle Be-
schlüsse der Bezirksausschüsse
kippen kann! Denn nach der
Gemeindeordnung sind die zur
Entscheidung übertragenen
Aufgaben im wesentlichen Ge-
schäfte der laufenden Verwal-
tung.

Ansonsten dürfen die Bezirks -
ausschüsse ihren Senf zu Baum-
fällungsanträgen nach der
Baumschutzverordnung, bei der
Genehmigung von Sperrzeitver -
kürzungen oder Erlaubnisse
nach dem Straßen- und We-
gegesetz (Freischankflächen,
Flohmärkte, Sommerfeste) ge-
ben, was die Tagesordnungen
aufbläht und den Gremien einen
Hauch von Wichtigkeit gibt. Nur
in einem Punkt haben die Be-
zirksauschüsse den Stadträten
eine Nasenlänge voraus: Sie
bekommen Bebauungspläne
zur Anhörung, bevor die Ver-
waltung die jeweiligen Sat-
zungsvorlagen dem Stadtrat
zuleitet!

Der Bezirksausschuss kommt
aus zwei Gründen nicht als Trä-
ger eines Bürgerhauses in Fra-
ge: Weil er über keine Finanz-
mittel verfügt ein solches zu er -
richten, zu unterhalten oder zu
bespielen und weil der Bezirks -
ausschuss über keine Rechts -
persönlichkeit verfügt, die es
ihm erlauben würde, im Rechts -
verkehr aufzutreten.

Ein Bezirksausschuss könnte
nur auf zwei Wegen bestimmen-
den Einfluss auf ein Bürgerhaus
bekommen: 
? Wenn er Mitglied in einem
Trägerverein wäre, der seiner-
seits über eine Rechtspersön-
lichkeit verfügt;
? wenn die Stadt ihn mit der
Verwaltung des Bürgerhauses

beauftragte (eher würde sich
die zuständige Kulturreferen-
tin aber wohl ein glühendes
Eisen durch die Wange trei-
ben, bevor sie sich der Passi-
on unterwerfen würde, sich in
Abhängigkeit von einem Gre-
mium aus Amateurpolitikern
zu begeben).

Man kann die Bezirksaus-
schüsse heutiger Prägung nicht
verstehen ohne einen Blick in
die Historie. Pate der Bezirks-
ausschüsse war der nicht
falsche Gedanke, dass in einer
Millionenstadt wie München
nicht 80 Stadträte alle Proble-
me, Anregungen, Wünsche und
Befindlichkeiten aus allen
Ecken der Stadt kennen, würdi-
gen und lösen können. Deshalb
hat man örtliche Gremien ge-
schaffen, deren Mitglieder als
eine Art Ombutspersonen den
Bürgern beim täglichen Klein-
klein mit der städtischen Büro-
kratie zur Seite stehen und das
ganze bei Bedarf auf die politi-
sche Ebene hochziehen konn-
ten. 

Aus diesem Gedanken ent-
springt auch der Name „Aus-
schuss“, denn ursprünglich bil-
deten die Bezirksausschüsse die
Kräfteverhältnisse der Parteien
im Stadtviertel gemessen am Er-
gebnis der Stadtratswahl ab und
die Parteien haben ihre Vertre-
ter in dem Gremium durch par-
teiinterne Wahlen bestimmt (in-
direkte Legitimation). 

Das hat prima funktioniert,
bis Apologeten der Graswurzel-
demokratie im Zuge der Ein-
führung von Bürgerentscheiden
in Bayern auch die Direktwahl
der Bezirksausschüsse durchge-
setzt haben. Seither hat Mün-
chen neben 80 ehrenamtlichen
Stadträten die stattliche Anzahl
von 640 weiteren direkt durch
Wahl legitimierten Volksvertre-
tern (mit der reinen Kopfzahl
hätte man in früheren Zeiten die
UdSSR regieren können), deren
Qualität durchaus als heterogen
zu bezeichnen ist.

Vor allem gibt es neben der
nicht zu unterschätzenden 
Gruppe von Bezirksausschuss-
mitgliedern, die im Rahmen des
Möglichen engagierte und sinn-
volle (manchmal vielleicht un-
auffällige) Arbeit zur Verbesse-
rung der Lebensverhältnisse lei-
sten und der wachsenden Grup-
pe von Dampfplauderern, die
von den Parteien der Not ge-
horchend als Listenfüller ins
Rennen geschickt werden, noch
diejenigen, denen das enge Kor-
sett des Bezirksausschusses zu
wenig Entfaltungsraum lässt
und die ihren Einfluss und Wir-
kungsgrad verbreitern wollen,
um den Mangel an echten Kom-
petenzen durch Mitsprache in
möglichst vielen Bereichen im
Stadtviertel (Vereine, Initiativen
etc) zu kompensieren.

Was die Zukunft anbelangt,
scheinen nur zwei Lösungen
möglich:
? Echte Stadtviertelparla-
mente mit eigener Exekutive
nach Berliner Modell, für das
aber das Stadtgebiet in höch-
stens acht gleichgroße Seg-
mente aufgeteilt werden müs-
ste (illusionär!)
? Ein Zurück zum gestande-
nen Stadtviertelpolitiker, der als
Stadtteilvorsteher einen un-
bürokratischen Link zwischen
Bürger einerseits und Stadtver-
waltung/Stadtrat andererseits
darstellt

Wahrscheinlich bleibt aber
alles wie es ist - unbefriedigend,
ineffizient und mit gewählten
Stadtviertelpolitikern, die um je-
den Preis ihren Einfluss auszu-
dehnen suchen.“
Dr. Martin Welcker, München

Würzburg:

Glanzvoller Festakt zum 
1300-jährigen Stadtjubiläum

Nur eine Burg auf dem Marienberg, eine Furt im Fluss und ei-
ne kleine Siedlung von Handwerkern und Kaufleuten am Ufer:
Das war Würzburg, als die Stadt am 1. Mai 704 erstmals in ei-
ner Schenkungsurkunde Herzog Hedens II. mit dem Vermerk
„in castello Virteburch“ erwähnt wurde. Mit einem Festakt in
Würzburg, an dem neben Ministerpräsident Edmund Stoiber
zahlreiche Prominenz aus Politik, Kultur und Wirtschaft sowie
Delegationen aus den Partnerstädten teilnahmen, feierte
Würzburg sein 1300-jähriges Stadtjubiläum. 

Der Festakt fand am 30. April,
dem Vorabend der ersten nach-
gewiesenen Nennung, statt. Die
großen Domglocken läuteten am
Nachmittag den offiziellen Fest-
akt ein. Nach einem Gottesdienst
im Dom ging es dann richtig zur
Sache: 13 Böllersalven krachten,
130 Tauben stiegen gen Himmel
und die Innenstadt verwandelte
sich in eine faszinierende Musik-
und Gauklermeile.

Kommunen stärken

Wie Stoiber betonte, nehme
die Partnerschaft des Landes mit
den Kommunen sowie eine lei-
stungsfähige kommunale Struk-
tur für die Staatsregierung einen
besonderen Rang ein. Bayern
unternehme erhebliche finanziel-
le Kraftanstrengungen, um die
Kommunen zu stärken. So habe
die Stadt Würzburg mit über 7
Millionen Euro in den Jahren
2000 bis 2003 wegen der extrem
angespannten Haushaltslage die
größte Bedarfszuweisung erhal-
ten, die der Freistaat jemals an
eine Kommune gezahlt habe.

Oberbürgermeisterin Pia Beck-
mann und allen Bürgerinnen und
Bürgern der Stadt Würzburg gra-
tulierte der Ministerpräsident zu
dem außergewöhnlichen runden

Geburtstag: „Würzburg ist eine
Stadt mit Charme und Tempera-
ment. Sie ist und bleibt lebens-
werte Heimat, Kulturstadt, at-
traktiver Wissenschaftsstandort
und das Herz Unterfrankens.
Würzburg ist eine Stadt, auf die
ihre Bürgerinnen und Bürger
stolz sein können.“

Enormes Potenzial

Die Stadt Würzburg habe
nicht nur eine große Geschichte,
sondern vor allem auch ein ho-
hes Entwicklungspotential, be-
tonte Stoiber. Wissenschaft und
Kunst seien in der traditionsrei-
chen Stadt seit Jahrhunderten be-
heimatet und seien auch heute
Basis für eine zukunftsorientier-
te Entwicklung. Die Julius-Ma-
ximilans-Universität in Würz-
burg sei die älteste Universität
im heutigen Bayern. Die Hoch-
schulen mit ihren wissenschaftli-
chen und klinischen Einrichtun-
gen stellten heute den größten
Arbeitgeber in der Region.

Stoiber zufolge sind die Erfol-
ge offensichtlich: „In Würzburg
verbinden sich eine gewachsene
Traditionsuniversität mit kon-
sequenter Zukunftsausrichtung
durch innovative Forschung 
in Zukunftstechnologien.“ Der

Freistaat habe Würzburg bei sei-
ner Entwicklung zu einem
führenden Standort in der Medi-
zin und den Biowissenschaften
tatkräftig unterstützt. Im Rah-
men der High-Tech-Offensive
der Bayerischen Staatsregierung
seien 116 Millionen Euro in Un-
terfranken investiert worden. Ein
Großteil davon komme For-
schungs- und Entwicklungspro-
jekten in Würzburg zugute.

Würzburg sei heute ein führen-
der Medizinstandort mit Zukunft.
Mit dem Bau eines Forschungs-
zentrums für experimentelle mo-
lekulare Medizin, der Errichtung
eines Innovations- und Gründer-
zentrums BioMed sowie der Ein-
richtung eines fakultätsübergrei-
fenden Studiengangs Bioinfor-
matik habe sich Würzburg inter-
national profiliert.

Investition in die Zukunft

Auch das neue Zentrum für
operative Medizin, das kürzlich
seinen Betrieb aufgenommen
habe, sei vom Freistaat gefördert
worden. Das Land habe gemein-
sam mit dem Bund rund 152
Millionen Euro aufgewendet.
Große Bedeutung für die Weiter-
entwicklung habe außerdem das
im Bau befindliche neue Zen-
trum für innere Medizin, das
spätestens 2008 fertiggestellt
werden solle. Stoiber: „Beide
Einrichtungen werden das her-
vorragende Ansehen der medizi-
nischen Fakultät weiter steigern.
Sie zeigen, dass Bayern auch in
finanziell angespannter Zeit in
die Zukunft investiert.“ DK



ZU GUTER LETZT20 GZ06. 05. 2004

Vorschau auf GZ 10
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 10, die am 21. Mai
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Abfall und Recycling
? Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
? Kommunalmarketing
? Schulungen

Gelegenheit
für Ihre jugendlichen Inlineskater 

oder Skateboarder
gebr. Halfpipe sowie verschiedene Rampen mit
unverwüstlichem Topdress Kunststoffbelag von
priv. ehem. Skatehalle günstig abzugeben. Ideal
auch als Außenanlage. Tel. 09971/2103.

Verkäufewickelt sich die Regionalbewe-
gung massiv. Die südlichen
Länder und Frankreich tun sich
hingegen schwer.“ 

Vom Aussterben bedroht

Mit zwei deutlichen Aktionen
veranschaulichten die Feucht-
wanger Bürger die Probleme,
die durch die Globalisierung
und die fortschreitende Verö-
dung der Innenstädte entstehen:
Drei Kräne zogen vor zahlrei-
chen Schaulustigen große Plaka-
te in den Abendhimmel. Dane-
ben mauerten die Bewohner der
fränkischen Kleinstadt im grel-
len Scheinwerferlicht ihren als
„Festsaal Frankens“ bekannten
Marktplatz ein. 

Stein für Stein schlossen sie
die Zufahrtsstraßen zum histori-
schen Stadtkern. Sie wollten
damit zeigen, dass Feuchtwan-
gen bald ‚dicht machen’ kann,
wenn es so weitergeht mit der
Konkurrenz auf der grünen
Wiese. Das Zentrum Feucht-
wangens droht unter dem
wachsenden Druck der Han-
delsketten, die sich am Stadt-
rand ausbreiten, auszusterben -
eine Entwicklung von der
zahllose deutsche Städte be-
troffen sind. 

Bewusstseinswandel

Mit der in Feuchtwangen ge-
starteten Aktion „Nachbar, wir
brauchen uns“ setzt die Regio-
nalbewegung auf einen Be-
wusstseinswandel in der Bevöl-
kerung. „Geiz ist geil“ und „Ich

bin doch nicht blöd“ seien Paro-
len, die Spuren in der Gesell-
schaft hinterlassen haben, so die
Bundeskoordinatorin zum Tag
der Regionen, Gisela Endt. Spu-
ren, die gerade vielen kleinen
Betrieben das wirtschaftliche
Überleben schwer machen. 

Wider die Gleichgültigkeit

Um der Gleichgültigkeit dem
Nachbarn gegenüber entgegen-
zuwirken, wurden in Feucht-
wangen die ersten fünf kleinen
Geschäfte und Landwirtschafts-
betriebe mit der „Nachbar, wir
brauchen uns“-Plakette ausge-
zeichnet. Diese Aktion soll nun
auf das gesamte Bundesgebiet
ausgeweitet werden.

Weiterentwicklung

Die Initiatoren des ersten
Bundestreffens der Regionalbe-
wegung, darunter neben dem
Aktionsbündnis Tag der Regio-
nen auch Agenda Transfer/
Bundesweite Servicestelle Lo-
kale Agenda 21, der Deutsche
Verband für Landschaftspflege

und der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland, sehen
in ihrer Veranstaltung eine kon-
sequente Weiterentwicklung des
Tages der Regionen. Auf Initia-
tive des Vereins „Artenreiches
Land - Lebenswerte Stadt“
(Feuchtwangen) und der Bür-
gerinitiative „Lebenswertes Bör-
deland & Diemeltal“ aus dem
ostwestfälischen Borgentreich
dehnte sich der Aktionstag mitt-
lerweile auf das gesamte Bun-
desgebiet aus. 

Tag der Regionen

Bei diesen beiden Initiativen
und den beiden langjährigen
Bundeskoordinatorinnen Gisela
Endt und Brigitte Hilcher laufen
auch in diesem Jahr wieder die
Fäden für den Tag der Regionen
zusammen.

Unter der Schirmherrschaft
von Bundesministerin Renate
Künast werden rund 800 Aktio-
nen im gesamten Bundesgebiet
erwartet. Damit ist der Regio-
nal-Tag am Erntedankfest in
vielen Regionen zu einer festen
Größe geworden.                       ?

Erstes Bundestreffen der Regionalbewegung in Feuchtwangen:

Start der Aktion
„Nachbar, wir brauchen uns“

Fast 200 Teilnehmer aus dem gesamten Bundesgebiet trafen
sich zum ersten Bundestreffen der Regionalbewegung im
bayerischen Feuchtwangen. An drei Tagen erarbeiteten sie
Konzepte, die zur Stabilisierung regionaler Wirtschaftskreis -
läufe und einem bewussten Miteinander zur Stärkung der Re-
gionen beigetragen sollen. Die Ergebnisse wurden in der
„Feuchtwanger Charta“ verabschiedet und am Ende der Ta-
gung an Herrn Wolfgang Reimer vom Bundesministerium
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft überge-
ben. Gleichzeitig wurde die Aktion „Nachbar wir brauchen
uns“ ins Leben gerufen. Durch diese Aktion soll der Nachbar-
schaftsgedanke gefördert und viele kleine und mittlere Betrie-
be motiviert werden, auch in schwierigen Zeiten ihren Betrieb
weiter zu führen.

„Die Regionalbewegung in
Deutschland braucht eine starke
Lobby“, unterstrich Heiner Sin-
del, Sprecher des Aktionsbünd-
nisses Tag der Regionen auf
dem ersten Bundestreffen der
Regionalbewegung im fränki-
schen Feuchtwangen. Bisher ar-
beiteten viele Regionalinitiati-
ven ohne Kontakt zueinander
und kaum bemerkt von der Öf-
fentlichkeit.

„Mit dem ersten Bundestref-
fen der Regionalbewegung
möchten wir heraus aus der Ni-
sche und zeigen, dass regio-
nale Wirtschaftskreisläufe eine
große Chance sind. Sie sichern
Arbeitsplätze im Gegensatz zu
globalisierten Konzernstruktu-
ren. Sie fördern bürgerschaftli-
ches Engagement durch Nach-
barschaft im Gegensatz zur
‚Ich-Gesellschaft’. Und sie spa-

ren Energie und schützen Res-
sourcen, damit auch die nächste
Generation noch eine hohe Le-
bensqualität hat.“ 

Rund 450 Initiativen

Verschiedene Referenten
sprachen über die Regionalbe-
wegung, die nicht nur in
Deutschland, sondern auch in
anderen europäischen Ländern
immer stärkeren Zuspruch fin-
det. „Derzeit gibt es im Bundes-
gebiet rund 450 Initiativen, die
sich in den verschiedensten Be-
reichen der nachhaltigen Regio-
nalentwicklung engagieren“, so
Bernd Blümlein vom Deutschen
Verband für Landschaftspflege.

Nord-Süd-Gefälle

Sehr erfolgreich arbeitet seit
vielen Jahren die österreichi-
sche Waldviertel-Region. De-
ren Regionalmanager Richard
Greindl lieferte einen Überblick
über die Regionalbewegung in
Europa: „Es gibt ein starkes
Nord-Süd-Gefälle“, so Greindl.
„In den skandinavischen Län-
dern  gibt es viele gute Projekte,
die sind uns voraus. Was auf-
fällt: besonders in Osteuropa
und den baltischen Staaten ent-


